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Vorworte

Olaf Lies
Niedersächsischer Ministerpräsident

Sehr geehrte Leserinnen und sehr geehrte Leser,

mit dem sechsten Band der Reihe der jährlichen Bauschaden-
berichte legt das Institut für Bauforschung e. V. im Auftrag der 
VHV Versicherungen wieder einen zukunftsweisenden Bericht 
zur Schadenprävention vor, diesmal zum Thema »Zukunfts-
fähige Infrastruktur«. Damit wird ein Bereich thematisiert, der 
mir bereits als Wirtschafts- und Bauminister sehr am Herzen 
lag, der aber auch in meiner Funktion als Ministerpräsident 
unseres Landes »Chefsache« bleibt. Insofern freue ich mich, 
dass die gewohnt fundierte Analyse der aktuellen Datenlage 
ebenso wie die Darstellung der technischen Innovationen wie-
der einen wertvollen Beitrag zu fachlicher Diskussion und ziel-
führender Kommunikation in der Planungs- und Baupraxis leistet.

Eine sichere und resiliente Infrastruktur ist gleichermaßen Basis und Rückgrat einer 
funktionierenden Wirtschaft. In einem Flächenland wie Niedersachsen, in dem sowohl 
etablierte Industriezentren als auch die vorhandene Landschaft mit Meeren und Küsten, 
Bergen, Flüssen und Kanälen große Standortvorteile bieten, spielt die Infrastruktur eine 
wesentliche Rolle, vor allem, wenn man an die notwendigen Transformationsprozesse 
der Wirtschaft denkt.

Niedersachsen ist bereits jetzt erfolgreich und stark im Bereich der erneuerbaren Ener-
gien: Unsere Stromversorgung wird zu großen Teilen aus Windkraft, Photovoltaik und 
Biomasse gedeckt, und mit der Task-Force Energiewende wurden Genehmigungen 
beschleunigt, sodass beim Bau von Solaranlagen und Wärmepumpen, bei der Wasser-
stoffnutzung und der Gebäudesanierung große Fortschritte erzielt wurden.

Niedersächsischer Ministerpräsident  

Olaf Lies
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VorworteVorworte

Unsere einmalige Lage an der Nordsee macht Niedersachsen zum Drehkreuz für die 
Energie der Zukunft – Windstrom von On- und Offshore-Anlagen, Gas und zukünftig 
auch Wasserstoff fließen durch unser Land. In Cuxhaven wird im Deutschen Offshore 
Industriezentrum (DOIZ) das so wichtige Offshore-Terminal ausgebaut. In Stade entsteht 
das erste feste Flüssiggas-Terminal – , zunächst für LNG, künftig dann für Wasserstoff. 
Auch in Wilhelmshaven gehen die Planungen für ein festes Terminal mit großen Schrit-
ten voran. Aktuell sind dort bereits zwei schwimmende Terminals in Betrieb. 50 Prozent 
der in Deutschland geplanten EU-Großprojekte zur Produktion von grünem Wasserstoff 
werden in Niedersachsen realisiert.

Neben der Energieerzeugung spielen auch die unterschiedlichen Transportwege und 
-arten im Rahmen funktionierender Infrastruktur eine wesentliche Rolle. Kabel- und Lei-
tungstrassen – ober- und unterirdisch – Verkehrsbauwerke, wie Straßen, Schienen, Brü-
cken und Tunnel: Sie alle benötigen Qualitäten, die die notwendige Funktion, Sicher-
heit und Zukunftsfähigkeit gewährleisten. Schauen wir in die Zukunft: 1.800 Kilometer 
des Wasserstoff-Kernnetzes befinden sich in Niedersachsen. Allein für die IPCEI-Pro-
jekte sind rund 2,8 Milliarden Euro Fördergelder – davon rund 840 Millionen Euro aus 
Landesmitteln – vorgesehen. Niedersachsen übernimmt damit Verantwortung für ganz 
Deutschland.

Parallel haben wir, wie im gesamten Bundesgebiet, auch in Niedersachsen die große 
Aufgabe vor uns, den Sanierungsstau in der Infrastruktur zu beenden. Für die möglichst 
schnelle Nutzung des entsprechenden Sondervermögens sind umfangreiche Maßnah-
men erforderlich: Vor allem im Verkehrswegebau muss der Beschleunigung der Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden, zum 
Beispiel durch die konsequente Digitalisierung und flexiblere Gestaltung der Verfahren. 
Jedoch ohne negative Auswirkungen auf die Qualität in Planung und Ausführung. Män-
gel und Bauschäden müssen unbedingt vermieden werden, nicht zuletzt auch vor dem 
Hintergrund des Nachhaltigkeitsgedankens über den Lebenszyklus eines Bauwerks.

So danke ich der VHV Allgemeine Versicherung AG für ihr Engagement als Partnerin 
der Bauwirtschaft – in ihrer Funktion als Versicherung der Branche, aber auch für die 
wichtige Unterstützung des fachlichen Fortschritts. Die kontinuierlichen Analysen des 
 Instituts für Bauforschung in den Bereichen der Mangel- und Schadenursachen und die 
dargestellten Innovationen aus Forschung und Praxis bieten den Planungs- und Baube-
teiligten wertvolles Wissen zur Weiterentwicklung ihrer Prozesse und Verfahren. Jeder 
vermiedene Bauschaden sichert die Funktionsfähigkeit unserer Wirtschaft, vermeidet 
Folgekosten und Behinderungen beim Bau und der Sanierung unserer Infrastruktur und 
schützt nicht zuletzt das Leben der am Bau beteiligten Menschen, die den Infrastruktur-
ausbau in unserem Land mit Kompetenz, Fleiß und Energie voranbringen.
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VorworteVorworte

Gerade die Qualität der Bauwerke im Straßen-, Brücken- und Leitungstiefbau ist eine 
unentbehrliche Stütze für unser Land. Die Baubranche ist nicht nur ein regionaler Wirt-
schaftsfaktor und Arbeitgeber, sondern wesentlicher Teil der Ökonomie und Gesellschaft 
im gesamten Bundesgebiet. Lassen Sie uns deshalb die damit einhergehenden Her-
ausforderungen gemeinsam und mit Zuversicht angehen. Gemeinsames, kluges, ver-
antwortliches Tun und konstruktive Kommunikation sind und bleiben der Schlüssel zum 
Erfolg! Unser gemeinsames Ziel, kostengünstige, qualitativ hochwertige und nachhaltige 
Bauwerke zu schaffen und zu erhalten, ist jedes Engagement wert.

Die Maßnahmen, die im Rahmen meiner Tätigkeit als Bauminister im Niedersächsischen 
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Bauen von meinem Team und mir bereits vorbe-
reitet und begonnen wurden, werden von meinem Nachfolger Grant Hendrik Tonne wei-
terverfolgt werden. Dabei werden alle Chancen genutzt, um die Arbeit im Straßen-, Tief- 
und Leitungsbau zukunftsfähig zu gestalten. Kommen Sie mit Ideen und Initiativen gern 
auf uns und die entsprechenden Häuser zu. Jeder Schritt für dieses gemeinsame Ziel ist 
lohnend!

In diesem Sinne hoffe ich, dass auch dieser Bauschadenbericht gewohnt viele interes-
sierte Leserinnen und Leser findet.

Ihr

Olaf Lies
Niedersächsischer Ministerpräsident
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Vorworte

Reiner Nagel
Vorstandsvorsitzender Bundesstiftung Baukultur

Infrastruktur und Tiefbau sind Begriffe, die in der öffentli-
chen Wahrnehmung oft unter dem Radar bleiben. Besten-
falls sind sie ein notwendiges Übel in Form von Baustel-
len oder ein Ärgernis im kaputten Zustand. Dabei sind es 
gerade das selbstverständlich wirkende Netz aus Straßen, 
Wegen und Schienen, unsere öffentlichen Räume und oder 
das unsichtbare Geflecht aus Leitungen, die unsere Gesell-
schaft am Laufen halten. Ohne diese Infrastruktur kämen wir 
weder von A nach B, könnten uns nicht begegnen, noch hät-
ten wir ein warmes, sauberes oder erleuchtetes Zuhause. 

Leitungen, die Wasser in und Abwasser aus unseren Wohnungen leiten, sind zum Beispiel 
eine unauffällige, weil meist im Boden verlaufende Infra struktur. Jährlich werden darin aber 
acht Milliarden Euro investiert. Da sie zur Erfüllung menschlicher Grundbedürfnisse unab-
dingbar sind, sind Bauprojekte in Tiefbau und Infrastruktur als Daueraufgabe weniger star-
ken konjunkturellen Schwankungen unterlegen als der Hochbau und somit ein verlässlicher 
Motor der Bauwirtschaft.

Das erklärt auch die Bildung eines zusätzlichen Sondervermögens von 500 Milliarden Euro 
für Infrastrukturausgaben des Bundes, der Länder und Kommunen in der kommenden 
Dekade. Das Geld wird dringend benötigt: Laut KfW-Kommunalpanel 2024 beziffern allein 
die Kommunen in Deutschland ihren Investitionsrückstand in die Infrastruktur mit 186 Mil-
liarden Euro. Davon allein knapp über 48 Milliarden in der Straßen- und Verkehrsinfrastruk-
tur – eine klassische Tiefbauaufgabe. 

Neben dem Rückstand gibt es zudem dringende gesellschaftliche Herausforderungen zu 
meistern. Klimawandel und Digitalisierung schlagen sich in zahlreichen Bauaufgaben nie-
der. Vieles von dem, was wir uns angeschafft haben, hat das Ende seiner Lebensdauer 
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Vorworte

erreicht: Straßen halten der aktuellen Belastung nicht mehr stand, viele unserer Wasser-
leitungen sind über 100 Jahre alt. Es ergibt also Sinn, wenn Befragte aus der Stadt- und 
Verkehrsplanung in einer Umfrage der Bundesstiftung Baukultur angeben, die größten Pla-
nungsaufgaben in der Infrastruktur mit 60 Prozent im Umbau und mit 37 Prozent im Ersatz-
neubau zu sehen. Nur 3 Prozent sehen noch Aufgaben im netzerweiternden Neubau. 

Wenn wir aber unsere bestehenden Infrastrukturen anfassen und damit in der Regel über 
einen längeren Zeitraum belastende Baustellensituationen und damit Veränderungen für die 
Lebenswelten der Bevölkerung schaffen, dann muss das Ergebnis nicht nur unterirdisch sei-
ner Aufgabe gerecht werden, sondern auch oberirdisch funktional und gestalterisch über-
zeugen. Als öffentliche Güter müssen Infrastrukturen über ihren Kernzweck hinaus Mehrwert 
für das Gemeinwohl und die Umwelt schaffen. 

So ließen sich beispielsweise im Rahmen des Glasfaserausbaus bevorstehende Leitungs-
maßnahmen auch anderer Bedarfsträger koordinieren und räumlich bündeln, um den durch 
Ver- und Entsorgungsinfrastrukturen strapazierten Boden zu entlasten und Mehrfachbau-
stellen in kurzer Zeit zu vermeiden. Damit würde der dringend für die Klimaanpassung unse-
rer Städte benötigte Raum geschaffen, zum Beispiel für Baumwurzeln und Versickerungs-
flächen. Gerade Elemente der blau-grünen Infrastruktur müssen zum integralen Bestandteil 
jeder Infrastrukturplanung werden. 

An anderer Stelle lässt sich gegebenenfalls die vorgefundene räumliche Situation nach 
Abschluss der Bauarbeiten anders und besser wieder herrichten. Wo vorher Restflächen 
waren, sind anschließend vielleicht Aufenthalts- oder Grünflächen möglich. Sobald Geld in 
unsere Infrastruktur investiert wird, sollten Synergien, Mehrfachnutzungen und die Chance, 
das Umfeld zu verbessern, immer mitgedacht werden. Dieser ganzheitliche Ansatz bedingt 
aber auch eine fach- und disziplinübergreifende Zusammenarbeit.

Die VHV liefert mit ihrer Reihe der Bauschadenberichte wertvolle Erkenntnisse über die 
Ursachen und Häufigkeit von Bauschäden. Sie leistet somit einen wichtigen Beitrag zur Bau-
kultur, indem sie die Chance bietet, voneinander zu lernen und in unserer Ingenieurleistung 
immer besser zu werden. Oft ist es aber gar nicht die Qualität der Planunterlagen oder der 
Ausführung vor Ort, die ein Projekt scheitern lässt, sondern eine mangelhafte oder gar feh-
lende Projektvorbereitung oder im Lebenszyklus eine mangelnde Instandhaltung. 

Zentraler Faktor für gelungene Projekte ist deshalb die Qualität der Planungs- und Bau-
prozesse. Alle Phasen eines Bauvorhabens müssen sorgfältig gestaltet werden – von der 
sogenannten Phase 0, in der die Bedarfe und Anforderungen definiert werden, bis hin zur 
Phase 10, die den Betrieb und die Nutzung umfasst. Ein strukturierter und transparenter 
Prozess fördert nicht nur die Zufriedenheit aller Beteiligten, sondern letztlich auch die Quali-
tät des Bauwerks. Zukunftsfähige technische Infrastruktur braucht eine Baukultur, die mit-
denkt, die sowohl den Tiefbau als auch den oberirdischen Raum in den Blick nimmt und 
durch gelungene Prozesse zu dauerhaften und funktionalen Lösungen führt.



9

Vorworte

Wolfgang Schubert-Raab 
Präsident Zentralverband Deutsches Baugewerbe

Liebe Leserinnen und Leser, 
liebe Kolleginnen und Kollegen,

noch im Februar machte ich mir große Sorgen. Während 
der amerikanische Präsident mit seiner erratischen Poli-
tik die Märkte ins Chaos stürzt, gerät der »Westen«, wie wir 
ihn kannten, ins Wanken. Mittlerweile steht die transatlan-
tische Partnerschaft geo- und wirtschaftspolitisch vor einer 
Zerreißprobe. Und Deutschland? In Deutschland war Wahl-
kampf und die wahlkämpfenden Politikerinnen und Politi-
ker erkannten, dass man auf die neuen Herausforderungen 
nicht vorbereitet ist. Dann kam der 4. März. Gegen 19 Uhr an diesem Dienstag verkünde-
ten die Spitzen von CDU und SPD die Eckpunkte eines Finanzpakets, das eine Lockerung 
der Schuldenbremse für Verteidigungsausgaben und ein 500 Milliarden Euro schweres 
Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaschutz vorsieht. Damit ist theoretisch der 
Weg frei für die Instandsetzung der maroden Infrastruktur in Deutschland. 

Straßen, Schulen, Schienen – die Folgen der unterlassenen Investitionen spüren wir alle im 
Alltag. Zu lange hatten wir uns an einen jahrzehntelangen Reformstau gewöhnt. Für das vor 
sich hin bröselnde Land ist das Finanzpaket ein Glücksfall. Sind wir jetzt alle Sorgen los? 

Der Theorieteil ist zu lang 

Das Sondervermögen ist das Versprechen, die Lösung ist es aber noch nicht. Wir müssen 
radikal durch die bürokratischen Verfahren gehen und diese vereinfachen. Die Prozesse 
für Infrastrukturprojekte in unserem Land sind eine Qual. Wenn es ganz schlimm läuft, 
können Genehmigungsverfahren 85 Prozent eines Autobahnprojekts einnehmen, wäh-
rend wir nur 15 Prozent zum Bauen benötigen.
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Vorworte

Das hat mit dem Planfeststellungsverfahren zu tun, in dem unter Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit langwierig geprüft wird, ob ein Bauvorhaben 
zulässig ist. Vor allem die Möglichkeit, gegen die Zulässigkeit raumbedeutsamer Vorha-
ben und Infrastrukturmaßnahmen zu klagen, kann Bauprojekte im schlimmsten Fall um 
Jahrzehnte verzögern. Beispielsweise in Hessen, wo der Ausbau der A49 am 21. März 
dieses Jahres fertig geworden ist – über 50 Jahre nach Planungsbeginn. Die Politik 
muss nun zeigen, dass sie wirklich Interesse an schnelleren Prozessen hat.

Das Sondervermögen darf nicht zum Sondervergnügen werden

In den vergangenen Jahren sind die Bauvorschriften in unserem Land um irrsinnige 
300 Prozent angewachsen, rund 20.000 gelten mittlerweile verbindlich. Der so häufig 
beschworene, aber so selten gelebte Bürokratieabbau würde die Kosten erheblich sen-
ken. Einiges davon will die neue Bundesregierung laut ihrem Koalitionsvertrag umset-
zen. Das ist gut so. Aber auch die vorherige Regierung hatte einiges auf ihrem Zettel, am 
Ende brach der Neubau trotzdem ein. 

Deutschland braucht einen echten Kulturwandel weg von der in Amtsstuben noch immer 
omnipräsenten legalistischen Denkschule, um mit neuen Verwaltungsstandards den 
Mittelstand zu entlasten und die Projektkosten zu senken. Erst dann wird es dem Land 
gelingen, das viele Geld effektiv einzusetzen. Die schnellste und größte Reinvestion des 
eingesetzten Kapitals wird gelingen, wenn die Aufträge an ortsansässige und einheimi-
sche Firmen erteilt werden. Andernfalls bleibt das Finanzpaket ein teures Experiment 
ohne nachhaltige Wirkung. 

Mittlerweile bin ich optimistischer, dass wir das schaffen, auch wenn jetzt jede Menge 
Arbeit auf die Regierung zukommt. Es bleibt nicht mehr viel Zeit, um die notwendigen 
Veränderungen umzusetzen. Aber die Chance, diese Krise zu bewältigen, liegt in unse-
ren Händen. Lassen Sie uns diese Gelegenheit ergreifen und gemeinsam einen Neustart 
für den Bau ermöglichen.
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Vorworte

Peter Bachmann
Unternehmer

Liebe Leserinnen und Leser,

ein Lob für die EU-Taxonomie? Für dieses Bürokratiemons-
ter, so wie vieles, eigentlich fast alles, was aus Brüssel 
kommt? Nein das ist kein Witz, sondern mein Ernst. Denn 
bei genauer Betrachtung kann dieses, zugegeben sehr sper-
rige Instrument ein wichtiger Wegweiser für die Bau- und 
Immobilienbranche sein. Dieser haftet immer noch der 
Makel an, der Wirtschaftszweig mit der höchsten Mängel-
quote zu sein. Da ist wohl etwas dran, denn sonst bräuchte 
es dieses Buch nicht.

Wie kann es gelingen, Bauschäden zu vermeiden und 
gleichzeitig die Zukunft zu gestalten? Ein tieferer Blick in die EU-Taxonomie offen-
bart eine erstaunliche Erkenntnis. Sie verfolgt ein klares Ziel: Schäden an Mensch, 
Umwelt und Wirtschaft zu vermeiden. Damit ist sie mehr als eine regulatorische Vor-
gabe – sie ist ein intelligentes und unausweichliches System, das unseren Wirtschafts-
raum zukunftsfähig macht. Dennoch wird sie oft verkürzt oder mit Halbwissen diskutiert, 
sowohl in der Politik als auch in den Medien. Besonders das aktuelle Omnibus-Verfah-
ren zeigt, wie stark wirtschaftliche Interessen mit nachhaltigen Notwendigkeiten ringen. 
Doch wer die Taxonomie in ihrer Tiefe versteht, erkennt: Sie ist kein Hindernis, sondern 
unsere Chance, wirtschaftliche Stabilität mit ökologischer Verantwortung zu verbinden.

Versicherer wissen: Schäden entstehen neben menschlichen Fehlern in Planung und 
Ausführung oft durch minderwertige Baustoffe oder mangelnde Widerstandsfähigkeit 
gegenüber klimatischen und strukturellen Belastungen. Genau hier setzt die EU-Taxono-
mie an: Sie hilft, Bauschäden präventiv zu vermeiden, indem sie gezielt auf nachhaltige, 
gesunde und widerstandsfähige Materialien setzt.
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Die Bau- und Immobilienbranche trägt eine enorme Verantwortung – nicht nur als größ-
ter CO2-Emittent, sondern auch als Gestalter langfristiger Infrastrukturen. Ein Blick in 
die Schadenstatistiken zeigt: Viele Bauschäden wären durch taxonomiekonforme, zirku-
läre Bauprodukte vermeidbar. Wenn wir als Branche konsequent vorangehen, reduzieren 
wir nicht nur Schäden und Kosten, sondern setzen auch ein Zeichen für resilientes und 
zukunftsfähiges Bauen. Die Bau- und Immobilienbranche als Vorbild, das wäre ein wichti-
ges Zeichen, nicht zuletzt um mehr junge Menschen für diese spannende und erfüllende 
Branche zu begeistern.

Die fünf Transformationskriterien sind dabei der Schlüssel zur Risikominimierung. Die EU-
Taxonomie bewertet Bauwerke und Produkte anhand von fünf Transformationskriterien. 
Diese haben einen direkten Einfluss auf die Schadenwahrscheinlichkeit und die Folge-
kosten:

1. Soziale Fairness und Migration: Unfaire Arbeitsbedingungen und fehlende oder 
ungenügende Ausbildung vieler Beschäftigten in der Bauwirtschaft erhöhen Fehlerquo-
ten, Mängel und spätere Schadenkosten. Eine gerechte Bauwirtschaft stabilisiert nicht 
nur soziale Strukturen, sondern auch die Bauqualität.

2. Materialgesundheit und Gesundheitskosten: Schadstofffreie Baustoffe senken 
Gesundheitsrisiken für Bauarbeiter und Nutzer – und reduzieren damit langfristig Ver-
sicherungsschäden durch gesundheitliche Folgekosten. Zudem machen sie die in Bau-
werken enthaltenen Produkte erst kreislauffähig.

3. Klimafreundliche Produkte und Unternehmen: Resiliente Bauprodukte und 
Gebäude reduzieren Schäden durch Extremwetterereignisse – niedrigere Sanierungs-
kosten und geringere versicherungstechnische Risiken sind die Folge. Hier gilt bereits 
in der Konzeptionsphase: Weniger ist oft mehr, etwa bei der Ausstattung mit Kompo-
nenten der Technischen Gebäudeausstattung, die während des Lebenszyklus eines 
Gebäudes mindestens dreimal ausgewechselt werden müssen.

4. Biodiversität und Lebensraum: Ohne funktionierende Ökosysteme gibt es keinen 
Rohstoffnachschub für die Bauwirtschaft – und langfristig keine stabilen, natürlichen 
Schutzmechanismen gegen Umweltkatastrophen.

5. Zirkularität als wirtschaftliche Unabhängigkeit: Baustoffe, die wiederverwendet 
und in gleichwertigen Produkten recycelt werden können, minimieren die Kosten für 
Rückbau, Entsorgung und Sanierung – eine entscheidende Komponente für nachhal-
tige Investitionssicherheit. Gebäude werden damit am Ende ihrer Lebensdauer vom 
Kostenblock zum Wertblock, das ist nicht zuletzt ein finanzielles Argument, das ange-
sichts von knappen Ressourcen und fehlendem Deponieraum in den nächsten Jahr-
zehnten enorm an Bedeutung gewinnen wird.
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Vorworte

Nachhaltigkeit ist nicht teurer – Schäden schon

Das Totschlagargument »Nachhaltigkeit ist zu teuer« hält einer nüchternen Betrachtung 
nicht stand. Die wahren Kosten entstehen durch Nichtstun: steigende Versicherungs-
prämien durch vermeidbare Schäden, steigende Gesundheitskosten durch schadstoff-
belastete Materialien und immense wirtschaftliche Verluste durch klimabedingte Schä-
den an Bauwerken und Gebäuden. Allein die Flut im Ahrtal 2021 verursachte laut einer 
Studie im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums einen Gesamtschaden von über 
40 Milliarden Euro, wobei nur bis zu 8,5 Milliarden Euro durch Versicherungen abge-
deckt waren. Die Münchener Rück beziffert den Gesamtschaden der Flut auf 46 Milliar-
den Euro, davon 33 Milliarden Euro in Deutschland. 9.000 Gebäude und mehr als 100 
Brücken wurden zerstört oder stark beschädigt. Ein enormer Schaden für unsere Gesell-
schaft. Und das war nur eines von vielen Extremwetterereignissen der letzten Jahre. 

Als Gegenpol zu dieser Entwicklung durfte ich in vielen Projekten erleben, wie verant-
wortungsvolle Investoren, präzise planende Ingenieure, neugierige und kenntnisreiche 
Handwerker, aufgeschlossene Hersteller und vorausschauende Händler gemeinsam 
Lösungen entwickelt haben. Sie haben, ohne Mehrkosten, ehrliche, valide und nachhal-
tige Bauprojekte realisiert. Das zeigt: Positive Veränderungen beginnen mit dem Willen, 
Lösungen zu finden.

Eine der größten Herausforderungen in der Nachhaltigkeitsdebatte ist die Sprache. Denn 
Sprache ist der Schlüssel zur Akzeptanz. Nur wenn wir Klartext reden und gleichzei-
tig Fachjargon vermeiden, erreichen wir alle Akteure entlang der Wertschöpfungskette. 
Gerade das Handwerk spielt hier eine zentrale Rolle: Die grüne Transformation findet auf 
der Baustelle statt. Und sie gelingt nur, wenn alle Beteiligten die Lösungen verstehen 
und umsetzen können.

Die Bau- und Immobilienbranche kann – und muss – die führende Kraft der nach-
haltigen Transformation werden. Versicherer, Ingenieure und Bauunternehmen tragen 
gemeinsam die Verantwortung, Bauschäden durch nachhaltige Planung, robuste Mate-
rialien und intelligente Produktwahl zu minimieren. Nach dem Motto: Handeln statt ver-
walten! Die EU-Taxonomie liefert den Rahmen – jetzt müssen wir ihn konsequent nut-
zen.
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Vorworte

Dr. Sebastian Reddemann
Sprecher des Vorstands, VHV Allgemeine Versicherung AG

Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

die vorliegende sechste Ausgabe des VHV-Bauschaden-
berichts, diesmal mit dem Fokus Tiefbau, trägt den Titel 
»Zukunftsfähige Infrastruktur«. Wir legen damit erneut ein 
umfangreiches Lagebild vor, das Risiken sichtbar macht und 
Lösungswege aufzeigt. 

Das Thema Infrastruktur ist ein Dauerbrenner: Nach wie vor 
gibt es zu viele sanierungsbedürftige Brücken, Straßen und 
Schienen in Deutschland, und sie stellen ein echtes Risiko 
dar. Der Einsturz der Carolabrücke in Dresden im letzten Jahr 
hat die Dringlichkeit erneut gezeigt. 

Die gute Nachricht: Über das beschlossene Sondervermögen des Bundes sollen wie-
der mehr Mittel in die öffentliche Infrastruktur fließen. Diese Chance gilt es zu nutzen – 
klug, nachhaltig und mit Blick auf eine hohe Qualität. Investitionen allein machen aber 
noch keine zukunftsfähige Infrastruktur. Es braucht unter anderem auch massive Verein-
fachungen im Planungs- und Genehmigungsverfahren und die Bereitschaft, aus Fehlern 
systematisch zu lernen.

Auch in vielen anderen Bereichen ist Bewegung spürbar. Die Leitungsauskunft wird 
digitaler, Werkzeuge wie das Bundesweite Informationssystem für Leitungsrecherchen 
(BIL) oder die Verschwendungs-, Fehlermöglichkeits- und Einflussanalyse (VFMEA) hel-
fen, Schäden zu vermeiden. Weiterbildung gewinnt als Sicherheitsfaktor an Bedeutung. 
Gleichzeitig zeigen die Schadenanalysen in diesem Bericht, dass gerade im unterirdi-
schen Leitungsbau noch zu viele Fehler passieren – oft mit erheblichen Folgekosten.

Dr. Sebastian Reddemann
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Vorworte

Der VHV-Bauschadenbericht will genau hier ansetzen. Mit Daten, Fallbeispielen und 
einem breiten Blick auf Themen wie Schadenursachen, nachhaltige Baustoffe, digi-
tale Zwillinge, die Transformation der Bauwirtschaft und die Rolle der KI in Planung und 
 Bauausführung.

Es freut uns, wenn wir mit diesem Bericht erneut zur Schadenprävention beitragen kön-
nen. Nicht, weil wir den Status quo kritisieren wollen, sondern weil wir überzeugt sind, 
dass sich Qualität am besten durch gemeinsame Analyse und kontinuierliche Verbesse-
rung sichern lässt.

Ich wünsche Ihnen viel Freude und vor allem viele neue Erkenntnisse beim Lesen.

Ihr

Dr. Sebastian Reddemann
Sprecher des Vorstands
VHV Allgemeine Versicherung AG
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EINLEITUNG

Der VHV-Bauschadenbericht Tiefbau und Infrastruktur 2024/25 ist der sechste Teil der 

Bauschadenberichtreihe, die seit 2019 – im jährlichen Wechsel zwischen Hochbau- und 

Tiefbaubereich – erscheint. Dieses Buch ist somit der dritte Tiefbaubericht und befasst sich 

mit dem Thema »Zukunftsfähige Infrastruktur«. Dieser Band setzt die erfolgreichen Vorgän-

gerberichte in gewohnter Weise fort. Wie die fünf zuvor erschienenen Bände beinhaltet er 

eine Vielzahl verschiedener Beiträge aus Wissenschaft, Forschung und Praxis.

Die wissenschaftliche Grundlage für die aktuelle Schadenanalyse bildet eine gewohnt 

umfangreiche Datenauswertung zu Baumängeln und Bauschäden im Bereich Tiefbau und 

Infrastruktur. Auch dieser sechste Band ist im Auftrag der VHV Allgemeine Versicherung 

vom Institut für Bauforschung e. V. (IFB) erarbeitet worden. Die VHV hat auch die Daten-

sätze mit mehreren Tausend anonymisierten Schadenfällen zur Verfügung gestellt, ohne die 

diese wissenschaftliche Untersuchung nicht möglich wäre. Die Forschungsergebnisse spie-

geln ein aktuelles Bild der Planungs- und Bauqualität im Bereich Tiefbau und Infrastruk-

tur in Deutschland wider. Die fundierte Analyse der aktuellen Datenlage sowie die Vorstel-

lung einer Vielzahl technischer Innovationen, Verfahren und Prozesse leisten einen Beitrag 

zu fachlicher Diskussion und zielführender Kommunikation in der Planungs- und Baupraxis.

Thematisch breitgefächerte Beiträge verschiedener am Planungs-und Bauprozess beteilig-

ter Akteure sowie von namhaften Experten aus Wissenschaft, Forschung, Politik und Pra-

xis runden den Blick auf die Themenfelder Zukunft der Infrastruktur, Bauschadenpräven-

tion sowie Qualitätsverbesserung ab und zeigen, dass die Zukunft der Infrastruktur bereits 

heute erfolgreich gestaltet wird.

Seit 2018 konzentriert die VHV unter der Marke »VHV Bauforschung« ihre seit 2002 beste-

hende Zusammenarbeit mit dem IFB mit dem Ziel, aktuelle Themen der Bauwirtschaft 

praxisnah, systematisch und wissenschaftlich zu untersuchen. Anspruch der VHV-Bau-

schadenberichtreihe ist, Konzepte und Strategien zur Gewährleistung der Sicherheit sowie 

zur weiteren Verbesserung der Bauqualität zu sammeln, zu dokumentieren und publik 

zu machen. Das Hauptaugenmerk liegt dabei immer darauf, wie Sicherheit, Qualität und 

Nachhaltigkeit im Bauwesen sichergestellt werden können und nicht zuletzt, wie die Bau- 

und Planungsqualität in Deutschland noch weiter verbessert werden kann.
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1 BAUEN AKTUELL –  
WIE INFRASTRUKTUREN FIT 
FÜR DIE ZUKUNFT WERDEN

Infrastrukturen sind wichtige Grundpfeiler für gesellschaftliche Funktionalität und wirt-
schaftliches Wachstum. Hierzulande ist die Verkehrsinfrastruktur zunehmend veral-
tet oder überlastet. Hier gibt es Parallelen zur digitalen Infrastruktur: Häufig sind auch 
die digitalen Infrastrukturen ungenügend ausgebaut und schlecht gerüstet für künf-
tige Anforderungen. Der vorliegende VHV-Bauschadenbericht gibt einen Überblick über 
Chancen und Herausforderungen im Bereich der Infrastruktur in Deutschland und deckt 
auf, wo Probleme bzw. Stellschrauben für eine Verbesserung liegen. Das Ziel: Ansätze 
für notwendige Reformen zu entwickeln, um Infrastrukturen in allen Sektoren fit für die 
Zukunft zu machen.

Der Schwerpunkt von Infrastrukturinvestitionen liegt heute nicht mehr nur auf der tradi-
tionellen physischen Infrastruktur, wie etwa Verkehr, Energie und anderen Versorgungs-
einrichtungen, sondern zunehmend rückt der Wandel hin zu nachhaltigeren und sozia-
leren Infrastrukturen in den Fokus. Mit der Agenda 2030 hat sich die Weltgemeinschaft 
17 ambitionierte Ziele – die Sustainable Development Goals (SDGs)1 – für eine nach-
haltige Entwicklung gesetzt. Eines der Ziele der Vereinten Nationen (UN) für nachhaltige 
Entwicklung (Nachhaltiges Entwicklungsziel 9) ist, »eine widerstandsfähige Infrastruktur 
aufzubauen, eine integrative und nachhaltige Industrialisierung und die Förderung von 
Innovationen«. Eine erfolgreiche Infrastrukturentwicklung ist der Schlüssel für zahlreiche 
weitere Entwicklungsziele, unter anderem für das nachhaltige Entwicklungsziel 6 »Sau-
beres Wasser und sanitäre Einrichtungen« das Entwicklungsziel 7 »Erschwingliche und 
saubere Energie« und das Entwicklungsziel 11 »Nachhaltige Städte und Gemeinden«.

1 Vgl. United Nations, Department of Economic and Social Affairs: Sustainable Development. https://sdgs.un.org/goals 
[abgerufen am: 20.06.2025]

https://sdgs.un.org/goals
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Klar ist, der Bedarf an Infrastrukturinvestitionen ist enorm. Für eine funktionierende Wirt-
schaft bzw. sich entwickelnde Märkte besteht eine unmittelbare Notwendigkeit, Defizite 
in der bestehenden Infrastruktur zu beheben. Dabei rücken auch zunehmend die Aus-
wirkungen globaler Themen wie geopolitische Unsicherheit, die Gefahr von Anschlägen 
bzw. Kriegen, soziale Ungleichheit sowie der demografische Wandel in den Fokus. 

Bei der (Weiter-)Entwicklung von Infrastrukturen gibt es zahlreiche Hemmnisse. So wer-
den Infrastrukturen aktuell noch viel zu häufig nach Sektoren getrennt: So wird zum Bei-
spiel die Energieversorgung mit Übertragungs- und Verteilnetzen, etwa für Strom und 
Gas, sowie Leitungssysteme für Wasser und Abwasser als ein Sektor betrachtet. Ein 
weiterer ist die Verkehrsinfrastruktur mit dem Straßen-, Schienen- und Wasserstraßen-
netz sowie dem Luftverkehr. Und schließlich die digitale Infrastruktur mit Mobilfunk-, 
Glasfaser- und Kupferkabelnetzen. Alle diese Sektoren hängen jedoch voneinander ab: 
So ist etwa die Vernetzung von Energieversorgung und Verkehrsinfrastrukturen unab-
dingbar. Das Stichwort lautet Sektorenkopplung: Die verschiedenen Infrastrukturen sind 
wechselseitig aufeinander angewiesen. Und: Synergien, Nachhaltigkeit und neue Inno-
vationen ergeben zunehmend nur im Verbund Sinn.

Leistungsfähige (Verkehrs-)Infrastrukturen sind von zentraler Bedeutung für das Funk-
tionieren einer modernen Gesellschaft. Die Herausforderungen, die aktuell und zukünftig 
auf diese »Lebensadern« der Gesellschaft zukommen, sind enorm. So müssen etwa Ver-
kehrswege, Versorgungsinfrastrukturen sowie digitale Netze an sich verändernde klima-
tische, gesellschaftliche, ökologische, technologische und geopolitische Anforderungen 
angepasst werden. Hierfür sind beträchtliche Investitionen notwendig, unter anderem in 
nachhaltige Technologien, die Digitalisierung sowie die Stärkung der Resilienz gegen-
über Extremwetterereignissen und Angriffen bzw. Anschlägen. Ein weiterer wichtiger 
Faktor ist die notwendige Anpassung an demografische Veränderungen.

Anpassung an den Klimawandel

Die Folgen des Klimawandels, die sich auch hierzulande immer deutlicher zeigen, ins-
besondere das häufigere Auftreten von Extremwetterereignissen, stellen Infrastrukturen 
zunehmend vor große Herausforderungen. Die Folgen von Extremwetterereignissen wie 
zum Beispiel Hochwasser und Verwüstungen durch Sturmereignisse können Infrastruk-
turen stark beschädigen oder – wie etwa bei der Hochwasserkatastrophe im Ahrtal im 
Juli 2021 – komplett zerstören.

Somit zählt die Anpassung von Infrastrukturen an den Klimawandel zu den größten Her-
ausforderungen des 21. Jahrhunderts. Die Auswirkungen des sich verändernden Kli-
mas sind vielfältig: Steigende Temperaturen, Dürreperioden, intensivere Starkregen-



 Anpassung an den Klimawandel 1

25

ereignisse mit Überflutungen, an Häufigkeit und Intensität zunehmende Gewitter- und 
Sturmereignisse sowie schmelzende Gletscher haben Auswirkungen auf Gesellschaft, 
Wirtschaft und das gesamte tägliche Leben. Schnelles entschlossenes und zukunftswei-
sendes Handeln ist dringend notwendig, um die Treibhausgasemissionen zu senken und 
die negativen Folgen des Klimawandels zu mildern. Regierungen, Kommunen und Unter-
nehmen sind gefordert, die Infrastrukturen nicht nur an die bereits heute deutlich spür-
baren, sondern auch an zukünftige Folgen des Klimawandels anzupassen. Das  Problem: 
Viele (Verkehrs-)Infrastrukturen wie Straßen, Brücken oder Schienenwege wurden vor 
Jahrzehnten geplant und gebaut und ein Großteil wird bis weit in die zweite Hälfte des 
Jahrhunderts und darüber hinaus in Betrieb bleiben. Hinzu kommt, dass die Anforde-
rungen an die Verkehrsinfrastrukturen durch das weitere Ansteigen des Verkehrsauf-
kommens künftig noch weiter steigen werden: Dies erfordert den Ausbau des öffent-
lichen Verkehrswegenetzes und die Sicherstellung einer zukunftsfähigen, resilienten 
Infrastruktur. Dies gilt im selben Maße auch für die Versorgungsinfrastrukturen – auch 
hier kommt es durch in die Jahre gekommene Leitungswege immer wieder zu Ausfällen 
und Störungen, etwa bei der Strom- oder Wasserversorgung. Und nicht zuletzt besteht 
auch bei Quartieren und Städten enormer Handlungsbedarf: Diese sind unter gänzlich 
anderen klimatischen Voraussetzungen geplant und errichtet worden. Nun zeigt sich 
immer mehr, dass Faktoren wie Hitzeschutz, Schutz vor Starkregen bzw. Überflutung 
usw. immer wichtiger werden und diese bei der Planung bzw. Sanierung neu gedacht, 
geplant und umgesetzt werden müssen. Die Studie »Klimawandel und Extremwetterer-
eignisse – Schadenentwicklung und Anforderungen an Wohngebäude«2 belegt, dass die 
Anzahl der Schäden aufgrund von Extremwetterereignissen sowie die Schadenhöhen in 
den vergangenen 20 Jahren zugenommen haben. Eine Neuauflage der Studie wird der-
zeit von den IFB-Forschern erarbeitet.

2 Institut für Bauforschung e. V. (Hrsg.): Studie Klimawandel und Extremwetterereignisse, Schadenentwicklung und Anfor-
derungen an Wohngebäude. Gemeinschaftsprojekt vom Bauherrenschutzbund e. V., der VHV Allgemeine Versicherung AG 
und dem Institut für Bauforschung. Hannover: Selbstverlag, 2023

Vielfältige Maßnahmen notwendig

Eine wichtige Rolle spielen der Ausbau regenerativer Energien und deren effizientere 
Nutzung und Speicherung, die Förderung von Elektromobilität sowie die (Weiter-)Ent-
wicklung von Kreislaufwirtschaftsmodellen. Weitere wichtige Schritte sind der Breit-
bandausbau, die Nutzung von Cloud-Technologien, die Digitalisierung von Prozessen, 
die vermehrte Nutzung von Datenanalysen zur Optimierung von Infrastrukturen und die 
Implementierung von Cybersecurity-Maßnahmen. Weiterhin können integrierte Verkehrs- 
und Energienetze, lokale Energieerzeugung aus Quellen wie Sonnenenergie, Windkraft, 
Wasserkraft, Geothermie und Biomasse, intelligente Stromnetze und Energiespeicher 
sowie eine effiziente Abfallwirtschaft Effizienz und Resilienz steigern. Die Anpassung an 
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den Klimawandel kann durch Wassermanagement-Systeme, Regenwassernutzung, Ent-
siegelung bzw. Begrünung von Flächen, Schutz vor Überflutungen und angepasstes Pla-
nen und (Um-)Bauen gelingen. Weitere wichtige Faktoren sind der Ausbau des öffentli-
chen Nahverkehrs, des Radwegenetzes und intelligente Verkehrsleitsysteme.

Sondervermögen Infrastruktur

Das von der Bundesregierung beschlossene Sondervermögen Infrastruktur in Höhe von 
500 Milliarden Euro soll helfen, den Sanierungsstau in der Infrastruktur zu beenden. In 
den kommenden zwölf Jahren soll es gezielt für die Modernisierung und den Ausbau 
der deutschen Infrastruktur eingesetzt werden. Geplant ist, dass 100 Milliarden Euro 
direkt an die Bundesländer fließen, zur Mitfinanzierung von Wärme- und Energienetzen 
sowie kommunalen Verkehrsprojekten. 100 Milliarden Euro fließen in den Klima- und 
Transformationsfonds (KTF), um klimabezogene Infrastrukturmaßnahmen zu fördern. 
Die restlichen 300 Milliarden Euro verbleiben beim Bund für Bundesfernstraßen, Schie-
nenwege und Bundeswasserstraßen. Für die möglichst schnelle und effektive Nutzung 
sind umfangreiche Maßnahmen erforderlich. So müssen etwa Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren erheblich beschleunigt werden.

Es wird deutlich: Die Erneuerung und der Ausbau von Verkehrswegen, Energie- und 
Wasserversorgungssystemen und Kommunikationsnetzen sowie die Stärkung der Resi-
lienz gegenüber Extremwetterereignissen ist grundlegend für den Fortbestand von 
Wirtschaftskraft, Wohlstand und gesellschaftlichem Zusammenleben. Damit diese 
Mammutaufgabe gelingen kann, sind transparente Planungsprozesse und eine effek-
tive Zusammenarbeit zwischen allen Akteuren entscheidend. Die Zukunftsfähigkeit 
von Infras trukturen ist insofern abhängig von einem Umdenken in der Planung, der 
 Umsetzung und der Nutzung.
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1.1 Wie man 500 Milliarden investiert

Das Finanzpaket für die Infrastruktur ist ein historischer 
Meilenstein. Aber damit das wirtschaftspolitische Expe-
riment gelingt, muss sich Deutschlands Verwaltung neu 
erfinden. Ohne eine Reformagenda wird die Modernisie-
rung des Landes trotz aller Milliarden scheitern.

Jahrzehntelang hat Deutschland zu wenig in seine Infra-
struktur investiert. Seit den 1970er-Jahren ist der Anteil 
der öffentlichen Investitionen am Bruttoinlandsprodukt 
kontinuierlich gesunken. 2023 waren Portugal und Irland 
die zwei einzigen EU-Länder, die im Vergleich noch weni-
ger investierten als Deutschland. Das Ergebnis sind marode Brücken, Zugausfälle, Funk-
löcher, baufällige Schulen oder ein schleppender Ausbau der Stromnetze. Das Deutsche 
Institut für Urbanistik geht bei den rund 67.000 Brücken in kommunaler Verantwortung 
davon aus, dass jede zweite Straßenbrücke in schlechtem Zustand ist. Als trauriges 
Symbol unserer Infrastruktur liegt die im September 2024 eingestürzte Carolabrücke 
noch immer im Wasser der Elbe. Zu lange hat das Land von seiner Substanz gelebt.

Insofern ist es absolut richtig, dass CDU und SPD mit einem Sondervermögen die Infra-
strukturkrise lösen wollen. Über zwölf Jahre sollen nicht nur Autobahnen saniert und 
Bahntrassen modernisiert, sondern auch digitale Netze, öffentliche Gebäude und kom-
munale Einrichtungen zukunftsfähig gemacht werden. Damit sind die Voraussetzungen 
geschaffen, die wirtschaftliche Stagnationsphase zu beenden und das Land zum Positi-
ven zu verändern. Die Lösung ist es aber noch nicht.

Fast alle Baufirmen in Deutschland sind mittelständisch, 96 Prozent haben weniger 
als 50 Beschäftigte. Sie sind das Herzstück der deutschen Bauwirtschaft. Und sie wis-
sen: Geld baut keine Brücken. Entscheidend ist jetzt: Erkennt die Politik die Fehler der 
vergangenen Jahre? Kommt das Geld aus dem Sondervermögen auch wirklich an am 
Markt? Wird das Vergaberecht so genutzt, dass der Mittelstand mitbieten kann, die Lose 
also mittelstandsgerecht ausgeschrieben werden? Es ist zu hoffen, dass das Paket das 
Land zu echten Reformen bewegt.

Warum dauert das so lange?
Durchschnittlich rund 20 Jahre beträgt in Deutschland mittlerweile die Zeit vom Pla-
nungsbeginn bis zur Inbetriebnahme bei Schienenprojekten. Sichtbar werden diese Pro-
jekte in der Regel erst dann, wenn gebaut wird. Das führt in der Öffentlichkeit zu der 
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weitverbreiteten Annahme, dass gerade das Bauen einen Großteil der Projektzeit aus-
macht. Das Gegenteil ist der Fall. Am längsten dauern die Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren. Konkret bedeutet das: Von den rund 10 Jahren zur Umsetzung von 
Autobahnprojekten entfallen in der Spitze ca. 85 Prozent auf die Planungsprozesse, auf 
das Bauen ca. 15 Prozent. Wer Infrastrukturprojekte in Deutschland beschleunigen will, 
muss sich also in aller erster Linie um kürzere Planungs- und Genehmigungsphasen 
kümmern.

Wie kommen 500 Milliarden auf die Straße?
Die neue Bundesregierung sagt: »Notwendig ist eine grundsätzliche Überarbeitung von 
Planungs-, Bau-, Umwelt-, Vergabe- und des (Verwaltungs-)Verfahrensrechts.« Gut so. 
Es ist kein Geheimnis, dass sich Investitionen nicht am Geld, sondern an Paragrafen 
stauen. Erst jüngst zeigte eine interne Aufstellung des Bundesfinanzministeriums, dass 
die Ministerien nur 56,7 Milliarden für Investitionszwecke ausgaben, während ihnen 
70,8 Milliarden zur Verfügung standen. Mehr als 14 Milliarden blieben ungenutzt liegen. 
Klar ist: Die Röhren im System sind verstopft.

In den Verwaltungen müssen schnellstens Prozesse abgebaut werden, damit schneller 
geplant, ausgeschrieben und vergeben werden kann. Es würde einen Verwaltungsturbo 
auslösen, wenn die öffentliche Hand auf das sogenannte Planfestellungsverfahren bei 
allen Ersatzneubauten verzichtet und Stichtagsregelungen gegenüber Einsprüchen und 
Technikvorschriften einführt, wie es glücklicherweise der Koalitionsvertrag vorsieht. Sollen 
Brücken, Straßen und Schienen schneller gebaut werden, braucht es einen robusteren 
und mutigeren Verwaltungsvollzug. Sich auf das Wesentliche zu konzentrieren, ist über-
fällig.

Von daher ist es absolut zu begrüßen, dass die Koalition ein klares Bekenntnis zur mit-
telstandsfreundlichen Vergabe abgibt. Die immensen Bauaufgaben der kommenden 
Jahre sind zu bewältigen – wenn die vielen mittelständischen Unternehmen miteinbe-
zogen werden. Das kurbelt den Wettbewerb an, dämpft die Preise und garantiert einen 
optimalen Einsatz der Steuermittel.

Die damit verbundene Digitalisierung der Vergabe – sowohl für Auftraggeber als auch 
Auftragnehmer – muss aber endlich kommen. So schön das Bekenntnis der neuen 
Regierung zum Bürokratieabbau ist: Es darf kein Lippenbekenntnis bleiben. Bei der 
angekündigten Reduzierung der Bürokratiekosten um 25 Prozent wird entscheidend 
sein, was letztlich herauskommt. Die ganze Branche hofft: weniger Nachweise, weniger 
Berichtspflichten, weniger unnötige Schnittstellen zwischen Bund, Ländern und Kommu-
nen. Besonders bei Bauvorschriften, Normen und Nachweisen braucht es eine Rückbe-
sinnung auf das Wesentliche: Sicherheit und Funktionalität, nicht überreguliertes Detail-
management.
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»Whatever it takes« – die Modernisierung fordert alle
Noch wichtiger ist jedoch, dass die Ankündigungen gesetzgeberische Realität werden, 
idealerweise mit einem ressortübergreifenden Gesetzespaket zur Beschleunigung, das 
nicht wieder in Ressortkompetenzen zerfasert. Es braucht einen Aufbruch in Form von 
klaren Förder- und Auftragszusagen, steuerlicher Stabilität sowie realistischen Bauvor-
gaben, die sich an der Praxis orientieren. Das gilt auch für den Wohnungsbau, der nicht 
zum blinden Fleck in der Modernisierungsoffensive werden darf.

Alles in allem ist die Baubranche froh, dass die neue Regierung den Ernst der Lage 
erkannt hat und die lang aufgeschobenen Investitionen ermöglichen will. Es ist ein bei-
spielloses Projekt der deutschen Nachkriegsgeschichte und eine Riesenchance für das 
Land – aber auch eine Herkulesaufgabe für alle.

Für den Wirtschaftszweig Bau ist die demografische Entwicklung eine zusätzliche He-
rausforderung. Mit einer zunehmend älteren Bevölkerung und einem schrumpfenden 
Arbeitskräfteangebot müssen die Unternehmen mit weniger Personal mehr leisten, noch 
effizienter und effektiver arbeiten. Die Digitalisierung wird eine zentrale Rolle spielen, 
genauso wie der Einsatz von Künstlicher Intelligenz, Robotik und Vorfertigungstechniken, 
die die Arbeitsprozesse optimieren und die Produktivität steigern können.

Aber die Branche ist bereit. Die Betriebe stehen in den Startlöchern – mit modernster 
Technik, mit jungen Nachfolgern, mit echter Innovationskraft. Aber sie brauchen wie-
der Spielräume, Vertrauen und planbare Rahmenbedingungen. Und sie brauchen eine 
Regierung, die nicht nur verspricht, sondern auch umsetzt. Es ist höchste Zeit, dass 
die politischen Entscheidungsträger begreifen: Wer bauen lässt, schafft Werte für die 
Zukunft. Wer das blockiert, riskiert den Stillstand. Und Stillstand kann sich das Land – 
wirtschaftlich, gesellschaftlich, infrastrukturell – nicht mehr leisten.

Felix Pakleppa studierte Rechtswissenschaften in Bonn und Passau. Seit 2011 
vertritt er als Hauptgeschäftsführer des Zentralverbands Deutsches Baugewerbe 
(ZDB), des größten Bauverbands in Deutschland, die Interessen von rund 35.000 
mittelständischen Bauunternehmen.
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1.2 CO2-Schattenpreis: Wie der Staat seine Klimaschutzziele 
beim Bau erreichen kann

Die Rechtslage ist eindeutig: Das Bundesverfassungsgericht 
hat in seinem Klimabeschluss vom 24. März 2021 klarge-
stellt, dass die öffentliche Hand verfassungsrechtlich ver-
pflichtet ist, den Ausstoß von Treibhausgasen drastisch zu 
reduzieren. Das Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) konkreti-
siert dies und bestimmt einen Reduktionspfad, der gegen-
wärtig verfehlt wird. Das Gesetz verpflichtet sämtliche Träger 
öffentlicher Aufgaben, bei allen Planungen und Entscheidun-
gen die Auswirkungen auf den Klimaschutz zu berücksich-
tigen (§ 13 KSG). Auch die Unternehmen der Bauindustrie 
sind zum Handeln verpflichtet. Die Corporate Sustainabi-
lity Reporting Directive (CSRD) verpflichtet Unternehmen mit 
mehr als 250 Mitarbeitern und 20 Millionen Jahresumsatz 
oder 40 Millionen Euro Bilanzsumme ab dem Geschäfts-
jahr 2024 über ihre Nachhaltigkeit zu berichten. Unabhän-
gig von ihrer Größe bekommen Bauunternehmen zu spüren, 
dass die Banken bei ihren Finanzierungskonditionen danach 
differenzieren, wie nachhaltig das Geschäft des Kreditneh-
mers ist. 

Es besteht also Handlungsbedarf. Dabei gibt es viele Lösun-
gen und eine hohe Bereitschaft zu Innovationen. So können 

Treibhausgasemissionen reduziert werden durch die Optimierung von Baukonstruktio-
nen, Baumaterialien, Gebäudetechnik, Baumaschinen, Transporten und Bauprozes-
sen. Insbesondere im öffentlichen Bau bleiben die Potenziale aber ungenutzt. Bauherren 
beschränken sich, wenn überhaupt, darauf, bestimmte Nachhaltigkeitszertifizierungen zu 
erreichen. Zertifikate sind für sich genommen aber keine Garanten für Klimaschutz im 
Bausektor, da das Treibhauspotenzial dort nur ein schwach gewichteter Faktor von vie-
len ist. Erforderlich ist, dass die öffentliche Hand in der Beschaffung marktwirtschaftliche 
Anreize setzt, damit Bauunternehmen die vorhandenen Möglichkeiten nutzen, Innovatio-
nen vorantreiben und den Weg zu einem nachhaltigen Geschäftsmodell schaffen können. 

CO2-Schattenbepreisung als Instrument des Klimaschutzes
Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie hat daher ein Impulspapier beauftragt, 
das im Dialog mit dem Markt entwickelt wurde und ganz konkrete, praktikable Hand-
lungsempfehlungen für die Gestaltung der Vergabe und Verträge enthält. Der Schlüssel 

Dr. Moritz Püstow 

Tim-Oliver Müller 
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des Impulspapiers ist die Forderung nach Berücksichtigung eines CO2-Schattenpreises 
in der Angebotswertung. Diese Lösung ist einfach, praktisch, rechtssicher und inter-
national bereits bewährt. Die Auftragsvergabe sollte sich nach folgendem Grundmodell 
gestalten:

Ökobilanz

Ausgangspunkt ist die Erstellung einer Ökobilanz zur Erfassung und Bewertung des 
Treibhauspotenzials im Lebenszyklus eines Bauwerks durch den Bauherrn. Auch wenn 
viele Auftraggeber hiermit noch keine Erfahrung haben, gibt es keinen Grund zur Sorge. 
Die Methodik der Erstellung einer Ökobilanz ist im Hochbau und Infrastrukturbau stan-
dardisiert und umfasst auch Tiefbauprojekte wie Straßen-, Brücken-, Tunnel- und Kanal-
bau sowie Versorgungsinfrastrukturen – und die Planer haben mit der Anwendung keine 
Mühen. Die notwendigen Daten liegen bereits in frühen Planungsphasen vor. Um För-
dermittel für Neubauvorhaben zu nutzen, ist die Erstellung einer Ökobilanz heute bereits 
erforderlich. Im Hochbau wird die Erstellung einer Ökobilanz darüber hinaus ab 2028 
rechtlich verpflichtend. 

Optimierung durch Bieter

Um die Potenziale des Markts nutzen zu können, dürfen sich Bauherren nicht mit den 
planerischen Ideen begnügen. Denn die Ökobilanz basiert in frühen Phasen auf gene-
rischen Standarddaten. Die Pflicht zum Klimaschutz erfordert jedoch, dass die Ausfüh-
rungsvarianten nach ihrem Verbesserungspotenzial im Vergleich zu Standardlösungen 
bewertet werden. Daher sollten im Vergabeverfahren Bieter die Möglichkeit erhalten, 
das in der Ökobilanz des Auftraggebers ausgewiesene Treibhauspotenzial zu optimieren. 
Dies gilt sowohl für den Hochbau als auch für den Tiefbau, insbesondere im Bereich der 
Straßen-, Brücken-, Tunnel- und Kanalinfrastruktur sowie der Versorgungsnetze. Dafür 
können sie für die von ihnen verantworteten Leistungen das Treibhauspotenzial nach 
marktüblichen, vom Auftraggeber einheitlich vorgegebenen Standards konkretisieren. 
Grundsätzlich ist auch dieser Weg einfach, beispielsweise gibt es für viele Bauprodukte 
schon heute Umweltproduktdeklarationen (EPD) der Hersteller. Um den Markt, insbe-
sondere den Mittelstand, nicht zu überfordern, sollte die Optimierung aber keine Pflicht 
sein. Der Schattenpreis ist vielmehr eine Möglichkeit, Transparenz in den Vergabepro-
zess zu bringen und ohne komplizierte Förderprogramme mehr klimafreundliche Pro-
jekte zu realisieren.

Schattenpreis 

Das Treibhauspotenzial im Angebot der Bieter (basierend auf Daten des Auftraggebers, 
des Bieters oder aus einer Kombination) wird rechnerisch mit einem vom Auftraggeber 
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vorgegebenen Schattenpreis je Tonne CO2 multipliziert und so wirtschaftlich bewertet 
(monetarisiert). Das Umweltbundesamt empfiehlt derzeit einen Kostensatz von 300 Euro 
je Tonne CO2. Den »richtigen« CO2-Preis gibt es noch nicht, die Spanne derzeitiger 
Modelle bewegt sich zwischen 30 und 880 Euro. Je höher dieser Preis ist, desto wir-
kungsvoller wirkt er bei der Suche nach klimaverträglichen Lösungen. So werden bei-
spielsweise in Norwegen Klimafolgekosten in Bauprojekten mit 450 Euro je Tonne CO2 
bepreist.

Wertung

Dieser Schattenpreis wird fiktiv, das heißt nur für die Zwecke der Angebotswertung, auf 
den Angebotspreis aufgeschlagen. Die Summe bildet den Wertungspreis. Der niedrigste 
Wertungspreis erhält den Zuschlag. Das Modell ist vergabe- und haushaltsrechtlich 
zulässig und wird international bereits genutzt.

Abb. 01: Modell zum CO2-Schattenpreis [Quelle: Hauptverband der Deutschen Bauindustrie e. V.]

Bei einem Hochbauvorhaben mit 5.000 Quadratmetern Brutto-Grundfläche (BGF) 
und Baukosten von 10 Millionen Euro ergäbe sich bei einem Treibhauspotenzial von 
24 kg CO2/m² BGF/Jahr über den Lebenszyklus von 50 Jahren ein Wertungspreis von 
11,8 Millionen Euro. Dieser errechnet sich wie folgt: 10 Millionen Euro (Angebotspreis) 
+ 1,8 Millionen Euro CO2-Schattenpreis (⩠ ([5.000 × 24 × 50] × 300 Euro)).

Fazit und Ausblick
Mit dem auf einen CO2-Schattenpreis ausgerichteten Vergabemodell können drei Dinge 
erreicht werden: 

1. Der Staat kann seiner Pflicht zum Klimaschutz gerecht werden. 
2. Innovationen für klimaverträgliches Bauen werden gefördert. 
3. Die Bauindustrie wird in der Transformation ihrer Geschäftsmodelle zu mehr Nachhal-

tigkeit unterstützt. 

Öffentliche Auftraggeber, die das große Potenzial des Markts für die Reduktion der 
Treibhausgasemissionen nutzen möchten, können die beste Lösung in einem Partner-
schaftsmodell mit Planern und Bauunternehmern gemeinsam suchen oder alternativ die 
Leistung funktional beschreiben und die Erstellung der Ökobilanz in die Verantwortung 
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der Bieter legen. Die Nutzung eines CO2-Schattenpreises in der öffentlichen Bauvergabe 
bietet einen verfahrens- und technologieoffenen, zugleich ökologischen Ansatz, der 
einen substanziellen Beitrag zum Klimaschutz leistet.

Tim-Oliver Müller ist seit Juli 2021 Hauptgeschäftsführer des Hauptverbands der 
Deutschen Bauindustrie. Davor war er Leiter Business Development für die VINCI 
DEUTSCHLAND. Bereits von 2011 bis 2020 war Tim-Oliver Müller in verschiede-
nen Positionen beim Hauptverband der Deutschen Bauindustrie tätig, zunächst als 
Referent im Geschäftsbereich Wirtschaft und Recht, dann ab 2012 als Leiter Infra-
struktur und Partnerschaftsmodelle. 2016 übernahm er die Position als stellvertre-
tender Geschäftsbereichsleiter, 2018 schließlich die des Geschäftsbereichsleiters 
für Wirtschaft, Recht und Digitalisierung.

Dr. Moritz Püstow leitet bei KPMG Law die Public Sector Beratung. Sein Schwer-
punkt ist die rechtliche Gestaltung großer Bauprojekte. Er ist Fachanwalt für Ver-
gaberecht und für Verwaltungsrecht und berät unter anderem Ministerien, Infra-
strukturbetreiber, Krankenhäuser sowie Verkehrs- und Wohnungsbauunternehmen. 
Seine Arbeit ist davon geleitet, partnerschaftliches Bauen zu ermöglichen. Er 
hat für das Bundesverkehrsministerium die Reformkommission wissenschaftlich 
begleitet und den »Leitfaden Großprojekte« verfasst. Für den HDB hat er die Mög-
lichkeit der Einbindung des Baus in die Planung analysiert und das Impulspapier 
»Klimaverträglich bauen« verfasst.
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2 FOKUS RISIKO – EINBLICKE  
IN BAURECHT UND  
VERSICHERUNG

Bauen ist ein hochkomplexer Vorgang. Die Herausforderungen sind vielfältig und wäh-
rend der verschiedenen Phasen – angefangen von der Ausschreibung und der Planung 
über die Errichtung bis hin zu Nutzung und gegebenenfalls Abbruch von Gebäuden – 
sind eine Vielzahl von Bauvorschriften, Gesetzen und Richtlinien zu beachten. Das Bau-
recht regelt alle rechtlichen Aspekte, die sicherstellen, dass Bauvorhaben sicher, nach-
haltig und im Einklang mit öffentlichen und privaten Interessen durchgeführt werden. Zu 
den wichtigsten Bestandteilen des Baurechts zählen das Baugesetzbuch (BauGB), die 
Landesbauordnungen sowie zahlreiche Verordnungen und Richtlinien. Diese Regelwerke 
sollen ein geordnetes und rechtssicheres Bauen gewährleisten, indem sie Mindeststan-
dards für Bauwerke und Baumaßnahmen festlegen. Darüber hinaus bieten sie Rechts-
sicherheit und Orientierung für alle am Bau Beteiligten. Die Komplexität und der daraus 
folgende Bezug zu zahlreichen rechtlichen Spezialgebieten, wie etwa öffentliches Bau-
recht, Vergabe- und Vertragsrecht und vieles mehr stellen Auftraggeber, Planer und aus-
führende Unternehmen gleichermaßen vor große Herausforderungen. Wichtig ist, diese 
rechtliche Vielfalt bei Planung und Errichtung im Neubau sowie bei der Modernisierung, 
Instandsetzung oder beim Umbau bereits im Vorfeld zu berücksichtigen.

Ein weiterer rechtlicher Aspekt beim Bauen ist eine ausreichende Versicherung. Wer 
baut, sollte gut versichert sein – dies gilt für öffentliche wie private Auftraggeber glei-
chermaßen. So sollten Bauvorhaben zum Beispiel gegen Elementarschäden, Unfälle auf 
dem Bau oder Feuer abgesichert werden. Die folgenden Beiträge erörtern in diesem 
Zusammenhang baurechtliche und versicherungswirtschaftliche Aspekte und zeigen 
innovative Ansätze und nachhaltige Lösungen zur Förderung von Klimaschutz und nach-
haltigem Bauen in Deutschland.
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2.1  Infrastrukturbau – was müssen, dürfen, sollten wir?

INTERVIEW – PROF. DR. JUR. GÜNTHER SCHALK 

Prof. Dr. jur. Günther Schalk, Jahrgang 1971, ist ausgebildeter 
Redakteur und Sprecher für Hörfunk und Fernsehen. Nach 
seinem Studium der Rechtswissenschaften in Augsburg hat er 
sich auf Baurecht spezialisiert. Er ist Fachanwalt für Bau- und 
Architektenrecht in der bundesweit tätigen Kanzlei TOPJUS 
Rechtsanwälte und zudem als Dozent und Trainer für Seminare, 
Fortbildungen und Schulungen für Bauunternehmen und Auf-
traggeber aktiv. Er ist Honorarprofessor für Bau-, Vergabe- und 
Umweltrecht an der Technischen Hochschule Deggendorf und 
lehrt auch an der Technischen Universität Hamburg. Neben dem 
Bauvertrags- und Bauvergaberecht hat er dort auch einen Lehr-
auftrag für Baugrund- und Tiefbaurecht.

Dipl.-Ing. Heike Böhmer, Geschäftsführende 
Direktorin des IFB: Lieber Professor Schalk, wir 
hatten bereits in unserem Interview im Bauscha-
denbericht 2022/23 unsere bestehende Infra-
struktur in Deutschland im Zusammenhang mit 
Naturkatastrophen und Extremwetterereignis-
sen thematisiert. In den letzten Jahren haben wir 
nun zur Kenntnis nehmen müssen, dass diese 
Ereignisse nicht allein das Problem des Zustands 
der bestehenden Infrastruktur sind. Vielmehr 
besteht ein enormer Handlungsbedarf aufgrund 
jahre- und jahrzehntelanger Instandhaltungsver-
säumnisse. Besonders betroffen sind hier beste-
hende Ingenieurbauwerke, wie Brücken und 
Tunnel, sowie Verkehrswege, dabei insbeson-
dere Fahrstreifen von Bundesstraßen und Auto-
bahnen sowie Gleisanlagen. Aus diesem Grund 
möchte ich mit Ihnen einen juristischen Blick in 
den Bereich der notwendigen Schaffung einer 
zukunftsfähigen Infrastruktur werfen. Wir wissen, 
dass Instandhaltungsversäumnisse in der Ver-
gangenheit wesentliche Gründe für mangelhafte 
Beschaffenheiten unserer Infrastruktur sind. Wir 
wissen auch, dass insbesondere Kostengründe 
relevant waren für Bewertungen und Entschei-
dungen, ob regelmäßige Wartungs- und Instand-
haltungsmaßnahmen sinnvoller sind als die maß-
nahmenfreie Nutzung bis zur Notwendigkeit eines 
Ersatzneubaus. Davon ausgenommen waren und 
sind (stand-)sicherheitsrelevante Bewertungen, 
die im Rahmen verpflichtender Prüfungen und 
aufgrund sicherheitstechnischer Anforderungen 

vorgenommen werden. Es fehlte aber lange Zeit 
der weitergehende Blick, der die Zukunftsfähig-
keit und Nachhaltigkeit der Bauwerke betrifft. Wie 
würden Sie heute aus juristischer und möglicher-
weise weitergehender Sicht Verantwortlichkeiten 
und Pflichten (neu) bewerten?

Prof. Dr. jur. Günther Schalk: Das Problem kenne ich 

nicht nur aus der Perspektive des Juristen und Bau-

fachanwalts, sondern auch aus meiner Tätigkeit als 

ehrenamtlicher Stadtrat und Kreisrat in meiner Heimat-

stadt und im Heimatlandkreis. Wenn die Mittel knapp 

werden, dann muss eine Kommune sparen, etwas 

anderes bleibt ihr ja schlicht nicht übrig. Da wird dann 

erst mal sortiert, was Pflichtaufgabe und was freiwil-

lige Leistung ist. Und selbst bei den Pflichtaufgaben – 

das sind zum Beispiel Schulen, Kindergärten, die Feu-

erwehren, aber auch zum Beispiel der Unterhalt von 

Straßen, Wegen und Plätzen – kommt es häufig zu der 

Situation, dass nicht einmal mehr dafür genügend Geld 

da ist. Das ist insoweit erst einmal alles relativ. Wenn 

nur ein bestimmter Etat zur Verfügung steht, dann wird 

zuerst das erledigt, was am dringendsten ist: Wenn die 

Kindergartenplätze nicht mehr für die Zahl der Kinder 

reichen, muss eine neue Kita gebaut werden. Wenn 

zu viele Kinder in die Schule kommen und die Schu-

len am Ort schon aus allen Nähten platzen, dann muss 

eine Gemeinde erst einmal die Schule erweitern. Alles 

andere muss dann hintanstehen.  
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Wo steht da jetzt die Infrastruktur? Die ist ja auch eine 

Pflichtaufgabe. Aber ob eine Straße schon so kaputt 

ist, dass sie akut repariert werden muss oder ob sie 

nur so kaputt ist, dass sie noch ein paar Jahre durch-

halten könnte, das ist eine Ermessensentscheidung. 

Solange man auf der Straße noch fahren kann, muss 

die Straße auf den ersten Blick erst einmal nicht zwin-

gend repariert oder gar erneuert werden. Da hat sich 

in den vergangenen Jahren mit knappen Kassen in den 

Kommunen notwendigerweise eingebürgert, dass das 

Ermessenspendel in der Regel in Richtung »hält schon 

noch ein paar weitere Jahre« ausschlägt. Die Folge 

war und ist heute noch – die finanzielle Situation der 

Kommunen ist ja nach wie vor auf Talfahrt – dass erst 

einmal gar nichts gemacht wird und oft nur notdürf-

tig geflickt wird. Die Folge ist, dass die Geschichte am 

Ende dann umso teurer wird. Je länger zum Beispiel 

eine Straße nur geflickt wird, desto maroder wird die 

Substanz und desto mehr kostet es dann, sie zu repa-

rieren oder neu zu bauen, wenn sie kollabiert.

Juristisch haben die Betreiber von Infrastruktur nur 
bedingt etwas zu befürchten. Da gibt es natürlich 
auch Unterschiede. Es kommt erst einmal auf den 
Verkehrsträger an. Bei der Eisenbahn ist die Vor-
gabe klar: Die Bahn muss ein Netz vorhalten, das 
allen Sicherheitsvorschriften entspricht. Wenn dann 
ein Unglück passiert, wie zum Beispiel der ent-
gleiste Regionalzug bei Garmisch-Partenkirchen, sind 
schnell die Gutachter bei der Sache. Im Garmischer 
Fall haben die herausgefunden, dass die Beton-
schwellen fehlerhaft waren und die Strecke kollabiert 
ist. Damit sind offensichtlich Verkehrssicherungs-
pflichten verletzt worden. Der Fall liegt inzwischen 
auch strafrechtlich am zuständigen Amtsgericht. 

Bei Straßen ist das für den Betreiber etwas leichter. 
Problematisch würde die Haftungsfrage letztlich erst 
dann, wenn beispielsweise eine Brücke unter lau-
fendem Verkehr einstürzt und es zu Personen- und 
Sachschäden kommt. Das wird allerdings aufgrund 
der Kontrolldichte hierzulande sehr unrealistisch sein. 
Es gibt übrigens auch Rechtsprechung zu herkömm-
lichen Schlaglöchern. Das Landgericht Hamburg bei-

spielsweise hatte sich mit einem Fall zu beschäf-
tigen, in dem eine Autofahrerin nachts mit ihrem 
Auto in einer Wohnstraße mit einem Tempolimit von 
30 Kilometer pro Stunde in ein Schlagloch gefahren 
war. Ein Gerichtsgutachter hatte das Schlagloch für 
viel Geld inspiziert und festgestellt, dass es 55 mal 
65 Zentimeter groß und 9 Zentimeter tief war. Durch 
den Schlag beim Darüberfahren waren Reifen und 
Felgen beschädigt worden. Dafür wollte die Auto-
fahrerin Schadenersatz vom Eigentümer und Betrei-
ber der Straße. Das Landgericht hat diesen Scha-
denersatzanspruch allerdings zurückgewiesen mit 
dem Hinweis: Wer Auto fährt, muss auch die Augen 
auf der Straße haben und sehen, wenn ein Schlag-
loch kommt. Eine Haftung für den Straßenbetreiber, 
also beispielsweise die Gemeinde, kommt nach der 
Rechtsprechung beispielsweise des Oberlandes-
gerichts Celle erst in Betracht, wenn auf einer stark 
befahrenen Durchgangsstraße ein Schlagloch mit 
einer Tiefe von etwa 20 Zentimeter besteht. Da geht 
also schon noch was.

Grundsätzlich hat der Betreiber einer Straße natür-
lich die Verpflichtung, diese verkehrssicher zu hal-
ten. Das heißt, er muss sie regelmäßig kontrollieren, 
gegebenenfalls Warnschilder aufstellen – das ist ja 
regelmäßig die preisgünstigste Variante, mit Schäden 
umzugehen – und darf die erforderlichen Ausbes-
serungsarbeiten »nicht unnötig verzögern«. Das ist 
aber, wie man an der Formulierung schon sieht, doch 
ein äußerst dehnbarer Rahmen. Je enger das finan-
zielle Korsett der Städte und Gemeinden wird, desto 
mehr wird man ihnen zugestehen müssen, dass sie 
sich mit der Reparatur von solchen Schäden Zeit las-
sen können – oder müssen.

Böhmer: Schauen wir etwas detaillierter auf die 
Anforderungen an Klimaschutz und Nachhaltig-
keit: Das Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) ver-
pflichtet die Träger öffentlicher Aufgaben, bei 
allen Planungen und Entscheidungen die Auswir-
kungen auf den Klimaschutz zu berücksichtigen. 
So sind auch die bauausführenden Unternehmen 
in der Pflicht, entsprechende Maßnahmen bei der 
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Planung und Umsetzung zu berücksichtigen, um 
Treibhausgasemissionen zu reduzieren. Relevant 
sind dabei zum Beispiel die Auswahl der Bauma-
terialien, die Wahl von Transport- und Baumaschi-
nen und die Bauprozesse selbst. Mit dem Verfah-
ren der Ökobilanzierung können die Emissionen 
im Rahmen der Planung bereits abgeschätzt, im 
Rahmen der Angebotserstellung optimiert wer-
den (vgl. auch Kap. »1.2 CO2-Schattenpreis«). Hier 
stellt sich die Frage nach der Genauigkeit der 
geplanten und angebotenen Daten, die Grundlage 
der Vergabe sind, wenn diese in der Ausführung 
nicht erreicht werden.

Schalk: Das ist ein sehr schwieriges Themenfeld. Das 
Thema Klimaschutz und Nachhaltigkeit zieht sich 
nicht nur quer durch das gesamte Bauen, sondern 
ist in der vergangenen Legislaturperiode so exzessiv 
mit vielen neuen Regeln und Vorschriften aufgefallen, 
dass man es kaum mehr hören mag. Nun kann man 
natürlich den Standpunkt vertreten, dass man solche 
Regeln erlassen muss, weil es bereits fünf vor zwölf 
ist für das Weltklima. Auf der anderen Seite sollte 
man nicht aus den Augen verlieren, dass eine über-
bordende Regelungslandschaft schnell die Gefahr 
eröffnet, dass man Menschen auf dem Weg zu mehr 
Klimaschutz verliert, weil es ihnen einfach zu viel 
wird.  Dieses so notwendige Augenmaß legt die Poli-
tik bekanntlich nicht immer an den Tag.

Die Vorgaben, von denen Sie gerade gesprochen 
haben, sind eine enorme Belastung für Planer und 
ausführende Unternehmen. Die Zeit für eine Ange-
botsbearbeitung in einem Vergabeverfahren ist ja 
nicht länger geworden, sondern wird häufig im Inte-
resse einer zügigen Vergabe noch verkürzt. In dieser 
verkürzten Zeit sollen die Unternehmen jetzt neben 
der normalen Aufgabe, ein Angebot zu erstellen, auch 
noch Dutzende von Klimaschutzvorgaben umsetzen. 
Ein Stück weit ist das wie das Thema mit der Nach-
haltigkeitsberichterstattung. Da wird immer noch 
mehr Bürokratie aufgebaut und noch mehr Doku-
mentation gefordert. Das Ende vom Lied ist, dass 
einige Baufirmen hinter vorgehaltener Hand schon 
zugeben, dass sie ihre Nachhaltigkeitsberichte von 

der KI schreiben lassen, weil sie am Ende ja eh nie-
mand liest und sie die Kapazitäten einfach nicht 
haben, um das selbst exzessiv zu betreiben.

Aber zurück zu Ihrer Frage: Was passiert, wenn ein 

Bauunternehmen im Vergabeverfahren alle auch noch 

so ehrgeizigen Umweltparameter erfüllt und dann 

aber während der Ausführung nicht einhält, was es 

noch während der Auftragsvergabe versprochen hat? 

Die Rechtslage ist hier ein wenig kompliziert und ins-

besondere wieder mal praxisfern. Es gibt beispiels-

weise für europaweite Vergabeverfahren eine Regelung 

im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, dem 

GWB. Das GWB ist letztlich das deutsche Vergabege-

setz. Es gibt dort einen Paragrafen, der besagt, dass 

öffentliche Auftraggeber besondere Bedingungen für 

die Ausführung eines Auftrags festlegen können, sofern 

diese mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung ste-

hen und hinreichend konkret beschrieben sind. Da 

sind als Beispiel ausdrücklich auch umweltbezogene 

Belange genannt. Durch die Neuregelungen im Verga-

berecht wird das noch intensiviert. 

Das betrifft aber alles erst einmal das Vergabeverfah-
ren, also den Weg bis zur Auftragserteilung. Bis dahin 
ist dann noch keine einzige Schaufel bewegt worden. 
Das bedeutet: Wer verspricht, dass er alle Umwelt-
vorgaben einhält, bekommt, wenn auch noch der 
Preis in dem Angebot stimmt, erst einmal den Auf-
trag. Man könnte jetzt nicht ganz zu Unrecht sagen, 
dass das Tür und Tor für Missbrauch öffnet, weil 
ein Unternehmen theoretisch das Blaue vom Him-
mel herab erzählen kann, obwohl es möglicherweise 
schon von Anfang an weiß, dass es diese Vorgaben 
bei der Ausführung nie einhalten wird.

Die Begründung zu dem Gesetz sagt allerdings, dass 
der Auftraggeber in einem solchen Fall dann wäh-
rend der Ausführung durchaus tätig werden kann. Er 
kann unter bestimmten Voraussetzungen vertrags-
rechtliche Konsequenzen ziehen und beispielsweise 
Vertragsstrafen verhängen oder hat im Extremfall 
unter Umständen sogar ein Sonderkündigungsrecht. 
Das heißt also, er kann theoretisch den Bauunterneh-
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mer während der Bauausführung vor die Tür setzen, 
weil dieser die umweltrechtlichen Ausführungsbedin-
gungen nicht einhält.

Das ist soweit die Theorie. Gesetzgeber kümmern sich 

leider in der Praxis viel mehr um die Regelungstech-

nik und die Formulierung einer konkreten Regelung als 

um die Frage, inwieweit das in der Praxis wirklich sinn-

haft und umsetzbar ist. Eine Vertragsstrafe ist freilich 

einfacher geltend zu machen – wenn sie der Unter-

nehmer allerdings nicht zahlt, muss der Auftraggeber 

auch erst einmal wieder vor Gericht prozessieren, und 

das dauert bekanntlich jahrelang und ist mit einem 

erheblichen Aufwand verbunden. Noch deutlicher wird 

es bei der Frage einer Kündigung während der Bau-

ausführung. Was hat das denn für Folgen? Wenn ein 

Auftraggeber die Baufirma in einem solchen Moment 

»nach Hause schickt«, heißt das, dass er erst wieder 

ein neues Vergabeverfahren durchführen muss, damit 

er ein Ersatzunternehmen beauftragen darf. Er verliert 

also etliche Monate, in denen die halbfertige Baustelle 

stillsteht und alle von der Baumaßnahme betroffenen 

Menschen, beispielsweise aufgrund einer Straßensper-

rung, verärgert sind, kauft die gleiche Baumaßnahme 

im zweiten Anlauf vermutlich teurer ein als im ersten, 

hat einen massiven Aufwand und eine noch massivere 

Verzögerung in seinem Projekt.

Baut ein Unternehmer beispielsweise ein anderes 

Material ein, dass nicht so umweltfreundlich ist wie das 

vertraglich vereinbarte, ist das rein rechtlich betrach-

tet ein Mangel. Das bedeutet, dass der Auftraggeber 

in diesem Fall dann ein Recht auf Nacherfüllung hat. 

Der Bauunternehmer muss also das Material gegebe-

nenfalls wieder ausbauen und das vereinbarungsge-

mäße Material einbauen – was natürlich auch wieder 

mit einer neuen Baustelle verbunden ist. Und eine wei-

tere Möglichkeit hat der Auftraggeber in einem solchen 

Fall: Er kann unter bestimmten Umständen eine sol-

che Baufirma auf eine Art »Rote Liste« setzen, die ihn 

für künftige Vergabeverfahren als unzuverlässig mar-

kiert. Damit läuft eine solche Baufirma Gefahr, dass sie 

irgendwann für eine Weile keine öffentlichen Aufträge 

mehr bekommt.

Böhmer: Es wird derzeit und in der Zukunft sehr 
viel geplant und gebaut werden müssen, um eine 
funktionsfähige Infrastruktur (wieder) herzustel-
len. Dabei werden Herausforderungen in Bezug 
auf die Baukosten, die Planungs- und Bauzeit 
sowie das Fachkräftepotenzial eine wesentliche 
Rolle spielen, aber auch die Bauqualität. In unse-
ren Analysen sehen wir die steigenden Schaden-
zahlen und -kosten sowie die entsprechenden 
Trends, vor allem an den Schnittstellen zwischen 
Planung und Ausführung und in den Bereichen 
Information und Kommunikation. Wenn wir mehr 
und effizienter bauen wollen, werden zukünf-
tig neue und digitale Prozesse eine Rolle spielen. 
Wie sehen Sie den Einsatz von BIM, KI und Co. in 
diesem Zusammenhang bzw. deren Vorteile und 
Risiken?

Schalk: Als Jurist sehe ich alles, was mit KI zu tun 
hat, grundsätzlich schon auch mit etwas gemischten 
Gefühlen. Persönlich glaube ich, dass so mancher KI 
noch nutzt wie in der großen Freude über ein neues 
Spielzeug. Das bringt viel Euphorie mit, was denn 
alles machbar ist, wie das alles funktioniert und was 
alles geht. Aber wie war es früher schon immer: Bei 
einem allzu sorglosen und kühnen Umgang mit dem 
neuen Roller hat sich schon so mancher die Nase 
oder die Ellbogen aufgeschlagen.

Sicherlich hat die Künstliche Intelligenz auch auf der 

Baustelle ihre Daseinsberechtigung. Aber leider muss 

der Jurist an dieser Stelle wieder einmal ein Stück weit 

auf die Euphoriebremse treten. Zunächst bin ich davon 

überzeugt, dass selbst ein noch so intensiver Einsatz 

von KI in der Bauwirtschaft die tatsächlichen Probleme 

nicht lösen wird. Natürlich gibt es auch in den Berei-

chen, den die KI leisten kann – zum Beispiel Planung 

oder Organisation – grundsätzlich ein breites Feld für 

diese Anwendungen, in dem sie auch sinnvoll sind. 

Allerdings wird ein Roboter, und das bestätigen sogar 

die glühenden Fans der KI, auf Jahre hinaus nicht wirk-

lich draußen mauern können. Der  Fachkräftemangel 

ist meines Erachtens insoweit das größte Problem 

vor dem die Bauwirtschaft steht. Man darf nicht über-

sehen, dass das Bauen durch die Anwendung von KI 
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vielfach auch komplexer und komplizierter wird, weil 

ein Facharbeiter unter Umständen nicht nur hand-

werkliches Geschick haben, sondern sich auch mit der 

Anwendung von KI auskennen muss. Und inzwischen 

ist es ja bereits eine Schwierigkeit, überhaupt Fach-

arbeiter zu finden, die in der Lage sind, eine Mauer 

gerade aufzubauen, fachgerecht einzuschalen oder ein 

Betonelement mit Ortbetonen herzustellen. KI erhöht 

in diesem Bereich also möglicherweise sogar die Feh-

leranfälligkeit. Die Haftungsfrage bei der Anwendung 

von KI ist erst einmal ganz einfach zu beantworten: 

Wenn dabei Fehler passieren, haftet derjenige, der 

die KI anwendet. Wenn also ein Planer beispielsweise 

eine Planung mit KI erstellt oder eine Statik rech-

net und es ist ein Fehler drin, das Bauwerk bekommt 

Risse, stürzt ein oder weist deshalb sonstige Mängel 

auf, kann weder ein Planer noch ein Bauunternehmer 

sagen »Da kann ich nichts dafür, das war die KI«. Wer 

ein Werkzeug einsetzt, haftet dafür, wenn es kaputt ist 

oder falsch bedient wird. Letztlich ist KI wie ein Bagger: 

Von außen schaut alles so einfach aus, wenn man sich 

dann hineinsetzt, merkt man, dass da mehr Knöpfe, 

Schalter und Hebel sind, als man erwartet. Wenn man 

sich ausreichend damit beschäftigt, kann man zumin-

dest die Standardaufgaben lösen und bedienen. Wenn 

ein Bauunternehmer aber einen Bagger auf der Bau-

stelle einsetzt und dieser Bagger beispielsweise durch 

eine Fehlbedienung etwas kaputt macht, ist der Bau-

unternehmer in der Haftung. Genauso ist es auch bei 

KI. Wer sie anwendet, ist in der Haftung, wenn dabei 

etwas schiefgeht. Insoweit empfiehlt es sich bei aller 

Euphorie, über das Produkt, das die KI ausspuckt, noch 

einmal sehr genau drüberzuschauen und zumindest 

eine intensive Plausibilitätskontrolle anzustellen, ob das 

denn so richtig ist.

Böhmer: Bleiben wir auf der Baustelle: Es werden, 
zum Beispiel im Rahmen der Bauüberwachung 
und Qualitätskontrolle, zunehmend Daten auf der 
Baustelle digital erfasst, per Knopfdruck an eine 
Vielzahl von Baubeteiligten versandt, automatisch 
abgelegt, zugeordnet und archiviert. Wie bewer-
ten Sie das? Ich denke an Datenschutz, (Cyber-)

Sicherheit und die juristische Bewertung automa-
tisch generierter Begehungsprotokolle.

Schalk: Der Datenschutz ist in Bezug auf Künstliche 

Intelligenz und vergleichbare Anwendungen ein ganz 

großes Problem in der Praxis – und das noch größere 

Problem ist, dass das viel zu wenig Anwender über-

haupt aktiv auf dem Schirm haben. Da werden mun-

ter Daten in die Computer gehackt, als gäbe es kein 

Morgen mehr. In diesem Zusammenhang muss man 

von juristischer Seite aus eine ganz deutliche Warnung 

aussprechen: Der Planer oder Bauunternehmer, der 

KI einsetzt, haftet nicht nur für Fehler und Mängel, die 

durch die KI verursacht werden, sondern er muss sich 

auch das Thema Datenschutz ständig vor Augen hal-

ten. Wer beispielsweise, um einfach mal ein plumpes 

Beispiel zu bringen, mit irgendeiner Frage ChatGPT füt-

tert, hat keine Ahnung, wo diese eingegebenen Daten 

ihre Runden drehen, wo sie eingesehen werden, wer 

sie anzapfen kann, wo sie gespeichert werden, in wel-

chen Ländern dieser Erde irgendwelche Server ste-

hen, wo sie in welcher Weise für welche Zwecke auch 

immer missbraucht werden können. Es gibt immer 

noch Anwender, die meinen, wenn sie an ihrem Lap-

top ChatGPT fragen, bleiben die Daten nur auf ihrem 

Rechner. Das ist natürlich nicht so. Insoweit ist es von 

erheblicher Bedeutung, dass jeder Anwender von KI 

zunächst versucht, herauszufinden, wohin diese Daten 

gehen und wie sie von wem verarbeitet werden, damit 

er beurteilen kann, ob die Daten gemäß den gelten-

den datenschutzrechtlichen Vorgaben gebraucht und 

gespeichert werden. Das erfordert zunächst überhaupt 

einmal eine sehr intensive und detaillierte Kenntnis, 

was eigentlich alles vonseiten des Datenschutzes vor-

geschrieben ist. Das allein ist schon eine Wissenschaft 

für sich. Und all diese Nachforschungen muss der Nut-

zer der KI zusätzlich auch noch intensiv dokumentieren, 

damit er im Fall eines Falles nachweisen kann, dass er 

das geleistet hat.

Vorsicht ist insbesondere geboten bei personen- oder 
unternehmensbezogenen Daten – idealerweise soll-
ten nach Möglichkeit anonymisierte Daten verwen-
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det werden. Sobald Daten beispielsweise von einem 
Subunternehmer oder dem Auftraggeber verwendet 
werden, muss dieser einverstanden sein, dass seine 
Daten, sein Name, seine Zahlen und Produkte in den 
elektronischen Datenverarbeitungsprozess eingeführt 
werden. Sonst droht dem Planungsbüro oder Bauun-
ternehmer ein Verfahren wegen eines Datenschutz-
verstoßes – und das kann richtig teuer werden. Aber 
auch bei der Verwendung eigener Daten ist Vorsicht 
angesagt: Wer beispielsweise seine Geschäftsge-
heimnisse geplant oder ungeplant in die KI füttert, 
muss damit rechnen, dass Geheimes möglicherweise 
ab diesem Zeitpunkt plötzlich nicht mehr geheim ist. 

Böhmer: Schauen wir gemeinsam auf einen 
weiteren Fragenbereich. Dieser betrifft die 
Materialien, die verwendet werden: Inwieweit 
ist es juristisch problematisch, neue, inno-
vative Materialien einzusetzen, deren dauer-
hafte Funktionssicherheit noch nicht gesi-
chert ist? Als Beispiel sei der Einsatz von (aus 
Arbeitsschutzgründen) temperaturabgesenkten 
Asphalten benannt, die bisher nur auf Erpro-
bungsstrecken eingesetzt und vor allem noch 
nicht final evaluiert sind.

Schalk: Letztlich greift hier ein komplexes Haftungs-
system. Da gibt es zunächst einmal einen Bauherrn 
und Auftraggeber, der in seinen Ausschreibungsun-
terlagen beispielsweise diesen speziellen tempera-
turabgesenkten Asphalt verlangt. Dann gibt es einen 
Planer und/oder Fachplaner, der eine entsprechende 
Planung erstellt, die diesen Asphalt vorsieht. Schließ-
lich gibt es den Bauunternehmer, der die Planung 
entsprechend umsetzt und das Material verbaut, das 
letztlich gar nicht er ausgesucht hat, sondern das 
ihm vorgegeben wurde.

Wie funktioniert in einem solchen Fall die Haftung? 
Wir haben nach wie vor den Grundsatz, dass eine 
Bauleistung zum einen dem Vertrag entsprechen 
muss, zum anderen – kumulativ und nicht alterna-
tiv – auch den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik zum Zeitpunkt der Abnahme der Bauleis-

tung. An der Stelle haben wir nun bei neuen Baustof-
fen erst einmal ein Problem. Die erste Frage ist, ob 
es bereits Normen gibt, in denen dieser neue Bau-
stoff geregelt ist. Dann haben wir die zweite Frage, 
inwieweit sich dieser Baustoff in der Praxis bereits 
bewährt hat. Das ist ja auch ein Bestandteil der Prü-
fung, ob die Ausführung den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik entspricht. Und da haben wir 
insoweit das zentrale Problem – ein neuer Baustoff 
hat diese Praxisbewährung gerade nicht. Er kann sie 
ja gar nicht haben. Die Praxis baut hier eine gewisse 
rechtliche Brücke. In der Regel geht zum Beispiel 
die Rechtsprechung davon aus, dass die allgemein 
anerkannten Regeln der Technik dann eingehalten 
sind, wenn der neue Baustoff bereits in einer Norm 
geregelt ist und hier beim Bau konkret eingehalten 
ist, was in dieser Norm steht. Das ist zwar, genau 
genommen, ein Systemfehler, aber anders ist das in 
der Baurealität ja kaum handhabbar, sonst könnte nie 
ein neuer Baustoff etabliert werden.

Wenn ein neuer Baustoff verbaut wird und sich dann 
irgendwann zu einem späteren Zeitpunkt Mängel zei-
gen – nehmen wir beispielsweise mal an, dass der 
temperaturabgesenkte neue Asphalt plötzlich mit-
tel- und langfristig zu vielen Rissen im Asphalt führen 
würde – dann stellt sich zunächst einmal die Frage, 
ob die Gewährleistungszeit noch läuft oder schon 
abgelaufen ist. Das sind regelmäßig vier bis fünf 
Jahre ab der Abnahme der jeweiligen Planungs- oder 
Bauleistung. Innerhalb der Gewährleistungszeit haf-
ten sowohl der Planer als auch der Bauunternehmer, 
wenn ein Mangel auftritt. Ist die Gewährleistungs-
zeit bereits abgelaufen, wird es für den Auftraggeber 
schwierig, Ansprüche geltend zu machen. 

Der Bauunternehmer und ebenso der Planer kann 
allerdings schon etwas tun, damit er dieser Haftungs-
gefahr entgeht. Immer wenn eine solche Situation 
eintritt, in der beispielsweise vom Auftraggeber ein 
Baustoff angeordnet wird, der möglicherweise aktu-
ell noch nicht den Regeln der Technik entspricht, 
sollten sowohl der Planer als auch der ausführende 
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Unternehmer in jedem Fall dem Auftraggeber schrift-
lich Bedenken mitteilen. Das ist die Grundsystematik 
der VOB/B: Teilt ein Auftragnehmer – und das kann 
eben sowohl ein Planer als auch ein Bauunternehmer 
sein – vor der Ausführung Bedenken gegen die vor-
gesehene Art der Ausführung gegenüber dem Auf-
traggeber mit, ist er für diesen Fall raus aus der Män-
gelhaftung, wenn der Auftraggeber dann trotz dieser 
Warnung weiterbauen lässt. Sollte der Auftraggeber 
also einen solchen neuartigen Baustoff wünschen, 
sind sowohl der Planer als auch der Bauunternehmer 
gut beraten, ihm vorher schriftlich mitzuteilen, dass 
sie diesen Baustoff wie gewünscht verbauen, aber 
ausdrücklich darauf hinweisen, dass es sich um einen 
so neuartigen Baustoff handelt und nicht gewährleis-
tet werden kann, dass dieser auch so hält, wie sich 
das der Bauherr vorstellt, weil er schlicht noch nicht 
in der erforderlichen Langzeiterprobung war.

Böhmer: Ein weiteres Thema: die Nachhaltig-
keit. Dazu gehört auch die Ressourceneffizi-
enz, insbesondere die Kreislaufwirtschaft. Mit 
der Ersatzbaustoffverordnung (EBV) soll dies 
unterstützt werden, indem zum Beispiel Bau-
stoffe aus dem Rückbau von Bauwerken im 
Hoch- und Tiefbau wieder und weiter einge-
setzt werden. Ein wesentliches Problem ist der 
juristische Status dieser Recyclingbaustoffe 
(Abfall oder nicht) und die zugehörigen Aufla-
gen und Anforderungen (vgl. auch Kap. »6.1.3 
Nachhaltig, widerstandsfähig, ressourcenscho-
nend. So wird Infrastruktur zukunftsfähig«). Wie 
ist Ihre rechtliche Einschätzung zu den Risiken 
und Möglichkeiten der Verwendung? Wir sehen, 
dass derzeit zur Absicherung Recyclingbau-
stoffe eher deponiert als verwendet werden.

Schalk: Diese Einschätzung kann ich aus der Praxis 
leider bestätigen. Tatsächlich war diese Ersatzbau-
stoffverordnung ein erheblicher Rohrkrepierer, und an 
dieser Stelle zeigt sich leider wieder einmal, dass die 
Gesetzgebung heute vielfach handwerkliche Fehler 
macht. Gesetze und Regelungen werden heute noch 
mehr als früher an einem Schreibtisch gemacht und 

nicht mit der nötigen Rückkoppelung mit der Praxis. 
Eigentlich muss man das sogar noch einmal relati-
vieren: Der Kontakt zur Praxis findet ja sogar in der 
Regel statt, weil mit Bauverbänden und Fachgre-
mien vor einer Neuregelung gesprochen und beraten 
wird – nur frage ich mich manchmal, was dann mit 
diesen Beratungsergebnissen passiert. Neue Rege-
lungen sind dann ja doch vielfach so formuliert, als 
hätte nie ein Austausch mit der Praxis stattgefunden. 
Und diese Ersatzbaustoffverordnung ist ein Parade-
beispiel dafür. Am Anfang war sie eine Katastrophe, 
nach der Korrektur ist sie klein wenig »anwendba-
rer« geworden. Aber es ist schon wieder ein weiterer 
Papiertiger und ein Grundstock dafür, dass sich ein 
Bauunternehmer in eine Haftungsgefahr begibt, die 
er allenfalls dann in den Griff bekommen kann, wenn 
er sich sehr intensiv mit der Verordnung beschäftigt, 
Schulungen besucht und den Ersatzjuristen mimt. 
Darauf haben viele Baufirmen zum einen keine Lust, 
zum anderen haben sie dafür keine Zeit – also gehen 
sie zum Teil dazu über, Baustoffe, die sie früher wie-
der verarbeitet hätten, jetzt dann doch lieber auf eine 
Deponie zu kippen, weil das für sie einfacher und 
ungefährlicher ist.

Auch hier gilt also wieder: Wenn die Politik tatsäch-
lich will, dass mehr Baustoffe wiederverwendet wer-
den – was zweifelsohne sinnvoll wäre – dann muss 
sie auch die notwendigen Rahmenbedingungen dafür 
schaffen. Diese Rahmenbedingungen bestehen nicht 
darin, dass man irgendein ein neues Gesetz und eine 
neue Verordnung erlässt. Vielmehr bestehen diese 
Rahmenbedingungen darin, dass es Neuregelun-
gen gibt, die in der Praxis auch tatsächlich effektiv 
umsetzbar sind. Und daran krankt unser ganzes Sys-
tem und insbesondere das System in der Bauwirt-
schaft leider immer noch mehr.

Böhmer: Lieber Herr Professor Schalk, ich 
danke Ihnen für dieses aufschlussreiche 
Gespräch! 
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2.2 Bauversicherungen und die Herausforderungen des 
Sondervermögens für die Infrastruktur

INTERVIEW – CHRISTIAN SCHATTENHOFER, HERMANN WULKE

Christian Schattenhofer Hermann Wulke

Sind die Versicherer auf die Anforderungen aus dem Sondervermögen für die Infrastruktur vorbereitet? Zwei 
Versicherungsspezialisten von der VHV Allgemeine Versicherung AG diskutieren über die erwartbaren und nicht 
erwartbare Risiken, Lösungen und die Situation am Versicherungsmarkt.

Dipl.-Ing. Hermann Wulke verantwortet das Neugeschäftsunderwriting für den Bereich Bauleistungs- und 
Montageversicherung in Technischen Versicherungen bei der VHV Allgemeine Versicherung AG und Christian 
Schattenhofer leitet den Bauvertrieb im Hause für die VHV Allgemeine Versicherung AG.

Christian Schattenhofer: Lieber Herr Wulke, in 
einem doch sehr außergewöhnlichen Vorge-
hen wurde ein Sondervermögen für die Bun-
deswehr und auch den Infrastrukturausbau in 
Deutschland verhandelt. Im Infrastrukturaus-
bau ist es erwartbar, dass dies unmittelbar in 
Bauleistungen umgesetzt werden soll, bei dem 
Vermögen für die Bundeswehr kann das natür-
lich auch der Fall sein, beispielsweise für neue 
Unterkünfte oder Kasernen. Das heißt doch, es 
kommt jede Menge Arbeit auch auf Sie zu. Was 
alles ist eigentlich in diesem Zusammenhang 
Infrastruktur und was heißt das für Sie als Ver-
sicherer?

Hermann Wulke: Unter Infrastruktur verstehen wir 
klassisch die verschiedenen Verkehrswege zu Was-
ser, Schiene und Straße. Dazu gehören unter ande-

rem auch Brücken, Schleusen, Tunnel, Bahnhöfe, 
Weichen und vieles mehr. Zusammengefasst alle 
Maßnahmen, damit in unserem Land alles wieder 
besser rollt und fährt. Neben dem Neubau wird es 
auch um den Erhalt oder die Sanierung der teilweise 
stark beeinträchtigten Bauwerke gehen, wir reden 
ja allein von mehr als 10.000 Brücken, die saniert 
oder ersetzt werden müssten. Für uns als Versiche-
rer bedeutet dies, den Unternehmen oder Planern, 
aber auch den Betreibern und Nutzern, möglichst die 
Risiken abzunehmen, sodass die notwendigen Inves-
titionen bestmöglich abgesichert sind. Der volkswirt-
schaftliche Auftrag einer Versicherung besteht in der 
Risikotragung, und für die VHV gilt das insbesondere, 
da sie sich im Schwerpunkt um die Risiken der Bau-
wirtschaft kümmert, hier sogar Marktführer ist.
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Wulke: Aber Frage zurück, Herr Schattenhofer, 
was bedeutet das für unsere Kunden und wel-
che Risiken sind dabei zu beachten?

Schattenhofer: Unsere Kunden sind im Schwerpunkt 
Architekten, Fachplaner, Baubetriebe und Bauhand-
werker, aber natürlich auch die Auftraggeber mit 
ihren individuellen Risiken, die es zu versichern gilt. 
In der Beratung unterscheiden wir dabei zwischen 
zwei Versicherungsarten, die maßgeblich im Bauab-
lauf sind:

• Haftpflichtversicherungen: Sie schützen das Ver-
mögen der am Bau beteiligten Akteure, wenn 
durch die Baumaßnahme, die Bautätigkeit oder 
einen Planungsfehler einem Dritten ein Schaden 
zugefügt wird. Dies betrifft regelmäßig Personen- 
und Sachschäden sowie daraus resultierende 
Vermögensfolgeschäden, für die die Akteure auf-
grund ihrer Rolle anlässlich des Bauvorhabens 
schuldhaft einen Schaden verursachen, also 
Schäden durch die Baustelle bzw. Bautätigkeit.

• Technische Versicherungen und Sachversiche-
rungen: Sie decken Sachschäden an der Bau-
stelle, beispielsweise durch Witterungsereignisse, 
Bauunfälle, Vandalismus oder Brand ab, um den 
Akteuren Kosten durch derartige Schadenereig-
nisse während der Bauzeit zu ersetzen. Durch die 
unterschiedlichen Gefahrtragungen am Bauvor-
haben kann der Versicherungsschutz sowohl auf 
den Auftraggeber (Bauherrn) als auch auf Risiken 
der Unternehmen (Bauunternehmen, Nachunter-
nehmer) hin ausgerichtet oder gestaltet werden.

Schattenhofer: Das ist die generelle Definition, 
Herr Wulke, in Ihrem täglichen Alltag beschäfti-
gen Sie sich mit der Technischen Versicherung. 
Vielleicht beschreiben Sie einmal, mit welchen 
Gefahren Sie zu tun haben?

Wulke: In erster Linie ist während der Bauphase eine 
Bauleistungsversicherung zur Absicherung des Bau-
vorhabens und der Neubauleistungen notwendig. 

Maßgabe für die Höhe dieser Versicherung sind die 
Herstellkosten des Bauwerks. Darüber hinaus kön-
nen noch ergänzende Versicherungssummen ver-
einbart werden, beispielsweise für Hilfsbauten- und 
Bauhilfsstoffe. Eine Bauleistungsversicherung schützt 
den Bauherrn sowie die beteiligten Bauunternehmen 
vor Schäden, die unvorhersehbar sind und während 
der Bauzeit auftreten, wodurch der zeitliche Rahmen 
bereits definiert ist. Sie ist eine Absicherung während 
der Bauphase bis hin zur Abnahme des Bauwerks 
und seiner Teile oder bis zur Inbetriebnahme bzw. 
Nutzung durch den Bauherrn. Eine Erweiterung kann 
durch den Abschluss eines separaten Nachhaftungs-
bausteins ergänzt werden.

Versichert sind insbesondere Schäden, die durch 
höhere Gewalt und unabwendbare Elementarereig-
nisse, zum Beispiel Hochwasser und Sturm, ver-
ursacht werden. Darüber hinaus sind aber auch 
Schäden durch Vandalismus, Diebstahl, unbekannte 
Eigenschaften des Baugrundes, Konstruktions- und 
Materialfehler sowie Bauunfälle versichert. Die Bau-
leistungsversicherung ist grundsätzlich eine All-
gefahrenversicherung, die Versicherungsfälle nicht 
abschließend definiert, sondern durch Ausschlüsse 
einschränkt.

Schattenhofer: Was heißt das also konkret 
bei einer Straße, Brücke oder Schleuse, Herr 
Wulke?

Wulke: Gerade bei diesen Infrastrukturprojekten 
sind unzählige Schadenfälle denkbar, von der Über-
schwemmung der Autobahn, wie wir es bei der A3 
beim Hochwasser in Deggendorf erlebt haben, bis 
hin zum Brückeneinsturz, weil beispielsweise etwas 
beim Taktschiebeverfahren falsch läuft. Bei Schleu-
sen ist das Wasser elementarer Bestandteil und 
besonders markant, wenn über ungewöhnliche und 
außergewöhnliche Risikoereignisse gesprochen wird. 
Man erkennt schon an den wenigen Beschreibungen, 
wie individuell und unterschiedlich die Risikosphären 
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der spezifischen Bauvorhaben sind. Abseits der übli-
chen Parameter wie Baukosten, Bauzeit und Baube-
teiligte hängt eben viel von der Lage und der techni-
schen Machbarkeit ab.

Ähnlich wie bei vielen Brücken stehen derzeit auch 
Sanierungen bzw. Ersatzneubauten von Schleusen 
an, die teilweise am Ende ihrer Lebensdauer ange-
langt sind. Dazu wird meist in unmittelbarer Nähe zu 
einer bestehenden Schleuse ein Schleusenneubau 
errichtet, wobei der Schiffsverkehr während der Bau-
zeit weiterläuft. Für den Bau der Schleusenkammer 
sowie für die Torkammern der Schleusentore müs-
sen riesige und tiefe Baugruben ausgehoben wer-
den, möglichst ohne Beeinträchtigung der bestehen-
den Bausubstanz und anderer Bauwerke in der Nähe 
(zum Beispiel Straßen, Verkehrsflächen, Gebäude). 
Auch ein möglicher Schiffsanprall durch ein havarier-
tes Schiff sollte die Bauarbeiter auf und in der Bau-
stelle nicht gefährden, sodass Schutzmaßnahmen für 
die Bauzeit zu treffen sind. Gleiches gilt auch, wenn 
der Schleusenneubau Teil einer Hochwasserschutz-
linie ist, diese muss ununterbrochen sichergestellt 
werden, um das Hinterland vor einer Überschwem-
mung zu schützen. Auch die baulichen Herausfor-
derungen im Schleusenbau, wie zum Beispiel das 
präzise Rammen von Trag- und Füllbohlen oder das 
ordnungsgemäße Einbringen einer Unterwasserbe-
tonsohle, stellen dabei höchste Anforderungen an die 
Planung und Bauausführung. Bevor die Bauarbeiten 
beginnen, muss jedoch sichergestellt sein, dass der 
Baugrund frei von Kampfmitteln ist. Auch das ist eine 
nicht zu unterschätzende Vorabmaßnahme, die sorg-
fältig geplant und durchgeführt werden muss, um 
die Arbeitssicherheit für alle am Bau Beteiligten zu 
gewährleisten.

Vermehrt nehmen wir in letzter Zeit wahr, dass bei 
Großbaustellen im Brücken- oder Tunnelbau sowie 
neuerdings im Modularen Bauen zusätzlich das 
Thema der Transportversicherung mit der Bau-
leistungsversicherung verschmilzt, also zwei sonst 
getrennte Versicherungszweige für die Umsetzung 

eines Bauprojekts parallel benötigt werden. Sei es, 
dass das Brückenmittelteil über Pontons auf dem zu 
überquerenden Gewässer eingeschwommen wird, um 
später in seine Endlage hochgezogen zu werden oder 
aber bei einem Absenktunnel die Tunnelelemente 
andernorts vorgefertigt werden und über einen Fluss 
schwimmend zur eigentlichen Baustelle transpor-
tiert werden müssen. Hier muss man im Vorfeld klare 
Abgrenzungen bezüglich des Versicherungsschutzes 
treffen, sodass keine Deckungslücken entstehen.

Wulke: Aber andersherum gefragt, Herr Schat-
tenhofer, wenn Schäden entstehen, ist neben 
der Sachsubstanz häufig auch das Umfeld 
betroffen. Wie beraten Sie eigentlich die Unter-
nehmer in Bezug auf die richtige Höhe der Haft-
pflichtversicherung?

Schattenhofer: Die Entscheidungen zur Höhe der 
Deckungssummen in der Haftpflichtversicherung 
treffen grundsätzlich die Kunden. Wir können in 
der gemeinsamen Risikoanalyse partnerschaftlich 
 herausarbeiten, in welche Richtung die Deckungs-
strecke gestaltet werden kann. Die Höhe der Haftung 
aus unerlaubter Handlung ist grundsätzlich unbe-
grenzt und damit existenzgefährdend. Aber natürlich 
und Gott sei Dank halten sich die meisten Haftpflicht-
ansprüche im Rahmen der vereinbarten Deckung. 
Gerade der Bauschadenbericht zeigt jedes Jahr die 
Entwicklung von Schadenhöhen und Durchschnitts-
schäden auf. Aber zurück zu Ihrer Frage: Wir nähern 
uns der »richtigen« Deckungssumme über die Auf-
tragsarten, Baukosten der Projekte, Umsatz- oder 
Honorarsummen bei laufenden Jahresverträgen, die 
Lage, die Nachbarschaft und die Spezialität der Leis-
tungen. Natürlich haben wir auch Erfahrungswerte in 
der Tarifierung aus dem Bestand unserer Kunden und 
der täglichen Arbeit. Aber der Teufel steckt im Detail, 
weil manchmal kleine menschliche Fehlentscheidun-
gen zu großen Schäden führen können.

Ein Schaden, den ich bereits in einem vorangegan-
genen Bauschadenbericht erwähnt habe, bleibt mir 
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dabei immer in Erinnerung, hier in Kurzform wieder-
gegeben: Ein Straßenfertiger sollte auf der gegen-
überliegenden Seite eines beschrankten Bahnüber-
gangs eine Straße asphaltieren. Weil der Tieflader 
des Fuhrbetriebs gerade frisch gereinigt war, fuhr 
man nicht auf die »Baustellenseite« und lud den 
selbstfahrenden Fertiger dort ab, sondern die-
ser wurde über die Gleise gesetzt. Doch auch die 
Höchstgeschwindigkeit reichte nicht aus, als sich ein 
Zug näherte und die Schranke schloss. Auch die Not-
bremsung des Zugführers konnte den Aufprall nicht 
mehr verhindern, sodass es zum Zusammenprall 
kam. Es gab Personenschäden, Sachschäden am 
Triebwagen, den Waggons, den Gleisen und am Fer-
tiger. Ich mag hier nicht wiedergeben, wie teuer der 
Schaden am Ende abgewickelt werden musste, aber 
die Deckungssummen waren überschritten.

Schattenhofer: Aber jetzt mal Fakten, das 
Sondervermögen soll ja zügig auf die Straße 
gebracht werden. Welchen Beitrag können Sie 
als Versicherer leisten, dass dies schneller 
geht, Herr Wulke?

Wulke: Bisher war mir gar nicht bewusst, dass wir 
als Versicherer der Engpassfaktor sind. Aber Spaß 
beiseite, bei öffentlichen Aufträgen sind wir häufig an 
die Vergabeanforderungen gebunden und haben die 
Voraussetzungen zu berücksichtigen. Durch unsere 
Erfahrung haben wir aber ein sehr gutes Verständ-
nis für die Einschätzung der Risiken und Gefahren. 
Regelmäßig prüfen wir im Bereich der Infrastruktur 
folgende Unterlagen:

 – Baubeschreibung,
 – Kostenaufstellung,
 – Leistungsverzeichnis,
 – Baugrund-/Gründungsgutachten,
 – Bauzeitenplan,
 – Pläne (Lageplan/Grundrisse/Schnitte/Ansichten) 

sowie
 – Beweissicherungsgutachten bei Nachbarbebau-

ung.

Haben wir diese Unterlagen vollständig geprüft, 
bewerten wir das Risiko, kalkulieren und erstellen ein 
Angebot. Wenn ein Projekt besonders hohe Baukos-
ten aufweist oder ein sehr hohes Risiko darstellt, bil-
den wir meist Konsortien mit weiteren Versicherern. 
Als Führungsversicherer gehört regelmäßig das tech-
nische Risk Engineering zu unseren Serviceleistun-
gen. Dabei prüfen wir, ob Umplanungen oder Ände-
rungen in der Bauausführung die bisherigen Risiken 
oder den bestehenden Deckungsschutz beeinflussen.

Letztlich haben wir aber keinen direkten Einfluss auf 
den Flaschenhals bei der Umsetzung des Sonderver-
mögens, dieser liegt meist vorgelagert in der Planung 
und Freigabe von Bauprojekten. 

Wulke: Herr Schattenhofer, es heißt bereits seit 
2020, dass Building Information Modeling, kurz 
BIM, der Standard für neu ausgeschriebene 
 Infrastrukturmaßnahmen sein soll. Was heißt 
das für Sie?

Schattenhofer: BIM ist eine Methodik im Planungs-
verfahren und soll folgende Ziele erreichen:

• Erhöhung der Planungsqualität und damit ver-
bunden durch das mehrdimensionale Bauwerks-
modell eine bessere zeiträumliche Visualisierung 
des Projekts, was aufgrund der plastischen Dar-
stellungsmöglichkeiten Variantenentscheidungen 
vereinfacht und durch die Veranschaulichung im 
Vorfeld die Akzeptanz von Bauprojekten bei der 
Bevölkerung erhöhen soll,

• Bauzeitminimierung durch Simulationen verschie-
dener Bauabläufe, verbunden mit einer Kollisions-
kontrolle zur frühzeitigen Vermeidung von Pla-
nungsfehlern,

• Kostenreduzierung aufgrund hoher Ausschrei-
bungsqualität und Vermeidung von Nachträgen 
sowie einfachere Massen- und Mengenermittlun-
gen für präzisere Abrechnungen,
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• nachhaltige und optimierte Bewirtschaftung durch 
Variantensimulationen der TGA-Einstellungen für 
energetische Effizienz sowie einer objektbezoge-
nen Instandhaltung extrahiert aus dem »As-Built-
Modell« und dem detaillierten Informationsgehalt 
über jedes einzelne Bauteil.

Im Bereich der Berufshaftpflichtversicherung von 
Ingenieuren und Architekten ist der Einsatz von BIM-
Anwendungen selbstverständlich mitversichert. Aber 
BIM schafft auch neue Berufsbilder, wie den BIM-
Manager oder den BIM-Koordinator sowie neue Vor-
gaben wie die Vorhaltung des BIM-Servers oder auch 
weitergehender Dienstleistungen. In neueren Ver-
sicherungsbedingungen sind die Leistungen des 
BIM-Managers mit Verweis auf das AHO-Heft Nr. 11 
innerhalb des versicherten Berufsbilds mitversichert. 
Gleiches gilt auch für die Nutzung und den Betrieb 
von BIM-Datenservern und Kommunikationsservern. 
Ein Blick in die Versicherungsbedingungen lohnt sich 
hier auf jeden Fall.

Aber: BIM erfordert eine digitale Zusammenarbeit 
zwischen den Baubeteiligten. Damit spielt die IT-
Sicherheit der Unternehmen eine gewaltige Rolle, 
nicht nur bei BIM, aber eben auch. Die Sicher-
heit des kollaborativen Miteinanders hängt mitun-
ter vom schwächsten Glied in der Kette ab. Deswe-
gen appellieren wir an unsere Kunden, sich mit den 
eigenen IT-Systemen auseinanderzusetzen. In vielen 
Audits, die wir mit Kunden und solchen, die es wer-
den wollen, durchführen, stellen wir durchaus signi-
fikante Sicherheitslücken fest. Das Versicherungs-
angebot einer Cyberversicherung hat sich nach der 
ersten Euphorie für die Risikoträger als durchaus 
anspruchsvoll erwiesen, sodass die Maßstäbe an die 
Sicherheit eine hohe Relevanz haben. Je nach Größe 
des Betriebs variieren die Vorgehensweisen der Ver-
sicherer zur Beurteilung dieser Risiken: Sie reichen 
von wenigen einfachen Fragen für die Entscheidung 
über eine Versicherbarkeit bis hin zu einem komple-
xen Audit. 

Das Fazit hier: Es zählt nicht mehr das günstigste 
Angebot, sondern die Sicherstellung der Versicher-
barkeit durch technische Voraussetzungen und Schu-
lungen der Mitarbeiter. 

Schattenhofer: Nach diesem Appell noch kurz 
die Frage zum Geräteeinsatz und den Digi-
talisierungsbestrebungen. Vielleicht können 
Sie auch etwas dazu sagen, Herr Wulke, wie 
begegnen Sie diesen Trends?

Wulke: Eine Bauweise, die sowohl den Geräteein-
satz als auch digitale Technik vereint, wird beim 
3D-Druck von Gebäuden verwendet. Die Anzahl der 
mit 3D-Druck erstellten Bauprojekte wächst ste-
tig. Wir können auch hierbei sowohl die Bauleistung 
als auch den Drucker über unsere Versicherungs-
produkte vollumfänglich absichern. Aber natürlich 
reden wir mittlerweile auch von digital gesteuerten 
Arbeitsmaschinen und selbstfahrenden Geräten, die 
auf Infrastruktur- und Straßenbaustellen unterwegs 
sind, teilweise mit elektronischen Antrieben. Auch für 
diese Geräte bieten wir Versicherungsschutz im Rah-
men einer Baugeräteversicherung, wenn es zu Unfäl-
len, Vandalismus oder Elementarschäden kommt. Es 
liegt auf der Hand, dass wir teure Baugeräte nicht 
schlechter versichern als Kraftfahrzeuge, damit das 
Investment der Unternehmer oder die Bedürfnisse 
von Leasing- oder Finanzierungsgebern geschützt 
werden.

Wulke: Noch eine letzte Frage: Sie schreiben 
immer wieder zur kombinierten Projektversi-
cherung, bei der alle Beteiligten an einer Bau-
stelle als mitversichert gelten. Herr Schat-
tenhofer, gibt es die auch außerhalb des 
Hochbaus?

Schattenhofer: Eines der ersten Projekte, das über 
eine kombinierte Projektversicherung abgesichert 
wurde, war der Berliner Hauptbahnhof. Dort war 
bereits ein Großteil an Tief- und Ingenieurbaumaß-



2

48

Fokus Risiko – Einblicke in Baurecht und Versicherung

nahmen mit im Versicherungsumfang enthalten. 
Auch heute werden oftmals Infrastrukturprojekte als 
kombinierte Projektdeckung ausgeschrieben und ein-
gedeckt – das ist gelebte Praxis und Teil unserer täg-
lichen Risikoprüfung.

Die Vorteile der kombinierten Versicherungsform gel-
ten auch hier. Alle Beteiligten der Baustelle sind im 
Versicherungsschutz berücksichtigt: vom Auftrag-
geber über die Planer und die ausführenden Baube-
triebe bis hin zu möglichen Ausbaugewerken, wenn 
diese notwendig werden. Damit sind die Beiträge 
umlegbar und in der Regel auch nicht teurer als die 
Summe einzelner Versicherungen. Die Deckungs- 
und Versicherungssummen stehen ausschließlich für 
die jeweiligen Projekte zur Verfügung und können 
nicht anderweitig aufgebraucht werden. So werden 
Schnittstellen zwischen diversen Haftpflichtversiche-
rungen vermieden und Prüfpflichten für Versiche-
rungsbescheinigungen reduziert.

Immer öfter beobachten wir, dass komplexe Baupro-
jekte auf Basis eines neuen Vertragsmodells ausge-
schrieben werden: der Integrierten Projektabwick-
lung (IPA). Ziel ist es dabei, Planer und Ausführende in 
einem Mehrparteienvertrag zu vernetzen. Haben bis-
her die Architekten und Ingenieure zunächst die Pla-
nung erstellt und erfolgte erst im Anschluss daran die 
Ausschreibung und Vergabe an die Bauunternehmen, 
sollen bei der IPA nun die ausführenden Bauunterneh-
men ihre Erfahrungen bereits bei der Planung mit ein-
fließen lassen, sodass der Bauablauf später möglichst 
reibungslos und optimal erfolgen kann. Diese Art der 
Vertragsgestaltung muss auch bei einer kombinier-
ten Projektpolice entsprechend berücksichtigt wer-
den, was nicht immer ganz einfach ist, da es keinen 
IPA-Standardvertrag gibt. Wir haben jedoch schon die 
ersten IPA-Projekte erfolgreich versichert.

Schattenhofer: Herzlichen Dank, Herr Wulke, für 
das Gespräch.

Christian Schattenhofer ist seit 1994 für die VHV Allgemeine Versicherung AG in verschiedenen Funktionen tätig. 
Seit 2015 ist er als Vertriebsdirektor für den Baubetrieb der VHV verantwortlich.

Hermann Wulke ist nach seiner praktischen Tätigkeit als Bauleiter im Spezialtiefbau seit 2009 für die  
Bau leistungs- und Montageversicherungen bei der VHV Allgemeine Versicherung AG zuständig.
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2.3 Steigendes Risiko für die Bauwirtschaft durch  
Naturgefahren: Bedeutung der Naturgefahrenanalyse  
und passgenauer Versicherungslösungen

Die Bauwirtschaft sieht sich zunehmend mit den Auswirkun-
gen des Klimawandels konfrontiert, der die Häufigkeit und 
Intensität von Naturgefahren verstärkt. Dies betrifft insbe-
sondere Überschwemmungen, Stürme, Erdbeben, Dürren 
und nicht zuletzt auch Schäden durch Niederschläge. Dass 
solche Naturgefahren gravierende Auswirkungen auf Bau-
projekte und deren Ausführung haben können, wird anhand 
des folgenden Schadenbeispiels verdeutlicht.

Bauvorhaben: Neubau von zwei Wohnhäusern als Dreispänner

Schadensituation

Durch ein Starkregenereignis kam es zu erheblichen Mengen Oberflächenwasser, 
das aufgrund der Hanglage von Osten und Süden unter den Gabionenkästen hin-
durch auf das Grundstück lief. Das Wasser führte an einigen Stellen zur Abtragung 
der Humusschicht bis zum Kiesgrund. Zudem lief Wasser von der höhergelege-
nen Straße auf das Grundstück und konnte die Kanten der Lichtgräben und Licht-
schächte überlaufen.

Abb. 01: Überflutetes Kellergeschoss nach Starkregenereignis [Foto: bauass Versicherungs-
makler GmbH & Co. KG]

Alexander Pritzl
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Da die Lichtgräben nicht für auf der Geländeoberfläche zusammenlaufendes Was-
ser ausgelegt waren (keine Entwässerung geplant) und die überlasteten Kanal-
leitungen die Wassermengen der Lichtschächte nicht mehr aufnehmen konnten, 
drang das steigende Wasser durch die Kellerfenster sowie Wärmepumpenschächte 
in die Keller ein. In einigen Häusern stieg der Wasserstand im Keller bis auf 2,20 
Meter über der Oberkante des Rohfußbodens.

Schadenbeseitigung

• Auspumpen der Kellerräume und Aufsaugen des Wassers,
• Raumlufttrocknung,
• Rückbau des schwimmenden Estrichs (mit Fußbodenheizung),
• Entfernen des Wandputzes bis oberhalb des Wasserstands,
• Überprüfung bzw. Austausch der Elektrik und
• Reparatur bzw. Austausch der Heizung mit Wärmepumpe,
• Wiederherstellung des Wandputzes,
• Einbau eines neuen schwimmenden Estrichs (mit Fußbodenheizung),
• Malerarbeiten.

Die Regulierung des Bauleistungsversicherers belief sich auf weit über 
100.000 Euro Entschädigungsleistung.

1 Institut für Bauforschung e. V. (Hrsg.): Studie Klimawandel und Extremwetterereignisse, Schadenentwicklungen und Anfor-
derungen an Wohngebäude. Hannover: Selbstverlag, 2023

Das wachsende Risiko durch Naturgefahren
In den letzten Jahren haben Naturkatastrophen weltweit dramatisch zugenommen. Laut 
einer Studie des Instituts für Bauforschung e. V. (IFB)1 sind insbesondere Stürme, Über-
schwemmungen und schwere Niederschläge häufiger und intensiver geworden. Auch 
die Häufigkeit von Starkregenereignissen und die damit verbundenen Überschwem-
mungen nehmen zu. Dies stellt die Bauwirtschaft vor erhebliche Herausforderungen, 
da sowohl die Bauphase als auch die strukturelle Integrität von Bauwerken langfristig 
gefährdet sein können.

Besonders in Regionen mit hohem Niederschlagsaufkommen oder in urbanen Gebie-
ten mit unzureichender Entwässerungsinfrastruktur können starke Regenfälle erhebliche 
Schäden verursachen. Starkregenereignisse führen zu Überschwemmungen, die das 
Gelände erodieren und Baustellen überschwemmen können. Dies gefährdet nicht nur 
die Arbeitssicherheit, sondern auch die rechtzeitige Fertigstellung von Bauprojekten. So 
lagen bei Firmenkunden die durchschnittlichen Schadenwerte, die durch Niederschläge 
und Hochwasser verursacht werden, zwischen 2014 und 2022 bei über 15.700 Euro. 
Besonders 2021 verzeichneten private Bauherren einen Schadendurchschnitt von rund 
28.700 Euro durch Überschwemmungen.
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Verstärkung von Überschwemmungsrisiken
Die zunehmende Urbanisierung und Bebauung von natürlichen Retentionsflächen ver-
schärfen das Risiko von Überschwemmungen. In vielen städtischen Gebieten sind die 
Abwasser- und Entwässerungssysteme für extremen Starkregen nicht ausreichend 
dimensioniert. Das führt zu unkontrollierten Überschwemmungen, die auch den Bau von 
Infrastrukturprojekten betreffen. Schäden durch Überschwemmung sind nicht nur auf 
die Baustellen selbst begrenzt, sondern betreffen oft auch benachbarte Bereiche, die 
durch Überschwemmungen gefährdet sind.
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Abb. 02: Vergleich des Schadendurchschnitts, Bauphase [Daten VHV; Grafik IFB]

Folgen von Niederschlägen während der Bauphase
Starkregenereignisse können die Logistik auf Baustellen erheblich beeinträchtigen. Dies 
betrifft unter anderem den Abtransport von Materialien, den Zugang zur Baustelle und 
den Schutz von noch nicht fertiggestellten Bauwerken. In Extremfällen kann es zu einem 
Rückgang der Qualität der Baumaterialien kommen, etwa durch unzureichende Trock-
nung oder die Bildung von Schimmel und Feuchtigkeitsfolgeschäden an Bauteilen. Auch 
die Gründung von Gebäuden kann durch anhaltende Feuchtigkeit und Staunässe beein-
trächtigt werden, was zu späteren strukturellen Problemen führt.
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Erdbeben
Auch wenn Erdbeben nicht überall gleich wahrscheinlich sind, nehmen die Erkenntnisse 
über die seismische Aktivität in verschiedenen Regionen zu. In Ländern wie Italien, Grie-
chenland oder Japan ist dies besonders relevant, aber auch in anderen Gebieten wer-
den zunehmend Risiken für den Bau von Infrastruktur und Gebäuden evaluiert.

Dürren und extreme Temperaturen
Auch extreme Temperaturen und Wasserknappheit können den Bau von Infrastruktur-
einrichtungen beeinträchtigen. In heißen Klimazonen können Materialien schneller ver-
schleißen, und in Zeiten prolongierter Dürrephasen werden Wasserressourcen für die 
Baustellenlogistik begrenzt.

Die Bedeutung der Naturgefahrenanalyse
Angesichts dieser wachsenden Risiken ist eine fundierte Naturgefahrenanalyse ent-
scheidend, um die Gefährdung durch Niederschläge und andere Naturgefahren richtig 
zu bewerten. Eine umfassende Risikoanalyse ermöglicht es Bauunternehmen, potenzi-
elle Gefahren frühzeitig zu identifizieren und präventive Maßnahmen zu ergreifen.

Identifikation von Risikoregionen
Die Naturgefahrenanalyse ermöglicht es, Gebiete zu identifizieren, die besonders anfäl-
lig für schwere Niederschläge und Überschwemmungen sind. Geografische Modelle, die 
Niederschlagsdaten und historische Überschwemmungsereignisse einbeziehen, können 
Aufschluss darüber geben, welche Regionen besondere Vorsicht erfordern. In solchen 
Gebieten sollten Bauvorhaben mit zusätzlichen Schutzmaßnahmen versehen werden, 
beispielsweise durch verbesserte Entwässerungssysteme oder andere Schutzmaßnah-
men.

Prognose zukünftiger Niederschlagsmuster
Angesichts des Klimawandels ist es besonders wichtig, nicht nur aktuelle Risiken zu 
bewerten, sondern auch die zukünftige Entwicklung von Niederschlägen und anderen 
Naturgefahren zu berücksichtigen. Klimamodelle, die prognostizieren, wie sich Nieder-
schläge und Wetterbedingungen in den kommenden Jahren ändern könnten, helfen 
dabei, Bauprojekte auch langfristig abzusichern. So können bereits geplante Bauwerke 
gegen zukünftige Starkregenereignisse gewappnet werden.

Integration von Resilienz-Maßnahmen
Eine gründliche Naturgefahrenanalyse unterstützt Bauunternehmen und Planer dabei, 
Resilienz-Maßnahmen direkt in die Planung zu integrieren. Dies umfasst unter anderem 
die Anpassung von Baustellenlogistik, den Einbau von effektiven Regenwassermanage-
mentsystemen, die Sicherstellung einer stabilen Baugrundlage und den gezielten Ein-
satz wasserabweisender Materialien. Dadurch lassen sich potenzielle Schäden während 
der Bauphase minimieren und die Langlebigkeit der fertigen Bauwerke sichern.
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Abb. 05: Bauleistungsversicherung: Schadendurchschnitt Bauphase, Firmenkunden [Daten VHV; 
Grafik IFB]
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Die Rolle der Versicherung
Auch mit einer präzisen Risikoanalyse können Naturgefahren wie Niederschläge, Über-
schwemmungen oder Stürme nicht immer vollständig ausgeschlossen werden.
Daher ist es unerlässlich, die verbleibenden Risiken durch maßgeschneiderte Versiche-
rungslösungen abzusichern.

Versicherung während der Bauphase
Während der Bauphase sind Baustellen besonders anfällig für Schäden durch Natur-
gefahren. Mit einer Bauleistungsversicherung, die zu den technischen Versicherungen 
zählt, können Auftraggeber oder Bauherren sowie bauausführende Unternehmer Risi-
ken unvorhergesehener Sachschäden durch Beschädigungen oder Zerstörungen an der 
Bauleistung absichern. Dazu zählen auch Elementarschäden durch zum Beispiel Extrem-
wetterereignisse wie Starkregen, Überflutungen, Sturm oder Hochwasser. Eine passende 
Bauleistungsversicherung bietet nicht nur Schutz vor Schäden durch die Naturgefah-
ren selbst, sondern auch vor Risiken, die durch Verzögerungen oder Unterbrechungen 
des Baufortschritts entstehen können. Der Versicherungsschutz umfasst dabei auch 
Schäden an Baumaterialien, die durch Wassereinwirkung beeinträchtigt werden. Gut 
durchdachte Versicherungslösungen, die den aktuellen Wandel (gerade durch Witte-
rungsschäden) berücksichtigen, gewinnen somit immer mehr an Bedeutung und sind 
unerlässlich.

Langfristiger Schutz für fertige Bauwerke
Nach Abschluss des Bauvorhabens sollten Bauunternehmen und Eigentümer darauf 
achten, dass auch fertige Bauwerke gegen mögliche Schäden durch Naturgefahren ver-
sichert sind. Insbesondere bei Hochwasser- und Überschwemmungsgefahren ist der 
Abschluss einer entsprechenden Elementarschadenversicherung von Bedeutung. Diese 
schützt vor den finanziellen Auswirkungen von Naturkatastrophen wie Überschwemmun-
gen, die das Gebäude im Nachhinein erheblich beschädigen können.

Kostensicherheit und Planungssicherheit
Eine umfassende Versicherungslösung sorgt für Kosten- und Planungssicherheit, ins-
besondere in Regionen mit hohem Risiko für Niederschläge und Überschwemmungen. 
Sie stellt sicher, dass Bauunternehmen auch im Falle eines Schadenereignisses nicht in 
existenzielle Bedrängnis geraten. Durch die Versicherungen können unvorhergesehene 
Kosten besser eingeplant und die finanzielle Belastung im Schadenfall abgemildert wer-
den.
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Fazit
Die Zunahme von Naturkatastrophen, insbesondere von Schäden durch Niederschläge 
und Überschwemmungen, stellt die Bauwirtschaft vor immer größere Herausforderun-
gen. Eine präventive Naturgefahrenanalyse ist von entscheidender Bedeutung, um Risi-
ken frühzeitig zu erkennen und entsprechende Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Durch 
die Integration von Resilienz-Maßnahmen in die Planung und den gezielten Einsatz von 
Versicherungslösungen können Bauunternehmen und Bauherren nicht nur die finanziel-
len Folgen von Schäden minimieren, sondern auch die langfristige Funktionsfähigkeit 
und Sicherheit von Bauwerken gewährleisten.

Alexander Pritzl ist Kundenbetreuer bei bauass Versicherungsmakler GmbH & Co. 
KG und beschäftigt sich seit über einem Jahrzehnt mit der Beratung und Betreu-
ung von Kunden in der Bauindustrie. Der ganzheitliche Beratungsansatz spielt 
hierbei stets eine wichtige Rolle, sodass neben der Risikoabsicherung auch das 
Risikomanagement betrachtet wird.
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3 SCHWERPUNKT SICHER-

HEIT – ENTWICKLUNGEN 

IN KOMMUNIKATION UND 

WEITERBILDUNG

Im Durchschnitt dauert es 20 Jahre bis in Deutschland ein Schienenprojekt fertigge-
stellt ist, rund elf Jahre vergehen bis zur Fertigstellung einer Brücke oder Bundesfern-
straße. Die Gründe, warum Infrastrukturprojekte in Deutschland so lange dauern, sind 
vielschichtig. Dabei macht die Bauphase nur einen kleinen Teil der Gesamt-Realisie-
rungsdauer aus. Insbesondere sind es die Planungs- und Genehmigungsphase sowie 
eine Vielzahl an Anforderungen und Regeln, die es zu beachten gilt, die für derart lange 
Realisierungszeiten sorgen. Um künftig innovativ, kostengünstig und nachhaltig zu pla-
nen und zu bauen, ist ein neues Denken auch in Bezug auf Anforderungen und Regeln 
notwendig. Hier müssen Wirtschaft, Wissenschaft und Politik zusammenarbeiten. Hinzu 
kommt die zunehmende Komplexität moderner Infrastrukturprojekte, die zahlreiche 
Anpassungen erfordert. Dazu zählen neben Investitionen in die Nachhaltigkeit von Mate-
rialien und Energiesystemen vor allem technologische Innovationen. Von besonderer 
Relevanz für die Infrastrukturplanung ist zudem die Aktualität und Genauigkeit der ver-
wendeten Leitungspläne sowie die kontinuierliche Weiterbildung der beteiligten Fach-
kräfte. Diese und weitere Themen werden in den folgenden Beiträgen erläutert.
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3.1 Historische Leitungspläne – eine Zeitreise durch die 

Archive

Leitungspläne für Gas, Wasser und Strom sind unverzicht-
bare Elemente einer modernen Stadtplanung und Infrastruk-
tur. Sie dienen als detaillierte Karten, die zeigen, wie und wo 
diese lebenswichtigen Versorgungsleitungen verlaufen. In 
einer Welt, die zunehmend von technologischem Fortschritt 
und urbaner Expansion geprägt ist, ist die Notwendigkeit 
präziser und aktueller Leitungspläne unbestritten. Sie spielen 
zudem eine entscheidende Rolle in der Planung, Konstruk-
tion und Wartung von Versorgungsnetzen. Alle Akteure – von 
Stadtplanern über Ingenieure bis hin zu Bauunternehmen 
und ihren Baugeräteführern – benötigen eine klare Übersicht 

darüber, wo sich Leitungen befinden und wie sie miteinander verbunden sind. Diese Pläne 
sind nicht nur für den Bau neuer Gebäude oder die Erweiterung städtischer Gebiete wich-
tig, sondern auch für die Planung von Wartungsarbeiten und die Identifizierung von Lecka-
gen, die zu erheblichen Energieverlusten und damit zu höheren Kosten führen können.

In der heutigen vernetzten Welt, in der es selbstverständlich ist, Wasser, Energie und 
Internet zu jeder Zeit uneingeschränkt nutzen zu können, sind Schäden an Bestands-
leitungen, die eine längere Unterbrechung in der Versorgung nach sich ziehen, unbe-
dingt zu vermeiden. So ist einer der größten Vorteile präziser Leitungspläne die erhöhte 
Sicherheit. Bauarbeiten in der Nähe von Versorgungsleitungen können gefährlich sein, 
wenn die genaue Lage der Leitungen nicht bekannt ist. Leitungspläne minimieren das 
Risiko von Unfällen und Schäden, indem sie einen klaren Überblick geben, welche Berei-
che gemieden oder besonders vorsichtig behandelt werden müssen. Im Notfall ermög-
lichen detaillierte Pläne den Einsatzkräften, schnell die genaue Lage der Leitungen zu 
bestimmen und entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. Dies kann Leben retten und 
erhebliche (Folge-)Schäden verhindern.

Doch nicht immer waren städtische Infrastrukturen so genau und detailliert dokumen-
tiert. Selbst heute gibt es kaum übergreifende Regelwerke, die die Art und Weise der 
Leitungsdokumentation bestimmen. Erste Ansätze sind vorhanden, aber im Grunde kann 
jeder Netzbetreiber noch immer selbst festlegen, wie seine Pläne optisch aussehen, das 
heißt, welche Farben verwendet und in welchem Maßstab sie gehalten werden. Auf der 
Baustelle führt das in der Folge nicht selten dazu, dass Mitarbeiter von Baufirmen von 
jedem einzelnen betroffenen Netzbetreiber einen Plan haben und sich händisch orientie-
ren müssen, wie diese Pläne am besten »übereinander gelegt« werden könnten, damit 
sich ein Gesamtbild der vorhandenen Bestandsnetze ergibt.

Leander Syré
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Geplante Wasserversorgung

Bereits im Mittelalter gab es Ansätze für eine systematische Versorgungsinfrastruk-
tur. Besonders die Wasserversorgung spielte eine zentrale Rolle. Städte und Burgen 
nutzten Brunnen und Zisternen, um Wasser zu speichern. Kanäle und Aquädukte wur-
den gebaut, um Wasser über größere Entfernungen zu transportieren. In einigen Städ-
ten wurden rudimentäre Abwassersysteme entwickelt, die Abwasser in nahegelegene 
Gewässer oder Sammelgruben leiteten. 

Bei der Betrachtung alter Stadtpläne fällt auf, dass diese idealisiert waren. Sie dien-
ten der groben Orientierung und weniger einer grundsätzlichen und vor allem genauen 
Dokumentation. Es ging um die Aufzählung von Straßen, der wichtigsten städtischen 
Gebäude und Himmelsrichtungen und gegebenenfalls, wo sich die nächste Nachbar-
stadt befindet. Wasserleitungen waren nicht verzeichnet. 

Gab es Leitungspläne, so waren diese meist einfach und basierten auf den natürlichen 
Gegebenheiten und vorhandenen Flussläufen. Der älteste bisher bekannte Leitungs-
plan der Welt ist ein Dokument der Römerzeit. Dieser Leitungsplan, der wahrscheinlich 
aus dem Jahr 33 n. Chr. stammt, zeigt das komplexe Wasserversorgungssystem der 
Stadt Rom. Diese verfügte über Aquädukte, die das Wasser aus entfernten Quellen in 
die Stadt leiteten und dort über Brunnen verteilten. Dieses umfangreiche und effiziente 
Wasserleitungssystem hatte viele Jahrhunderte Bestand und ist bis heute in großen Tei-
len noch vorhanden.

Etwas mehr als 1.100 Jahre jünger ist die Darstellung einer Wasserleitung auf dem Plan 
eines Klosters im britischen Canterbury. Mitte des 12. Jahrhunderts hatten die Mön-
che hier eine Brauerei sowie ein Backhaus errichtet und benötigten für den Betrieb 
große Mengen Wasser. Liegt das Hauptaugenmerk des historischen Dokuments zwar 
auf den Bauwerken, so sind jedoch auch signifikante rote Linien eingezeichnet, die die 
Versorgungsleitungen darstellen. Welcher Art diese waren, ist nicht überliefert, jedoch 
ist davon auszugehen, dass es, wie im Mittelalter üblich, entweder gemauerte Rinnen 
– ähnlich der Aquädukte in Rom – oder längs durchbohrte Holzstämme waren, die zu 
längeren Leitungen zusammengesteckt wurden. Was die Genauigkeit der Leitungsdoku-
mentation betrifft, so waren maximal die Entnahmestellen annähernd exakt dargestellt. 
Der Verlauf der Leitungen im Gelände ist dagegen nur rudimentär nachvollziehbar. Ver-
mutlich hat sich der Bau – wie bei den römischen Leitungen – an günstigen Gelände-
formationen und Bachläufen orientiert.
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Abb. 01: Trinity College Library Cambridge R.17.1, 1150 [Quelle: Marco Krätschmer, Katja Thode 
und Christina Vossler-Wolf (Hrsg.): Klöster und ihre Ressourcen, Tübingen 2018, S. 146, DOI: 
10.15496/publikation-26323] [abgerufen am: 28.04.2025] 

Auf einem Wasserleitungsplan der Stadt Wismar aus dem Jahr 1710 ist die Versorgung 
eines großen Teils der Bürgerhäuser mit Wasserleitungen säuberlich eingezeichnet. 
Zu diesem Zeitpunkt war die Versorgung mit Trinkwasser bereits seit rund 150 Jahren 
gegeben. Mitte des 16. Jahrhunderts hatte der Rat der Stadt den Auftrag zur Errichtung 
von Brunnen gegeben, die aus Quellwasser gespeist wurden, das mittels Holzrohren aus 
dem Umland herangeführt wurde. Schon bald wurde jedoch eine sogenannte Wasser-
kunst in Auftrag gegeben, die die Verteilung des Wassers besser bewerkstelligen sollte. 
Diese wurde mitten auf dem Marktplatz von Wismar errichtet. Heute gehört die Wasser-
kunst zu den Wahrzeichen der Stadt. Auf dem folgenden Plan ist dieses Bauwerk gut zu 
erkennen, von ihm zweigen die Wasserrohre in alle Himmelsrichtungen ab.

Abb. 02: Wasserleitungsplan der Stadt Wismar, um 1710 [Quelle: Archiv der Hansestadt Wismar, 
Crull-Sammlung, Signatur: AHW, Crull-Sammlung, 0101] 

http://dx.doi.org/10.15496/publikation-26323
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Auf dem Folgeplan der Wasserversorgung in Wismar einige Jahre später ist die Dar-
stellung der Leitungen wesentlich schematischer, aber auch feiner ausgeführt. Gab 
es beim ersten Plan noch grob gezeichnete Holzrohre, die meist im rechten Winkel 
von der Hauptwasserleitung in Richtung der Häuser abgehen, sind die Leitungen jetzt 
geschwungen und sehr gleichmäßig ausgeführt. Vermutlich ging es bei beiden Plä-
nen darum, zu dokumentieren, welche Hausbesitzer Abnehmer von Wasser waren, um 
Gebühren erheben zu können. Die eingezeichneten Hauptleitungen dienen zur systema-
tischen Planung und Kennzeichnung der Rohre, die unterirdisch verlegt waren. Insofern 
sind beide Pläne eine Mischung aus Darstellung des Systems zur Planung sowie der 
Kennzeichnung der Abnehmer zur Gebührenerhebung.

Abb. 03: Wasserleitungsplan der Stadt Wismar, um 1710 [Quelle: Archiv der Hansestadt Wismar, 
Crull-Sammlung, vgl. Zeitreise Wismar: www.zeitreise-wismar.de/buecher-tv/plakate/] [abgerufen 
am: 28.04.2025]

Neben der Wasserkunst sind heute noch ein historisches Wassertor und ein Wasserturm 
erhalten. Der Wasserturm diente jedoch nicht in erster Linie der regelmäßigen Wasser-
versorgung, sondern sollte ein Wasserspeicher für Not- und Kriegszeiten sein. Denn im 
Dreißigjährigen Krieg hatten die Bürger erlebt, dass Infrastrukturen zur Versorgung mit 
Wasser Kriegsziele sein können. Die Dänen hatten damals die aus dem Umland in die 
Stadt führenden Rohrleitungen gekappt. Aus dieser Erfahrung heraus wurde nach dem 
Krieg einer der Wehrtürme der Stadtmauer zum Wasserspeicher umfunktioniert, der mit-
tels direkter Rohrleitung mit der Wasserkunst auf dem Marktplatz verbunden war. Ein 
System, das bis 1873 funktionierte.

http://zeitreise-wismar.de/buecher-tv/plakate/
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Aus Schwäbisch Hall gibt es einen ähnlich detaillierten Plan für die Wasserversorgung. Die 
Stadt in Süddeutschland hatte zu Beginn des 18. Jahrhunderts einen verheerenden Stadt-
brand zu verzeichnen und musste in großen Teilen neu aufgebaut werden. Das beinhaltete 
auch die Neuerrichtung von Brunnen. Um das Wasser möglichst sinnvoll in die verschie-
denen Viertel zu leiten, wurde um 1740 ein sehr detaillierter Plan gezeichnet. Ausspeise-
punkte sind ebenso eingezeichnet wie Verteiler für verschiedene Richtungen oder Kreu-
zungen der Leitungen.

Die Wasserleitungen bestanden damals oft aus Materialien wie Holz, Stein, Ton oder Blei. 
Sie erforderten regelmäßig manuelle Inspektionen, Wartung und Reparatur. Wasserdruck, 
der heute Verstopfungen und Ablagerungen mechanisch vorbeugen kann, gab es in dieser 
Form noch nicht. Die natürliche Fließgeschwindigkeit war in der Regel der Standard und 
flach verlegte Leitungen mussten fast täglich von Einträgen durch Laub, Kot und Schlamm 
gesäubert werden. Für diese Instandhaltung waren Wächter verantwortlich, die jeden Tag 
aufs Neue ihre Inspektionstour antraten. Erst im 20. Jahrhundert sorgten Wassertürme mit 
ihrer Fallhöhe für ausreichend Druck auf den Leitungen.

Abb. 04: Entwurf eines Wasserleitungsplans, 1740 [Quelle: Das Schwäbisch Haller Häuserlexikon, 
Am Spitalbach 8, Abbildungen zur Verfügung gestellt vom Stadt- und Hospitalarchiv Schwäbisch Hall]

Gut 100 Jahre später, um 1848, gab es in der Hansestadt Hamburg ebenfalls einen extra 
angefertigten Plan für die Wasserversorgung mit eingezeichneten Brunnen und deren 
Zuleitungen. Auch hier spielen die natürlichen Wasserläufe von Elbe und Alster eine große 
Rolle. In der Hansestadt mussten jedoch bereits große Stadtviertel mit einer entsprechen-
den Bevölkerungszahl samt Vieh versorgt werden und so waren künstliche Leitungen 
angelegt worden. Farblich in Rot gehalten durchziehen die Leitungen auf dem Plan schon 
fast den gesamten Bereich der Innenstadt innerhalb des Walls. Außerhalb sind nur verein-
zelte Leitungen angelegt. 

Ein Bild, das sich gut 20 Jahre später enorm gewandelt hat. Auf dem Plan mit dem Titel 
»Stadt-Wasserkunst« von 1863 sind zum einen die Hamburger Vorstädte der damaligen 
Zeit schon gut an das Wassernetz angeschlossen. Zudem hat sich die Planfarbe für die 
Leitungen von Rot zu Blau geändert. Was bleibt, ist eine gewisse Ungenauigkeit im Plan-
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werk. Vermerkt sind die Stadtviertel sowie einige wichtige Straßen mit Namen. Der Rest 
ist im wahrsten Sinne des Wortes nur »Linie«. Die Dokumentation der technischen Infra-
struktur begann sich in den Folgejahren jedoch erheblich zu wandeln. Bereits im späte-
ren 19. Jahrhundert wurden detaillierte Pläne für die Wasserversorgung erstellt, die neben 
den Standorten von Brunnen auch Pumpstationen und die Mehrzahl der Wasserleitungen 
genau erfassten. Diese Pläne halfen dabei, die Wasserversorgung der wachsenden Stadt 
effizient zu gestalten und die Hygiene erheblich zu verbessern. Die Einführung von Metall-
rohren ermöglichte später eine zuverlässigere und langlebigere Versorgung. Im 20. Jahr-
hundert kamen moderne Wasseraufbereitungsanlagen hinzu, die die Qualität des Trink-
wassers immer weiter verbesserten. 

Abb. 05: Stadt-Wasserkunst Hamburg, 1864; entworfen und ausgeführt von  
W. Lindley in den Jahren 1844 bis 1861 [Quelle: Universitätsbibliothek Hamburg1]

Die Hansestadt Hamburg hatte mit ihrer Wasserkunst die erste moderne Wasserver-
sorgung in Europa. Diese entstand nach dem großen Brand von 1842, der ein Drit-
tel der Altstadt zerstörte. Die mangelhafte Löschwasserversorgung verschlimmerte 
die Zerstörungen erheblich. Noch im selben Jahr begann der Aufbau eines effekti-
ven Systems für Löschwasser, fortschrittliche Wasserversorgung und Kanalisation, 
das 1848 fertig gestellt wurde. Teile des ursprünglichen Rohrnetzes sind noch heute in 
Betrieb. Die artifizielle Wasserversorgung in Hamburg begann jedoch wesentlich frü-
her: Bereits im 14. Jahrhundert waren sogenannte Feldbrunnenleitungen aus durch-

1 Vgl. Hamburger Kulturgut Digital. http://resolver.sub.uni-hamburg.de/goobi/PPN612289842 [abgerufen am 28.04.2025]

http://resolver.sub.uni-hamburg.de/goobi/PPN612289842
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bohrten Baumstämmen in die Stadt verlegt worden. In der Folge gab es durch Müh-
len angetriebene Pumpen, die jedoch noch nicht das gesamte Stadtgebiet versorgten. 
Anfang des 19. Jahrhunderts wurden von Pferden angetriebene Pumpen zur Wasser-
ver- und Abwasserentsorgung eingesetzt, die im ersten Drittel des 19. Jahrhunderts 
durch Dampfmaschinen ersetzt wurden. Dieser Technologiesprung in der Wasserversor-
gung bedurfte einer genauen Planung und so entstanden analog zum Infrastrukturauf-
bau immer detailliertere Planwerke. Ende des Jahrhunderts waren die Stadtpläne schon 
sehr genau geworden und fast mit den heutigen vergleichbar. Doch die Genauigkeit 
beschränkte sich in der Regel darauf, die Wasserleitungen in die betreffenden Straßen 
einzuzeichnen – wo genau, war noch nicht notwendig. Es gab noch keine Bauarbeiten 
mit Baggern und vor allem noch wenig Konkurrenz für die Wasserinfrastrukturen unter 
der Erde. 

Neue Konkurrenten um den Platz im Boden

Diese sollte aber im 20. Jahrhundert kommen. Stadtgas und vor allem Strom wurden 
alltäglich in den Städten und die entsprechenden Zuleitungen mussten verlegt werden. 
Stromleitungen, die außerhalb der Innenstädte noch an Häusergiebeln angehängt wer-
den konnten, mussten in den Innenstädten unter der Erde verschwinden und dort ihren 
Platz neben den Wasserleitungen finden.

Die alten unterirdischen Stromleitungen bestanden größtenteils aus Blei, Kupfer oder 
Aluminium, die mit in Teer imprägniertem Papier oder Bleimänteln isoliert waren. Diese 
Materialien waren anfällig für Korrosion und mechanische Beschädigungen. Historische 
Stromleitungen wurden oft anhand handgezeichneter Karten und manueller Inspektio-
nen geplant und gewartet. Aus der Hansestadt Bremen ist ein Plan mit Stromleitungen 
erhalten (Abb. 06). Der um 1925 erstellte und im Original über einen Meter lange und 
recht schmale Plan beinhaltet alle Häuser in konkreten Abmessungen und Beschrif-
tungen, wie ein üblicher Katasterplan dieser Zeit. Zudem sind aber Stromstärken, Lei-
tungsquerschnitte, Schaltkästen sowie andere technische Infrastrukturen eingezeichnet 
und benannt. Die Lage der Leitungen im Erdreich lässt sich annähernd vermuten, wenn 
Bürgersteige und Häuserbreiten in Relation zur Straße als Referenz genommen wer-
den. Hausanschlüsse erfolgten entlang der Zuwegungen – Indikator für diese Vermu-
tung ist die unmittelbare Nähe der roten Linien zu den Hauseingängen. Für die damalige 
Zeit war diese Vorgehensweise durchaus ausreichend. Selbst heute ist es sinnvoll, wenn 
Planer und Bauarbeiter bei Hauseigentümern nachfragen, wo der Hausanschluss genau 
verläuft. Erfahrungen zeigen, dass Hinweismarken und -schilder der Versorger nicht sel-
ten unter Farbe, Bewuchs oder Wärmedämmung verschwinden. Nachfragen und Suchs-
chachtungen vor Ort sind damals wie heute immer noch das Mittel der Wahl, um sichere 
Planungen und Bauarbeiten durchzuführen.
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Abb. 06: Historischer Leitungsplan für das Bremer Stromleitungsnetz [Quelle: Wesernetz Bremen 

GmbH] 

Dieser Plan aus Bremen blieb über Jahrzehnte der einzige seiner Art. Über die Jahre 
wurden Veränderungen wie neue Hausanschlüsse sorgfältig von Hand am Rand regis-
triert und eingezeichnet (Abb. 06). Ein letzter handschriftlicher Hinweis stammt aus 
dem Jahr 1961 und weist darauf hin, dass in diesem Jahr der Stromnetzplan aus den 
1920er-Jahren ein letztes Mal aktualisiert wurde. Wie lange er danach noch in Gebrauch 
war, ließ sich nicht mehr in Erfahrung bringen. 

Gas zur vielfältigen Energieversorgung

Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts wurde Gas zum dritten Konkurrenten um 
den Platz unter der Straßenoberfläche. Anfangs noch in Kokereien dezentral in fast jeder 
Kommune hergestellt und für die Straßenbeleuchtung mit Gaslaternen verwendet, wurde 
dieses »Stadtgas« nun zum Heizen und Kochen verwendet. Die Gasleitungen wurden 
damals in sogenannten Topfbüchern bei den Gas- oder Stadtwerken dokumentiert. Diese 
sind wesentliche Dokumente im Bereich der Versorgungsnetze und enthalten detaillierte 
Informationen über den Verlauf, die Verbindungen und die technischen Spezifikationen 
von Gasleitungen. Diese Bücher haben sich über die Jahre hinweg zu einem unverzicht-
baren Hilfsmittel für Planung, Bau und Wartung von Gasversorgungssystemen entwi-
ckelt. In frühen Topfbüchern sind oft handgezeichnete Karten und Skizzen zu finden, die 
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den Verlauf der Gasleitungen und die Positionen von Ventilen, Anschlüssen und ande-
ren wichtigen Komponenten festhielten. Mit Fortschritten in der Technologie wurden sie 
immer weiter präzisiert. Nach dem Zweiten Weltkrieg erforderte die zunehmende Urba-
nisierung immer weitere Verfeinerungen der Leitungsbücher. 

Aus Thüringen sind einige Topfbücher erhalten geblieben, die die Entwicklung der Lei-
tungspläne im Bereich Gasversorgung anschaulich darstellen und ähnlich wie bei 
den Plänen im Strombereich zeigen, wie lange das einzelne Planwerk als solches in 
Gebrauch blieb. In diesen Leitungsbüchern war ursprünglich nicht immer ein Gesamt-
plan verzeichnet. Diese gab es auch – so sind etwa aus Großstädten wie Hamburg oder 
Berlin Gesamtpläne erhalten. Aber im Sinne der technischen Handhabung vor Ort erfüll-
ten die Topfbücher mit ihren handschriftlichen Ergänzungen und Aktualisierungen eine 
wesentliche Aufgabe: Sie dokumentierten für eine Ortslage exakt die Lage der Leitun-
gen, die technischen Installationen und deren Zustand. Damit hatten die Topfbücher 
einen wesentlichen Anteil als detailliertes Planwerk, an dem sich nachfolgende Bau- 
und Reparaturarbeiten orientieren konnten.

Das folgende Bild aus dem Topfbuch der Gemeinde Ohrdruf zeigt deutlich, dass zwi-
schen Ersterstellung und Dokumentation der Gasleitung und einer Jahre später erfolg-
ten Kontrolle der Installation sehr oft relevante Hinweise auf die Lage vor Ort ver-
schwunden waren. Manchmal waren im Zuge von Bauarbeiten oder Kriegseinflüssen 
ganze Leitungen nicht mehr auffindbar. Was vorher noch genau eingemessen und 
ordentlich dokumentiert war, wurde 1988 dann »nicht gefunden«.

 Abb. 07: Topfbuch der Gemeinde Ohrdruf [Quelle: Ohra Energie GmbH]
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Ein anderes Beispiel findet sich in Unterlagen der Gemeinde Ohrdruf. An einer Kreuzung 
stehen drei Häuser mit den Nummern 52, 53 und 54. Davor verläuft die Gasleitung, 
direkte Hausanschlüsse sind nicht eingezeichnet. Die Gasleitung ist gut sichtbar in roter 
Farbe dargestellt, die Bezeichnung Q 80 ist die Angabe des Querschnitts.

Abb. 08: Rohrnetzplan der Gemeinde Ohrdruf [Quelle: Ohra Energie GmbH]

Ein paar Jahre später wurde ein weiterer Plan auf kariertem Papier gezeichnet. Dabei 
fiel die genaue Standlage der Häuser der Quadratur zum Opfer. Schmiegten sich auf 
dem ursprünglichen Plan die Häuser an den Verlauf der Straße an, so waren sie nun 
»geradegezogen«. Dafür war nun akribisch genau eingetragen, in welchen Abständen 
sich entlang der Leitung Verbindungen, Hausanschlüsse oder Abzweigungen befinden. 
Die genaue Leitungslage in der Straße jedoch bleibt nur andeutungsweise dargestellt. 
Damals reichte es, zu wissen, dass in der Straße unterirdische Gasleitungen verlegt 
waren. 

Abb. 09: Skizzenbuch für Gasleitungen und Hausanschlüsse in der Gemeinde Finsterbergen, 
Thüringen [Quelle: Ohra Energie GmbH]
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Auf dem heutigen Planwerk des Netzbetreibers Ohra Energie befinden sich die  Häuser 
inzwischen wieder in ihrer richtigen Position und der Plan ermöglicht vor Ort sofort 
 Orientierung. Die Hausanschlüsse sind exakt eingezeichnet und in Relation zur Haupt-
leitung von den Hausecken genau ausgemessen. Baggerarbeiten können so sicher 
erfolgen. Ergänzend finden sich die Hinweise, dass sowohl der Hausanschluss »Hal.« als 
auch die Versorgungsleitung »VL« geortet worden sind.

Abb. 10: Planwerk des Netzbetreibers Ohra Energie [Quelle: Ohra Energie GmbH]

Die Lage der Leitungen in der Straße sind durch diese Referenzen in Bezug zu Haus-
ecken oder Hausfronten genau bestimmbar und können für die Planung von Bauarbei-
ten herangezogen werden. Ungenauigkeiten können jedoch noch immer auftreten. Wird 
beispielsweise ein Haus von außen gedämmt, verursachen die aufgesetzten Dämmplat-
ten manchmal eine signifikante Verbreiterung der Hausfront, die erst bei der nächsten 
Aktualisierung des Plans und der neuen Vermessung der Anschlüsse eingetragen wird, 
da solche Veränderungen den Netzbetreibern in der Regel nicht mitgeteilt werden. Übli-
che Online-Karten sind ebenfalls kein verlässliches Hilfsmittel. Im vorliegenden Fall gibt 
die Satellitendarstellung den Straßenzug realistisch wieder, die Lage der drei Häuser in 
Relation zum Verlauf der Straße ist gut zu erkennen. Beim Umschalten auf den Karten-
modus stehen die drei Häuser dann plötzlich – ähnlich wie bei dem Jahrzehnte zuvor 
auf kariertem Papier gezeichneten Plan – mitten auf der Straße. 

Keine Einheitlichkeit bei Farben und Maßstäben

Bis heute werden bei Leitungsplänen keine einheitlichen Farben verwendet. Die rote 
Kennzeichnung von eigenen Leitungen auf den heute zumeist als PDF herausgegebenen 
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Planstücken hat sich für Leitungsbetreiber als Farbe mit Signalwirkung bewährt. Dies 
macht es jedoch Baugeräteführern auf der Baustelle nicht einfacher, wenn sie die jewei-
ligen Pläne für Wasser, Strom, Gas, Abwasser, Telefon, Glasfaser etc. vorliegen haben 
und sich den sicheren Weg für die Baggerschaufel suchen müssen. Hinzu kommt, dass 
auch die Maßstäbe im Ermessen des Netzbetreibers liegen.

Abb. 11 : Wasser-Topfbuch für die Gemeinden Engelsbach und Finsterbergen in Thüringen 
[Quelle: Ohra Energie GmbH]

Die Vorgabe Nummer 1 in der abgebildeten Vorschrift für Skizzenbücher der Thüringer 
Gasgesellschaft macht dies deutlich, hier heißt es: »Maßstab der Skizzen bleibt dem 
Gaswerk überlassen.« Generell ist diese Vorschrift der ehemaligen Thüringer Gaswerke 
aus den 1930er-Jahren ein guter Beleg dafür, wie versucht wurde, die bislang dem 
jeweiligen Zeichner überlassene Darstellung von technischen Infrastrukturen zu regle-
mentieren, um eine verlässliche Dokumentation zu erhalten. 

Fazit

Präzise Leitungspläne sind wichtig für die nachhaltige Stadtentwicklung. Sie unterstützen 
die Planung der Infrastruktur, um den wachsenden Anforderungen gerecht zu werden und 
Umweltbelastungen zu reduzieren. Dies ist besonders im Kontext des Klimawandels und 
der zunehmenden Urbanisierung relevant. Die Erstellung und Pflege von Leitungsplänen 
beinhalten große Herausforderungen, wie die Aktualisierung veralteter Pläne, die Integ-
ration neuer Technologien und die Sicherstellung der Datengenauigkeit. Viele Städte ver-
fügen über veraltete Leitungspläne, die in vielen Bereichen nicht mehr aktuell sind. Eine 
regelmäßige Aktualisierung ist daher erforderlich, um Sicherheit und Effizienz zu gewähr-
leisten. Moderne Technologien können die einfache und präzise Bearbeitung und Aktu-
alisierung von Plänen erleichtern. Die Datengenauigkeit ist entscheidend für die Zuver-
lässigkeit von Leitungsplänen und in der Folge für ein sicheres Planen sowie Arbeiten 
in der Nähe von in der Erde verlegten Versorgungsinfrastrukturen – besonders vor dem 
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Hintergrund, dass immer mehr Leitungen unterirdisch verlegt werden. Die Zeiten, als es 
reichte, anzuzeigen, dass eine Wasserleitung irgendwo in der Straße liegen muss, sind 
längst vorbei. Und auch wenn sich diese Betrachtung nur auf historische Pläne für Was-
ser, Strom und Gas bezieht, gebührt den früheren Wasserkunst-Meistern, Zeichnern, Pla-
nern und Mitarbeitern der Netzbetreiber Hochachtung. Sie haben dazu beigetragen, dass 
seit mehr als 2.000 Jahren Dörfer, Städte, Metropolen und deren Bevölkerung sicher und 
bequem versorgt wurden – und nachfolgende Generationen auf Basis der Pläne stetig 
weiter und besser planen und versorgen konnten.

Leander Syré studiert an der Berliner Hochschule für Technik (BHT) im 6. Semes-
ter Architektur. Im Rahmen der Beschäftigung mit dem Themenfeld Stadtent-
wicklung und -planung rückte das Thema Energie- und Wasserversorgung in den 
Fokus. Bei der Untersuchung von Arealplänen größerer ehemaliger Industriege-
lände für Umwidmung und Neubebauung wurde deutlich, wie alt oftmals heute 
noch angewendete Unterlagen sind – wenn sie denn überhaupt noch erhalten 
sind. 

Bei der Recherche zu diesem Artikel wurde ersichtlich, dass das Thema Histo-
rie von Leitungsplänen ebenso spannend wie mühsam ist, wenn beispielsweise in 
Stadtarchiven zwar viele alte Straßenpläne vorhanden, diese aber nicht mit ent-
sprechenden Schlagworten verortet sind. Nur wenige Städte, wie zum Beispiel 
Hamburg, haben explizit Texte in online zugänglichen Quellen veröffentlicht, dann 
aber meist auch mit einer anderen Zielsetzung, etwa der Darstellung der Versor-
gungstechnik2. Zudem stellte sich heraus, dass viele Netzbetreiber durch Fusio-
nen und das Unbundling zu Beginn dieses Jahrtausends Firmenarchive zusam-
mengelegt haben und auf diese Weise viel Wissen über das Vorhandensein alten 
Planwerks im Lauf der Jahre verlorenging (beispielsweise beim Straßenplan der 
Bremer Wesernetz GmbH). Das Bildmaterial wurde erstmals für einen öffentlichen 
Verbandstagsvortrag, dann für die weitere Verwendung durch den Verband VST – 
Verband Sichere Transport- und Verteilnetze / KRITIS e. V.3 zusammengetragen mit 
der Erlaubnis zur weiteren Veröffentlichung und Weitergabe, sofern es sich dabei 
um eine Thematik handelt, die der Zielsetzung des VST-KRITIS. e. V. entspricht.  
Daher gilt der Dank des Autors den Städten und Stadtarchiven sowie den Netz-
betreibern, die zum Gelingen dieses Beitrags beigetragen und im Einzelnen viele 
Stunden für Fotografieren und Einscannen aufgebracht haben. 

2 Vgl. Wikipedia – Die freie Enzyklopädie: Wasserversorgung in Hamburg. Bearbeitungsstand: 20. Juni 2024, 05:48 UTC.
http://de.wikipedia.org/wiki/Wasserversorgung_in_Hamburg [abgerufen am: 20.05.2025]

3  Vgl. VST – Verband Sichere Transport- und Verteilnetze / KRITIS e. V. www.vst-kritis.de [abgerufen am: 20.05.2025]

http://de.wikipedia.org/wiki/Wasserversorgung_in_Hamburg
http://www.vst-kritis.de
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3.2 Das BIL-Portal: Schlüsselplattform für Leitungsauskunft , 

Infrastrukturplanung und Sicherheitsmanagement –  

eine statistische Analyse von 2022 bis 2024

Das BIL-Portal ist ein zentrales Instrument zur Identifikation 
und Abstimmung potenzieller Risiken im Bereich der unter-
irdischen Infrastruktur. Es gewinnt angesichts des steigen-
den Bedarfs an Energieerzeugung, -transport und -vertei-
lung zunehmend an Bedeutung. Besonders im Rahmen des 
Netzausbaus wird das Portal verstärkt für Anfragen zu erd-
verlegten Kabeln, Umspannwerken sowie Bau- und Trans-
portwegen genutzt. Darüber hinaus erleichtert es die Koor-
dination von Bauprojekten, die Bearbeitung behördlicher 
Anfragen und die dezentrale Kommunikation zwischen ver-
schiedenen Akteuren.

Abb. 01: BIL-Portal 2024: Mit 194.000 Anfragen und einer Datenbasis von 1,2 Millionen Maß-
nahmen wächst die Plattform kontinuierlich – über 70.000 registrierte Anwender und wöchentlich 
250 neue Nutzer seit 2016 [Quelle: BIL eG 2025]

Ingo Reiniger
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Als zentrale Anlaufstelle für Leitungsauskunft wird das BIL-Portal täglich von rund 1.000 
Nutzern verwendet. Im Jahr 2024 wurden insgesamt 194.000 Anfragen bearbeitet, 
wodurch eine umfangreiche Datenbasis von 1,2 Millionen Planungs- und Bauvorhaben 
entstanden ist. Seit der Einführung des Portals im Jahr 2016 ist die Zahl der registrier-
ten Nutzer auf über 70.000 gestiegen, wobei pro Woche durchschnittlich 250 neue hin-
zukommen.

Abb. 02: Verteilung der Anfragen zur Leitungsauskunft im BIL-Portal im Jahr 2024 [Quelle: 
BIL eG 2025]

Der Fokus der Anfragen liegt mit 76 Prozent deutlich auf dem Leitungs- und Tiefbau, was 
die zentrale Rolle des Portals für den Infrastrukturausbau unterstreicht. Die nächstgrößte 
Kategorie, der Straßenbau, macht hingegen lediglich 6 Prozent der Anfragen aus. Das 
BIL-Portal zeigt sich somit als unverzichtbares Werkzeug, um Risiken zu minimieren, 
Schäden zu verhindern und die Effizienz in der Planung und Durchführung von Infrastruk-
turprojekten zu steigern.

Breitbandausbau

Mit insgesamt 231.856 Anfragen ist die Anzahl der Anfragen für Breitbandvorhaben 
über die Jahre stetig angestiegen, was die intensive Phase des Netzausbaus widerspie-
gelt. Im Jahr 2022 erreichte die Anzahl der gestellten Anfragen ihren Höhepunkt. Seit-
dem ist ein Rückgang der Anfragen zu verzeichnen: Im Jahr 2024 wurden 14 Prozent 
weniger Anfragen im Vergleich zum Vorjahr gestellt. Dies deutet darauf hin, dass ein 
großer Teil der geplanten Vorhaben inzwischen abgeschlossen ist und der Fokus sich 
von der Planung auf den Betrieb und die Optimierung der bestehenden Infrastruktur ver-
lagert.
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Abb. 03: Entwicklung der Anfragen zur Leitungsauskunft in der Klassifizierung »Breitband« im 
Zeitraum von 2016 bis 2024 [Quelle: BIL eG 2025]

Regionale Verteilung und Veränderungen im Ausbau der Energieinfrastruktur

Ausbau der erneuerbaren Energien

Der Blick auf die Daten zeigt eine signifikante Zunahme von Vorhaben im Bereich der 
erneuerbaren Energien, insbesondere bei Solar- und Windkraftprojekten. Insgesamt 
wurden bisher 15.661 Anfragen für die Planung oder den Bau von Solar- und Windparks 
gestellt. Allein im Jahr 2024 gab es 4.702 Anfragen, was einem Zuwachs von 29 Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahr entspricht.

Abb. 04: Entwicklung der Anfragen zur Leitungsauskunft in der Klassifizierung »Erneuerbare 
Energien« im Zeitraum von 2016 bis 2024 [Quelle: BIL eG 2025]
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Abb. 05: Entwicklung des Anfrageaufkommens in der Klassifizierung »Solarenergie« in den Jah-
ren 2022 und 2024 [Quelle: BIL eG 2025]

Abb. 06: Entwicklung des Anfrageaufkommens in der Klassifizierung »Windenergie« in den Jah-
ren 2022 und 2024 [Quelle: BIL eG 2025]
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Bis zum Jahr 2022 waren diese Projekte regional klar verteilt: Photovoltaikanlagen kon-
zentrierten sich vor allem im Süden Deutschlands, während Windkraftprojekte über-
wiegend im übrigen Bundesgebiet realisiert wurden. Seit 2023 ist jedoch eine deutli-
che Veränderung zu beobachten. Photovoltaikprojekte entstehen zunehmend über das 
gesamte Bundesgebiet verteilt, um das verfügbare Flächenpotenzial besser zu nutzen. 
Damit lösen sich die bisherigen regionalen Grenzen in der erneuerbaren Energieerzeu-
gung auf, was auf eine intensivere und ganzheitlichere Nutzung erneuerbarer Ressour-
cen hinweist.

Anstieg bei Kraftwerksprojekten

Ein weiterer Trend ist der Zuwachs bei Anfragen in der Klassifizierung »Kraftwerke«. Im 
Jahr 2024 wurden 480 Anfragen im BIL-System registriert, was einem Anstieg um das 
2,5-fache im Vergleich zum Vorjahr entspricht. Obwohl die absolute Zahl der Anfra-
gen im Vergleich zu Vorhaben im Bereich der erneuerbaren Energien relativ gering 
bleibt, signalisiert dieser starke Zuwachs die Notwendigkeit, zusätzliche Kapazitäten zur 
Sicherstellung einer stabilen Energieversorgung zu schaffen.

Abb. 07: Entwicklung der Anfragen zur Leitungsauskunft in der Klassifizierung »Kraftwerke« im 
Zeitraum von 2016 bis 2024 [Quelle: BIL eG 2025]
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Erhöhung von Transport und Verteilung von Energie

Ausbau von Trassen, Planung und Bau

Der gestiegene Bedarf an Energieerzeugung und -verteilung führt zu einer deutlichen 
Intensivierung der Infrastrukturmaßnahmen. Dies umfasst unter anderem den Bau und 
Ausbau von Hoch- und Niederspannungsnetzen sowie von Umspannwerken. 2024 wur-
den 396 Vorhaben zu Umspannwerken angefragt.

Abb. 08 und 09: Entwicklung der Anfragen zur Leitungsauskunft in der Klassifizierung »Fernlei-
tungen« (Abb. 08) und Mittel- und Niederspannungsleitungen (Abb. 09) im Zeitraum von 2016 bis 
2024 [Quelle: BIL eG 2025]

Der Einsatz von Hochspannungskabeln und Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragung 
(HGÜ) zeigt einen klaren Zuwachs. Die Planung und Umsetzung solcher Maßnahmen 
erfordern besondere Aufmerksamkeit, da die Trassen häufig über große Distanzen ver-
laufen und zahlreiche Kreuzungen oder Parallellagen mit bestehender Infrastruktur 
berücksicht werden müssen.

Herausforderungen bei der Sicherheit

Die Geometrien der geplanten Vorhaben, insbesondere der erdverlegten Kabel, zeichnen 
sich durch ihre besondere Form und Ausdehnung aus, die sich oft über viele Kilometer 
erstrecken. Diese Anforderungen stellen eine Herausforderung für die Sicherheit dar, da 
zahlreiche Gewerke involviert sind, und eine umfassende Koordination notwendig ist.
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Abb. 10: Geometrien der geplanten Vorhaben in der Klassifizierung »Freileitung« in Deutschland 
[Quelle: BIL eG 2025]

Zur Unterstützung der Sicherheit und Effizienz im Netzausbau wurde die Spannfeld-
analyse für die Betreiber entwickelt, die das BIL-Portal nutzen. Diese hilft, Beeinflussun-
gen durch Parallellagen zu identifizieren, Schäden an Korrosionsschutzeinrichtungen zu 
vermeiden und Risiken für das Betriebspersonal durch Berührungsspannung frühzeitig 
zu erkennen.

Zuwachs der Nutzung des BIL-Portals für behördliche Planungsanfragen

Die wachsenden Anforderungen im Bereich der kommunalen Planung werden durch die 
Integration in Planungsserver bewältigt. Hier werden Planungsdaten zentral gebündelt 
und zugänglich gemacht. Der Planungsserver dient als Schnittstelle zwischen Kommu-
nen, Planungsbüros und Netzbetreibern, um Prozesse effizienter zu gestalten und eine 
bessere Koordination zu gewährleisten.
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Abb. 11: Entwicklung behördlicher Maßnahmen im Zeitraum von 2016 bis 2024 [Quelle: BIL eG 
2025]

Immer mehr Kommunen und von ihnen beauftragte Planungsunternehmen nutzen diese 
Möglichkeit. Dies zeigt sich deutlich in der verstärkten Nutzung von Klassifizierungen 
wie Flächennutzungsplänen, Bebauungsplänen, Flurbereinigungen und Planfeststel-
lungsverfahren.

Allein im Jahr 2024 wurden solche Planungsanfragen insgesamt 6.631 Mal über das 
BIL-Portal abgewickelt. Dieser Trend unterstreicht die wachsende Bedeutung des Portals 
als zentrale Plattform für die Koordination und Abstimmung zwischen Kommunen, Pla-
nungsunternehmen und Netzbetreibern.

Regionaler Ausbau und Akzeptanz des BIL-Portals bei innerstädtischen  
Maßnahmen

Neben überregionalen Großprojekten zeigt sich bei lokal begrenzten Infrastrukturmaß-
nahmen eine deutliche Veränderung der Anfragen. Insbesondere in den Bereichen Elek-
tromobilität, Hausanschlüsse und Fernwärmeversorgung ist ein signifikanter Anstieg der 
Anfragen zu verzeichnen.

Elektromobilität und Ladestationen

Die steigende Verbreitung von Elektromobilität hat in den letzten zwei Jahren zu einer 
deutlichen Zunahme an Anfragen geführt. 2024 wurden 1.892 Anfragen im Zusammen-
hang mit Ladestationen verzeichnet.
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Hausanschlüsse

Hausanschlüsse bleiben die anfragenstärkste Kategorie im BIL-Portal. Mit 32.832 
Anfragen im Jahr 2024 steht diese Kategorie im Fokus der Planer und Netzbetreiber.

Fernwärme

In Ballungszentren ist ein jährlicher Zuwachs von 10 bis 20 Prozent bei Anfragen zur 
Fernwärme zu beobachten. Im Jahr 2024 wurden 18.048 Anfragen zu Fernwärmepro-
jekten gestellt, was die wachsende Rolle von nachhaltigen Wärmeversorgungslösungen 
widerspiegelt.

Abb. 12: Entwicklung der Maßnahmen in den Klassifizierungen »Fernwärme«, »Ladestationen« 
und »Hausanschlüsse« im Zeitraum von 2016 bis 2024 [Quelle: BIL eG 2025]

Regionale Verteilung der Anfragen

56 Prozent der Anfragen im BIL-Datenbestand befinden sich im Umkreis von 30 Kilome-
tern um den Sitz des Planers oder Bauherrn. In diesen Fällen profitieren die Planer von 
regionaler Ortskenntnis und gewachsenen Beziehungen zu Netzbetreibern. Die Funktio-
nalität des BIL-Portals unterstützt hier vor allem die Planungsprozesse und die Abstim-
mung mit den Netzbetreibern.

Die restlichen 44 Prozent der Anfragen verteilen sich auf Maßnahmen über größere Ent-
fernungen und Regionen hinweg. Hier fehlt den Planern oft die lokale Verankerung, wes-
halb dem BIL-Portal eine wichtige Rolle bei der Zuständigkeitsprüfung und der Koordi-
nation zukommt.
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Abb. 13: Aktionsradius: Geografische Distanz zwischen dem Sitz des Anfragenden und der Lage 
der geplanten Maßnahme [Quelle: BIL eG 2025]

Fazit

Die statistische Analyse verdeutlicht die kontinuierliche Zunahme von Anfragen im 
Bereich Infrastrukturplanung mit Hunderttausenden von Vorgängen allein im Jahr 2024. 
Diese konzentrieren sich auf zentrale Bereiche wie erneuerbare Energien, Breitbandaus-
bau und regionale Infrastrukturmaßnahmen. Besonders deutlich ist der Anstieg in Seg-
menten wie der Kabelerdverlegung und dem Bau von Umspannwerken, während ein 
Rückgang im Breitbandausbau auf den Abschluss vieler geplanter Maßnahmen hinweist. 
Diese Entwicklungen unterstreichen die wachsenden Anforderungen und die zuneh-
mende Komplexität moderner Infrastrukturprojekte.

Abb. 14: Das Portal zur rechtssicheren und kostenfreien Einholung von Leitungsauskünften 
durch die Infrastrukturbetreiber aller Versorgungssparten: www.bil-leitungsauskunft.de [Quelle: 
BIL eG 2025].

http://www.bil-leitungsauskunft.de
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Das BIL-Portal, betrieben von einer Genossenschaft aus Infrastrukturbetreibern, ist ein 
zentraler Knotenpunkt für die Leitungsauskunft und die sichere Koordination von Infra-
strukturprojekten. Die gemeinschaftliche, kooperative Weiterentwicklung stellt sicher, 
dass das Portal effizient bleibt, sich flexibel an neue Herausforderungen anpasst und 
den steigenden Bedarf an Planungsunterstützung erfüllt. Es ermöglicht eine präzise 
und zuverlässige Leitungsauskunft, reduziert Risiken für bestehende Infrastrukturen 
und unterstützt die beteiligten Akteure bei der sicheren und effizienten Umsetzung von 
Planungs- und Bauvorhaben. Das BIL-Portal ist ein spartenübergreifendes Kommuni-
kationssystem, das Betreibern regenerativer Energien, kritischer Infrastrukturen wie 
Gas-Hochdruckleitungen, Öl- und Chemieleitungen sowie Unternehmen der Telekommu-
nikationsbranche ermöglicht, ihre unterirdischen Infrastrukturen transparent zu beaus-
kunften. Weitere Informationen gibt es unter www.bil-leitungsauskunft.de.

Ingo Reiniger ist Vorstand der BIL eG und verantwortlich für die Produktentwick-
lung des BIL-Portals. Im Dialog mit den Betreibern, die ihre Infrastrukturen über 
das Portal beauskunften, entwickelt er mit seinem Team innovative Lösungen, die 
den Workflow in der Planauskunft sowie in den daran angeschlossenen Prozes-
sen optimieren. Durch den Austausch mit anderen Portaldiensten, wie zum Bei-
spiel dem Infrastrukturatlas des Bundes, entstehen integrierte Lösungen, die Bau-
abläufe beschleunigen und die Sicherheit erhöhen. Dem genossenschaftlichen 
Prinzip verpflichtet, setzt die BIL eG auf Zusammenarbeit und gemeinschaftliche 
Initiative – in deutlicher Abgrenzung zu kommerziellen Anbietern von Recherche-
angeboten.

http://www.bil-leitungsauskunft.de
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3.3 Weiterbildung als Faktor zur Verbesserung der Sicherheit 

bei Bauprojekten

1 Vgl. https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Weiterbildung/_inhalt.html 
[abgerufen am: 05.03.2025]

2 Vgl. https://www.soka-bau.de/nachrichten/detail/geringes-ausmass-an-weiterbildung-in-der-deutschen-bauwirtschaft 
[abgerufen am: 05.03.2025]

Sicherheit und die Vermeidung von Bauschäden sind zen-
trale Anliegen im Hoch- und Tiefbau. Neben der baulichen 
Qualität beeinflussen Sicherheitsvorkehrungen maßgeb-
lich das Wohl von Mitarbeitern und Anwohnern. Dennoch 
zeigen Schadenfälle und Sicherheitsrisiken, dass hier noch 
Optimierungsbedarf besteht. Eine gezielte und kontinuierli-
che Weiterbildung der Fachkräfte bildet einen wesentlichen 
Baustein zur Risikominimierung und Qualitätssicherung. 
Dieser Beitrag beleuchtet Ziele und Nutzen von Fortbil-
dungsveranstaltungen am Beispiel der EW Medien und 
Kongresse GmbH als Veranstalter für die Versorgungswirt-

schaft und zeigt auf, wie Weiterbildungen Qualität, Sicherheit und Mitarbeiterzufrieden-
heit bei Infrastrukturprojekten positiv beeinflussen.

Aus der Statistik: Zahlen und Fakten zur Weiterbildung in der Bau- und  

Energiewirtschaft

Technologische Innovationen, gesetzliche Vorgaben und die Transformation hin zu 
nachhaltigen Energielösungen prägen die Bauprojekte der Energie- und Versorgungs-
wirtschaft. Dies erfordert von Fachkräften kontinuierliches Lernen und Weiterentwick-
lung. Dennoch ist die Teilnahmequote an Weiterbildungsmaßnahmen in Deutschland 
vergleichsweise gering. Laut Statistischem Bundesamt nahmen im Jahr 2022 rund 
8 Prozent der 25- bis 64-Jährigen in Deutschland an einer Bildungs- oder Weiterbil-
dungsmaßnahme teil, während der EU-Durchschnitt bei 12 Prozent lag.1 Speziell im 
Baugewerbe ist die Weiterbildungsbeteiligung niedriger: Nur 16 Prozent der Beschäftig-
ten nahmen an Weiterbildungsmaßnahmen teil, verglichen mit über 22 Prozent im EU-
Durchschnitt und rund 24 Prozent im Euroraum.2

Diese Zahlen verdeutlichen einen erheblichen Nachholbedarf in der deutschen Bau-
wirtschaft. Die Gründe hierfür sind vielfältig und reichen von betrieblichen Hemmnissen 
bis zu individuellen Barrieren aufseiten der Beschäftigten. Angesichts der fortschreiten-
den Digitalisierung und der Integration erneuerbarer Energien ist es jedoch unerläss-
lich, dass Fachkräfte sich kontinuierlich weiterbilden, um den steigenden Anforderungen 
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Gerit Liebmann

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Weiterbildung/_inhalt
https://www.soka-bau.de/nachrichten/detail/geringes-ausmass-an-weiterbildung-in-der-deutschen-bauwir
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gerecht zu werden. Vielfältige Angebote an Online-Weiterbildungen und hybriden Forma-
ten haben seit der Erhebung der Daten über alle Branchen hinweg zu Teilnahmequoten 
von bis zu mehr als 60 Prozent geführt.

Weiterbildungen beeinflussen Bauqualität, Schadenhäufigkeit und  

Mitarbeiterzufriedenheit

Gut geschulte Mitarbeiter arbeiten effizienter und präziser, wodurch typische Fehlerquel-
len minimiert und Schadenhäufigkeiten reduziert werden. Zusätzlich zu den verpflichten-
den Schulungen im Baugewerbe tragen Weiterbildungen zu Themen wie Digitalisierung 
und Künstlicher Intelligenz (KI), Umweltverträglichkeitsprüfungen, Leitungsauskunft und 
Haftungsfragen im Leitungstiefbau maßgeblich zur Qualitätssicherung bei. Durch den 
Erwerb aktueller Kenntnisse können Bauprojekte nach neuesten Standards und gesetz-
lichen Vorgaben realisiert werden, was das Risiko von Mängeln, Schäden und möglichen 
Bauunfällen weiter verringert.

Zielgerichtete Schulungen stärken das Sicherheitsbewusstsein der Mitarbeitenden. Ein 
erhöhtes Verständnis für Sicherheitsvorgaben und -maßnahmen führt zu einer sichere-
ren Arbeitsumgebung und reduziert die Wahrscheinlichkeit von Unfällen. Das zeigt auch, 
dass nicht nur Verantwortliche Schulungsbedarf haben, sondern ganze Teams durch 
Wissenserwerb gestärkt werden. Dies wirkt sich nicht nur positiv auf die Gesundheit der 
Beschäftigten aus, sondern minimiert auch Ausfallzeiten und damit verbundene Kosten 
für das Unternehmen. Lernzeiten sind hier besonders gut investiert.

Abb. 01: BDEW-Fachtagung in Hamburg 2024 [Foto: EW Medien und Kongresse]
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Doch was ist mit dem Faktor Zeit? Trotz steigender Anzahl an Bildungsangeboten, kla-
gen Angestellte über wenig Zeit für die eigene Fortbildung. EW Medien und Kongresse 
reagiert auf diesen Trend mit Bildungsangeboten in kürzeren Formaten bzw. Online- 
oder Hybridangeboten. Das erleichtert eine Teilnahme und Schulungen lassen sich fle-
xibler in den Arbeitstag einplanen.

Studien zeigen, dass sich Mitarbeiter, die die Möglichkeit zur beruflichen Weiterentwick-
lung erhalten, wertgeschätzt fühlen und motivierter sind. Dies fördert die Loyalität zum 
Unternehmen und reduziert die Fluktuation.3 Ein zunehmend wichtiger Faktor vor dem 
Hintergrund des deutlich sichtbaren Fachkräftemangels.

3 Vgl. Büro für analytische Sozialforschung (BaS) Hamburg (Hrsg.): Berufliche Weiterbildung in der Praxis. https://www.
bildungsspiegel.de/news/weiterbildung-bildungspolitik/7634-berufliche-weiterbildung-in-der-praxis/ [abgerufen am: 
05.03.2025]

Best Practices: Erfolgreiche Weiterbildungskonzepte

Praxisnahe Weiterbildungskonzepte leisten einen wesentlichen Beitrag zur Qualitätssi-
cherung und Risikominimierung in der Energie- und Versorgungswirtschaft. Durch die 
Zusammenarbeit mit Fachleuten aus Verbänden, Behörden, Verwaltungen sowie Unter-
nehmen der Branche wird eine hohe Aktualität der Inhalte sichergestellt, ergänzt durch 
praxisnahe Einblicke und rechtliche Hintergrundinformationen. Unterschiedliche Veran-
staltungsformate – wie zum Beispiel Grundlagenseminare der BDEW Akademie, BDEW 
Informationstage zu hochaktuellen Themen bis hin zu Fachkongressen – ermöglichen 
nicht nur den Wissenstransfer, sondern fördern auch den interdisziplinären Austausch 
und die Vernetzung innerhalb der Branche.

Abb. 02: EW-Fachtagung »Werkstatt Kabel 2024« [Foto: EW Medien und Kongresse]

https://www.bildungsspiegel.de/news/weiterbildung-bildungspolitik/7634-berufliche-weiterbildung-in-d
https://www.bildungsspiegel.de/news/weiterbildung-bildungspolitik/7634-berufliche-weiterbildung-in-d
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Praxis-Hacks für nachhaltigen Lernerfolg im Unternehmen:

 • Reverse Learning anwenden: Erfahrene Fachkräfte und Sicherheitsbeauftragte führen 
nach einer Schulung zu neuen Normen oder Richtlinien interne Trainings für Mitarbei-
ter durch – so wird Wissen praxisnah und auf Augenhöhe vermittelt.

 • Fehlertagebuch führen: Die systematische Dokumentation von Beinahe-Unfällen und 
sicherheitsrelevanten Vorfällen kann dazu dienen, diese in Weiterbildungen zu analy-
sieren und gezielt Maßnahmen zur Unfallprävention abzuleiten.

 • Virtuelle Gefahrenanalysen nutzen: Mit VR- oder AR-Technologie lassen sich realis-
tische Baustellenszenarien simulieren, in denen Fachkräfte risikoreiche Situationen 
gefahrlos trainieren und richtige Verhaltensweisen einüben können.

INTERVIEW – GERIT LIEBMANN

Gerit Liebmann, Leiterin der BDEW Akademie, hat einige Fragen zu den Weiterbildungsangeboten  
der EW Medien und Kongresse GmbH beantwortet.

Heike Böhmer, Geschäftsführende Direktorin 

des IFB: Wie unterstützen Ihre Veranstaltungen 

Unternehmen dabei, gesetzliche Anforderun-

gen und technologische Entwicklungen effizient 

umzusetzen?

Gerit Liebmann: Bis zu 500 unterschiedliche Ver-
anstaltungen von EW Medien und Kongresse fin-
den Sie auf unserer Veranstaltungsplattform esso-
ciation.de. Diese bietet unter den Marken: BDEW, 
EW Medien, BDEW Akademie und VDE Academy ein 
umfassendes Weiterbildungsangebot, das branchen-
übergreifend die wichtigsten Themen der Energie- 
und Versorgungswirtschaft adressiert. Wir vermitteln 
praxisnahes Wissen zu aktuellen Rechts- und Regu-
lierungsfragen, Arbeitssicherheit, Leitungsauskunft 
und Baustellensicherheit im Infrastrukturausbau. Als 
Teil der VDE Gruppe profitieren wir von unserer Nähe 
zu Normung und Standardisierung. Unternehmen 
können sich über unsere Plattform gezielt Weiter-
bildungsformate zusammenstellen – nach Themen, 
Marken oder Durchführungsart – und sowohl vor Ort 
als auch online oder als Inhouse-Seminare daran 
teilnehmen. 
 

Böhmer: Welche langfristigen Vorteile sehen Sie 

für Unternehmen, die kontinuierlich in die Wei-

terbildung ihrer Fachkräfte investieren?

Liebmann: Kontinuierliche Weiterbildung ist ein zen-
traler Faktor für die langfristige Wettbewerbsfähig-
keit von Unternehmen, insbesondere in dynamischen 
Branchen. Eine strukturierte Lernreise – von grundle-
genden Fachseminaren bis hin zu spezialisierten Netz-
werktreffen – ermöglicht es Fachkräften, sich konstant 
an neue technologische, regulatorische und metho-
dische Entwicklungen anzupassen. Unternehmen, die 
in die fortlaufende Qualifizierung ihrer Mitarbeiten-
den investieren, fördern nicht nur den Wissenstrans-
fer und die Innovationsfähigkeit, sondern steigern auch 
die betriebliche Effizienz, die Arbeitssicherheit und die 
Resilienz gegenüber Marktveränderungen.

Böhmer: Wie unterstützen Ihre Weiterbildungs-

angebote Unternehmen dabei, Fachkräfteman-

gel entgegenzuwirken oder Mitarbeiter lang-

fristig zu binden?

Liebmann: Gezielte Weiterbildung ist ein wirksa-
mes Mittel gegen Fachkräftemangel. Unternehmen, 
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die ihren Mitarbeitern vielseitige Schulungsange-
bote bieten, zeigen Wertschätzung und fördern lang-
fristige Bindung. Besonders für Quereinsteiger und 
branchenfremde Fachkräfte sind praxisnahe Grund-
lagenschulungen mit Networking-Möglichkeiten ein 
wichtiger Einstieg und führen zu einem schnelle-
ren Onboarding. Das stärkt nicht nur die individuelle 
Kompetenz, sondern auch die Identifikation mit der 
Branche und dem Unternehmen.

Böhmer: Welche Rolle spielen Weiterbildungen 

bei der Reduktion von Schadenhäufigkeiten im 

Bauwesen?

Liebmann: Weiterbildungen im Bauwesen tragen 
maßgeblich zur Sicherheit und Effizienz auf Baustel-
len bei. Sie unterstützen eine präzise Planung, den 
Einsatz moderner Technologien und die Einhaltung 
gesetzlicher Vorgaben. Gerade im Leitungshoch- und 
tiefbau gewinnen Schulungen zu innovativen Tech-
nologien wie BIM (Building Information Modeling), 
dem Einsatz der Drohnentechnologie oder graben-
loser Inspektion an Bedeutung. Sie helfen, Fehler zu 
vermeiden, Arbeitsabläufe zu optimieren und Sicher-
heitsstandards einzuhalten. Der direkte Austausch 
mit Fachexperten und Praxisbeispiele aus dem 
Arbeitsalltag stellen sicher, dass sowohl neue als 
auch erfahrene Fachkräfte ihr Wissen stetig aktuali-
sieren und ihrer Sorgfaltspflicht nachkommen.

Böhmer: Nach welchen Kriterien wählen Sie die 

Referenten für Weiterbildungsformate aus? 

Liebmann: Bei der Auswahl der Referenten für Wei-
terbildungsformate stehen fachliche Expertise, Pra-
xiserfahrung und didaktische Kompetenz im Mittel-
punkt. Fachleute aus Bildungseinrichtungen, der 
Energie- und Versorgungswirtschaft, der Rechtswis-
senschaft sowie aus den Bereichen Coaching und 
Motivation bringen unterschiedliche Perspektiven ein, 
die eine wissenschaftlich fundierte und anwendungs-
orientierte Wissensvermittlung ermöglichen. Diese 
interdisziplinäre Zusammensetzung gewährleistet, 
dass theoretische Grundlagen mit aktuellen regulato-
rischen Entwicklungen und praxisnahen Lösungsan-
sätzen verknüpft werden, um eine direkte Umsetzung 
im beruflichen Kontext zu fördern.

Böhmer: Welche Rückmeldungen erhalten Sie 

von Teilnehmern bezüglich des Mehrwerts Ihrer 

Weiterbildungsformate?

Liebmann: Feedback hat für uns einen hohen Stel-
lenwert. Für jede Veranstaltung – ob Seminar, 
Infotag, Tagung oder Kongress – führen wir sys-
tematische Feedbackauswertungen durch. Die 
Rückmeldungen fließen direkt in die Weiterentwick-
lung unserer Formate, Inhalte und Methoden ein. So 
stellen wir sicher, dass unser Weiterbildungsangebot 
kontinuierlich an Mehrwert gewinnt und den Bedürf-
nissen der Teilnehmer entspricht. Besonders freuen 
wir uns über die positiven Rückmeldungen zufriede-
ner Teilnehmer, die den direkten Nutzen unserer Ver-
anstaltungen in ihrem Arbeitsalltag bestätigen.

Böhmer: Vielen Dank für das informative  

Interview!

Fazit: Investition in Weiterbildung zahlt sich aus

Eine kontinuierliche Weiterbildung ist der Schlüssel zu mehr Sicherheit, höherer Bau-
qualität und zufriedeneren Mitarbeitern im Hoch- und Tiefbau. Sie hilft, Fehler zu ver-
meiden, Schadenhäufigkeiten zu reduzieren und das Sicherheitsbewusstsein zu stärken. 
Besonders in Bereichen wie Schadensachbearbeitung, Gütesicherung und erneuerbaren 
Energien ist fundiertes Wissen essenziell. Unternehmen, die in die Weiterbildung ihrer 
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Fachkräfte investieren, profitieren langfristig von höherer Produktivität und Mitarbeiter-
bindung. Zudem trägt eine umfassende Qualifizierung dazu bei, sich an neue gesetz-
liche Anforderungen und technologische Entwicklungen anzupassen. In einer Branche, 
die sich stetig modernisiert und zunehmend mit Zukunftstechnologien arbeitet, ist es 
entscheidend, auf dem neuesten Stand zu bleiben, um Wettbewerbsfähigkeit zu sichern 
und gleichzeitig die Sicherheit und Qualität der Bauprojekte zu gewährleisten.

Gerit Liebmann ist Diplom-Betriebswirtin und seit 25 Jahren mit Leidenschaft in 
der beruflichen Weiterbildung aktiv. Seit 2002 gestaltet sie die Weiterbildungs-
angebote von EW Medien und Kongresse – angefangen als Projektleiterin bei der 
BDEW Akademie, über die Organisation von Tagungen mit rechtlichem Schwer-
punkt bis hin zu großen Kongressen. In den letzten Jahren lag ihr Fokus verstärkt 
auf der konzeptionellen Arbeit als Leiterin Themenmanagement. Heute steht sie 
als Leiterin der BDEW Akademie an der Spitze eines engagierten Teams und ent-
wickelt innovative Bildungsformate für die Branche. Ihr Leitspruch ist »Weiterbil-
dung ist der Schlüssel zu Fortschritt – für Unternehmen wie für jeden Einzelnen«.
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3.4 Die VFMEA-Methode – auf der Spur von Fehlern  und  

Verschwendungen in Handwerks- und bauausführenden 

Betrieben

»Wo gehobelt wird, da fallen Späne«, besagt ein Sprich-
wort. Der Wandel war in den letzten Jahren das Bestän-
dige. Private Kunden und öffentliche Auftraggeber sind kri-
tischer und streitbarer geworden. Mitarbeiter suchen nach 
Betrieben mit gutem Betriebsklima und möchten kommu-
nikativ eingebunden werden. Klimaschutz und Nachhal-
tigkeit nehmen an Bedeutung zu, steigern aber auch die 
betrieblichen Bürokratieaufwendungen. Alles nachvollzieh-
bare Gründe, um die Aufwendungen für Fehler und Ver-
schwendungen zu reduzieren und wirtschaftliche Vorteile 
zu nutzen, damit mehr Geld vom Umsatz bleibt. Für Prof. 

Dr.-Ing. Ralf Hörstmeier waren diese sprichwörtlichen Späne vor mehr als zehn Jahren 
der Anlass, die VFMEA-Methode zu entwickeln. Seitdem unterstützt er Handwerk und 
Kleinunternehmen aller Branchen dabei, die Methode im Unternehmensalltag umzuset-
zen und so Zeit und Geld zu sparen. Denn VFMEA steht für Verschwendungs-, Fehler-
möglichkeits- und Einflussanalyse und zeigt die kleinen und großen Mankos in Betrie-
ben auf. Hilfe mit und zur Selbsthilfe ist dabei die Devise.

Die Idee zu der Methode entstand 2013 in seiner Zeit als Professor an der Hochschule 
Bielefeld. Die praxisnahe Ingenieurausbildung führte ihn mit Projekten und Studierenden 
in verschiedene Unternehmen. Über viele Jahre bekam er so Einblicke in die Aufwen-
dungen von Betrieben bei der Bekämpfung von Fehlern und Verschwendungen. Der Auf-
wand war stets mit erheblichen Kosten und Personalressourcen verbunden. Da das wirt-
schaftliche Rückgrat auch von Handwerk und Kleinunternehmen gebildet wird, entstand 
die Idee zur VFMEA: die Entwicklung eines praxisgerechten Werkzeugs zur Optimierung 
von Betriebsabläufen. Wichtige Zielvorgaben waren: geringer Aufwand, verständliche 
Strukturen, kurze Projektzeit, kein zusätzliches Personal, Integration aller im Betrieb täti-
gen Personen und eine nutzbare, übersichtliche Dokumentation. Zahlreiche Projektpart-
ner waren in der Konzeptphase unterstützend dabei, um die Idee in der Praxis zu einem 
erfolgreichen Instrument zu schmieden:
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Prof. Dr. Ralf Hörstmeier
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 • die Steinbeis-Organisation in Stuttgart,
 • Handwerkskammern und Handwerksorganisationen,
 • die Industrie- und Handelskammer Ostwestfalen zu Bielefeld,
 • die Hochschule Bielefeld,
 • der VDI Verein Deutscher Ingenieure e. V.,
 • die Vereinigung der Selbständigen (VdS) im Kreis Herford,
 • Wirtschaftsförderer und Pilotprojektpartner aus unterschiedlichen Branchen.

Die erste öffentliche Vorstellung am Steinbeis-Tag im September 2013 in Stuttgart traf 
auf große Resonanz und gab den Startschuss zur Umsetzung. Nach ersten Pilotprojek-
ten in unterschiedlichen Branchen standen anfangs Fehler und Verschwendungen im 
Fokus. Später kamen Themen wie Nachhaltigkeit und Unternehmenskultur hinzu. Gerade 
in Zeiten von Nachwuchsmangel gewinnt die Unternehmenskultur – Wie fühlen sich Mit-
arbeiter eingebunden? – an Bedeutung. Die Entwicklung der VFMEA lässt sich im Inter-
net1 auch anhand der Referenzen nachvollziehen.

1 Vgl. Die VFMEA-Methode: Hilfe mit und zur Selbsthilfe. www.vfmea.de [abgerufen am: 11.03.2025]

2 VHV Allgemeine Versicherung AG (Hrsg.): VHV-Bauschadenbericht Hochbau 2019/20 ff. Stuttgart: Fraunhofer IRB Verlag, 
2020

Nicht alle betrieblichen Verschwendungen sind im Blick

Was sind überhaupt Verschwendungen? In Startgesprächen mit Unternehmen werden 
zumeist nur zögerlich wenige Verschwendungen genannt. Natürlich sind die betrieb-
lichen Gegebenheiten unterschiedlich, abhängig von Branche und Größe. Die Aus-
sage »Sieben von dreizehn auf einen Streich« hört sich märchenhaft an, ist aber kon-
krete Erfahrung. Dies bedeutet: Es werden 13 inhaltliche Bereiche von Fehlern und 
Verschwendungen ausgemacht. Daraus entwickelt sich im Verlauf der Realisierung in 
fast jedem Betrieb eine Auswahl von sieben Bereichen. Dabei gibt es einen Dauerbren-
ner: das Thema Kommunikation. Dies umfasst die Kommunikation im Betrieb, zwischen 
Betriebsleitung und Mitarbeitern, unter den Mitarbeitern, mit der Kundschaft und den 
Auftraggebern. In den Startgesprächen fällt häufig der Satz: »Bei uns ist alles in Ord-
nung.« Nach Einführung der VFMEA heißt es dann: »Das hätte ich nicht gedacht.«

Die betriebsweite Fehlerkultur ist häufig ein Stiefkind. Lückenhafte Analyse oder feh-
lende Aufrichtigkeit sind der Nährboden für Wiederholfehler, eine der folgenschwers-
ten Fehlerarten. Das VFMEA-Konzept führt nach etwa fünf Gesprächsterminen zu einem 
Ergebnis, das wie das Öffnen einer Schatzkiste ist – voller Überraschungen. Nur wenige 
Branchen verfügen über Berichte zur Entwicklung und Auswirkung von Schäden/Feh-
lern und Verschwendungen wie es in der Baubranche üblich ist. Die Bauschadenbe-
richte2 der VHV Allgemeine Versicherung AG unter Bearbeitung des Instituts für Baufor-
schung e. V. in Hannover geben Einblick in die Details und bestätigen die Dringlichkeit 

http://www.vfmea.de
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und den Handlungsbedarf. Hier kann die VFMEA-Methode effektiv unterstützen. Einige 
Kammern begleiten die VFMEA-Projekte bei ihren Mitgliedern. Das Beraterteam der 
Handwerkerorganisationen kann nach Einweisung die Methode selbst durchführen. So 
können noch mehr Betriebe davon profitieren.

Einsicht und Entscheidung – die Methode nimmt alle Mitarbeiter mit

Es braucht den Anstoß für eine neue Art der Herangehensweise an diese Themen – dieser 
muss aus der Führungsebene kommen.

Abb. 01: Bewährte Projektschritte im Ablauf der VFMEA-Methode [Quelle: Prof. Dr.-Ing. Ralf 
Hörstmeier]

Mit der Systematik einer Betriebsstruktur wird dann häufig erstmalig eine Gesprächs-
grundlage im Betrieb geschaffen. Ein besonderes Merkmal der VFMEA-Methode ist der 
ganzheitliche Ansatz. Beim Erstellen einer ersten Fehler- und Verschwendungssam-
melliste werden bereits Resultate erkennbar. Auf einmal wird etwas sichtbar, nach dem 
immer schon gesucht wurde. Jeder Punkt auf der Liste erhält eine Kennzeichnung, die 
dauerhaft erhalten bleibt, auch wenn das Problem zwischenzeitlich ganz oder teilweise 
gelöst wurde (Abb. 02). Damit hat der Betrieb nicht nur eine übersichtliche Dokumen-
tation, sondern die gesamte Historie ist nachlesbar. So kann sich auch neues Perso-
nal schnell kundig machen. Dies wird als zusätzliche Unterstützung zur Vermeidung von 
Wiederholfehlern akzeptiert. Ein bewährtes Merkmal der Methode liegt in der Einbin-
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dung der Mitarbeiter – sie können ihr häufig erstaunliches Detailwissen konstruktiv ein-
bringen. Damit wird automatisch eine breite Akzeptanz geschaffen, um die vorhandenen 
Fehler und Verschwendungen gemeinsam zu beseitigen und künftige Probleme zu ver-
meiden. Es sind dabei nicht immer die großen Dinge: Manchmal ›nerven‹ kleinste Dinge 
und ›vergiften‹ das Betriebsklima. Respekt und gegenseitige Unterstützung sind die 
Basis für effiziente Leistungserbringung.

Die klare Strukturierung der Sammelliste und ein gemeinsames Ranking geben den 
Blick auf die wichtigen Details des Betriebs frei. Mit dieser Perspektive ist auch das 
Prinzip ›Hilfe mit und zur Selbsthilfe‹ bestens umsetzbar. Einige Betriebe können auf den 
Ergebnissen der VFMEA-Methode selbstständig aufbauen und das Konzept weiterhin 
pflegen. Andere Betriebe nutzen die Unterstützung des VFMEA-Teams in vereinbarten 
Zeitabständen, um eine Aktualisierung oder Belebung zu erhalten. Die Projekterfahrung 
zeigt, dass dies auch bei Personalwechsel oder Betriebsnachfolge eine gute Hilfestel-
lung ist.

Der Ratschlag kann nur heißen: Betriebe sollten das Gespräch, also die Kommunika-
tion nutzen. Mögliche Hürden sind zu überwinden. Im Vordergrund steht die Zukunft des 
Betriebs.

Häufig bringen die Startgespräche bereits konkrete Anregungen für schnelle Maßnah-
men in den Betrieben.

Abb. 02: Fehler- und Verschwendungssammelliste im Rahmen der Betriebsstruktur (Muster) 
[Quelle: Prof. Dr.-Ing. Ralf Hörstmeier]

Digitalisierung kann unterstützen

Die Unternehmen der Zielgruppe sind sehr unterschiedlich aufgestellt. Die VFMEA-
Methode lässt sich jedoch individuell an die Verhältnisse vor Ort anpassen. Vielfach wer-
den bei der Anwendung auch Schwachstellen erkannt, die dann gezielt mit dem Einsatz 
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von digitalen Instrumenten gelöst werden können. Der ganzheitliche Ansatz der Methode 
führt auch zu Erkenntnissen, die spezielle Beratungen durch Beratungsbüros oder Hand-
werkskammern anstoßen. Immer mehr Betriebe befinden sich verstärkt im Ausbau der 
Digitalisierung, damit laufen zahlreiche Änderungsprozesse effizienter und übersichtli-
cher ab.

Unabhängig vom Grad der Digitalisierung haben bisher alle Betriebe vom Projekt VFMEA 
profitiert. Stets bleibt aber der Faktor Mensch zu berücksichtigen. Die Projekterfahrung 
zeigt, dass der Großteil der Fehler und Verschwendungen auf der menschlichen Seite 
liegt.

Die VFMEA-Methode schafft häufig die Transparenz der Ursachen. Jeder Punkt der Feh-
ler- und Verschwendungssammelliste wird nicht nur bezüglich seines Einflusses auf 
Abläufe und Kosten eingeordnet und gerankt, sondern auch mit Ursache-Wirkungs-

Ansätzen im Team analysiert.

Damit ist sichergestellt, dass die Prozesse hinterfragt werden und im Zuge von Optimie-
rungsmaßnahmen im Fokus bleiben. Durch die Vielfalt der Betriebe des Handwerks und 
der Kleinunternehmen gibt es nur selten standardisierte Lösungsansätze.

Fazit und Ausblick

Die ersten zehn Jahre der VFMEA-Methode sind eine Erfolgsgeschichte. Gemeinsam 
mit Partnern geht die Anwendung der Methode in die Breite. Alle Betriebe können von 
den Vorteilen profitieren. In Zukunft sollen die Nutzer eine ergänzende App und Hand-
reichungen wie beispielsweise Ablaufpläne erhalten, damit das Prinzip ›Hilfe mit und zur 
Selbsthilfe‹ noch stärker unterstützt wird.

Professor Dr.-Ing. Ralf Hörstmeier war 30 Jahre an der Hochschule Bielefeld im 
Fachbereich Maschinenbau tätig. Neben der Lehre in den Fächern Materialfluss 
und Qualitätsmanagement war er in der praxisnahen Forschung engagiert. Einen 
besonderen Schwerpunkt bildeten Themen aus dem Bereich Mensch und Technik. 
Neben diesen Tätigkeiten hat er sich im VDI Verein Deutscher Ingenieure e. V. 
ehrenamtlich eingebracht. Für seine unternehmerischen Tätigkeiten fand er in der 
Steinbeis-Beratungszentren GmbH in Stuttgart eine innovative Umgebung. Beson-
ders die speziellen Belange im Handwerk und in Kleinbetrieben waren und sind im 
Blick gezielter Entwicklungen.
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4 AKTUELLE SCHADENANALYSE

Am Anfang des vorliegenden Bauschadenberichts »Infrastruktur der Zukunft« 2024/25 
stand eine umfangreiche Datenermittlung, die einen wesentlichen Aspekt der gesamten 
Bearbeitung darstellt. Hierfür wurden von den VHV Versicherungen rund 130.000 ano-
nymisierte Datensätze aus den Jahren 2019 bis 2023 zur Auswertung zur Verfügung 
gestellt. Aus diesem Datenpool wurden alle Datensätze zu Schäden aus den Bereichen 
Tiefbau und unterirdische Versorgungsinfrastrukturen herausgefiltert, die als Grundlage 
für die weitere Bearbeitung dienten. Die so generierte Datenbasis umfasst insgesamt 
27.305 Datensätze, die neben Schäden an unterirdischen Infrastrukturen für die Kom-
munikations-, Wärme- und Energieversorgung auch Schäden an Verkehrswegen und 
Verkehrsbauwerken, Schäden am Baugrund und Umweltschäden betreffen.

4.1 Entwicklung der Schadenzahlen und Schadenkosten

Einen ersten Überblick über die aktuellen Schadenzahlen aus den Jahren 2019 bis 
2023 bietet die Grafik in Abb. 01. Hier wird die Entwicklung der Schadenzahlen aus dem 
Bereich der Berufs- und Betriebshaftpflichtversicherungen (HV) über einen Zeitraum von 
fünf Jahren dargestellt.

Demnach liegt der Mittelwert über den gesamten Betrachtungszeitraum bei 5.461 
gemeldeten Schadenfällen, wobei für alle fünf Jahre erhebliche Abweichungen von die-
sem Wert nach oben bzw. nach unten festzustellen sind. Insgesamt ist für den Betrach-
tungszeitraum ein leichter Rückgang der gemeldeten Schadenfälle um rund 2 Prozent 
(2,25 Prozent) zu verzeichnen. Die Auswertung der einzelnen Jahre zeigt dagegen zum 
Teil erhebliche Schwankungen mit Ausschlägen nach oben und nach unten. So bleibt 
die Anzahl der gemeldeten Schadenfälle in den Jahren 2019 und 2020 ungefähr stabil, 
während im Folgejahr die Meldungen erheblich zurückgehen und den niedrigsten Wert 
des Betrachtungszeitraums erreichen. In den Jahren 2022 und 2023 ist dagegen wie-
der ein deutlicher Anstieg zu verzeichnen, sodass am Ende des Betrachtungszeitraums 
wieder fast der Ausgangswert der gemeldeten Schadenfälle erreicht ist.
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GEMELDETE SCHADENFÄLLE, 2019 BIS 2023
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Abb. 01: Anzahl der gemeldeten Schadenfälle, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]

Um eine Erklärung für das mehr oder weniger abrupte Absinken der gemeldeten Scha-
denfälle im Jahr 2021 zu finden, wurden die vorliegenden Unterlagen genauer unter die 
Lupe genommen, was aber zu keinem konkreten Ergebnis führte. Es ist lediglich fest-
zustellen, dass in diesem Jahr insgesamt weniger Schadenfälle gemeldet worden sind, 
wobei aber das jeweilige Verhältnis von Schadenanzahl zu Schadenart (vgl. Kap. 4.2 
»Entwicklung der Schadenarten«), Schadenursache (vgl. Kap. 4.3 »Entwicklung der 
Schadenursachen«) und Schadenstelle (vgl. Kap. 4.4 »Entwicklung der Schadenstellen«) 
dem der anderen Jahre des Betrachtungszeitraums gleicht bzw. ähnelt. 

Möglicherweise lässt sich der Rückgang der gemeldeten Schadenfälle aber, zumindest 
teilweise, auf die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie zurückführen. Nach Untersu-
chungen des DIW Berlin1 kam es vor allem im Jahr 2020 zu einem Rückgang der Tief-
baumaßnahmen, nachdem in den vorherigen Jahren noch deutliche Wachstumsraten 
zu verzeichnen waren. Diese pandemiebedingte Auftragsschwäche (unter anderem auf-
grund einer verringerten Nachfrage durch kommunale und gewerbliche Bauherren) hatte 
eine verringerte Bautätigkeit zur Folge, was im darauffolgenden Jahr 2021 mutmaß-
lich zu weniger Bauschäden und damit zu geringeren Schadenmeldungen geführt haben 

1 Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung e. V. (DIW Berlin): Bauwirtschaft trotzt der Corona-Krise – dennoch ruhi-
geres Geschäft im Jahr 2021. DIW Wochenbericht 1/2 / 2021, S. 3 – 14. https://www.diw.de/de/diw_01.c.808427.
de/publikationen/wochenberichte/2021_01_1/bauwirtschaft_trotzt_der_corona-krise______dennoch_ruhigeres_
geschaeft_im_jahr_2021.html [abgerufen am: 16.01.2025]

https://www.diw.de/de/diw_01.c.808427.de/publikationen/wochenberichte/2021_01_1/bauwirtschaft_trotzt_der_corona-krise______dennoch_ruhigeres_geschaeft_im_jahr_2021.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.808427.de/publikationen/wochenberichte/2021_01_1/bauwirtschaft_trotzt_der_corona-krise______dennoch_ruhigeres_geschaeft_im_jahr_2021.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.808427.de/publikationen/wochenberichte/2021_01_1/bauwirtschaft_trotzt_der_corona-krise______dennoch_ruhigeres_geschaeft_im_jahr_2021.html
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könnte. Gemäß DIW Berlin2 sind für die Jahre 2021 und 2022 wieder leichte Zuwachs-
raten bei den Auftragseingängen prognostiziert worden, was sich mit den in den Folge-
jahren ebenfalls wieder leicht steigenden Schadenmeldungen decken würde.

Ob sich der grundsätzliche Trend der zunehmenden Schadenzahlen verfestigt, ist 
anhand dieser Auswertung allerdings nicht absehbar. Da ein – in diesem Zusammen-
hang – recht kurzer Zeitraum von fünf Jahren betrachtet wird, können wirkliche Ten-
denzen naturgemäß nicht abgebildet werden. Darüber hinaus sei auch noch einmal dar-
auf hingewiesen, dass es sich hier ausschließlich um Daten der VHV Versicherungen 
handelt und damit kein repräsentatives Gesamtbild sämtlicher bei allen Versicherungen 
gemeldeten Schadenfälle dargestellt wird.

Trotzdem ist es möglich, den Betrachtungszeitraum zumindest ein wenig zu erweitern. 
Dafür wird auf die entsprechenden Auswertungen der ersten beiden VHV-Tiefbaube-
richte3, 4 zurückgegriffen, in denen die Entwicklung der Schadenzahlen von 2015 bis 
2019 und von 2017 bis 2021 untersucht werden. Mit diesen Daten stehen vergleich-
bare Zahlen als Erweiterung der aktuellen Betrachtung über einen Zeitraum von nun 
neun Jahren zur Verfügung, die in der Grafik in Abb. 02 zusammengeführt werden. 
Dabei zeigt sich eine gewisse Gleichmäßigkeit bei Rückgang und Zunahme der Scha-
denfälle.

Hier ist zu ergänzen, dass bei den Tiefbautätigkeiten seit Jahren ein kontinuierlicher 
Zuwachs zu verzeichnen ist, die vorab beschriebene »Corona-Delle« einmal ausge-
nommen. Dieser Sachverhalt ist unter anderem auf notwendige Reparaturarbeiten an 
den häufig veralteten Versorgungsleitungen zurückzuführen. Vor allem aber besteht im 
Bereich der Telekommunikationsinfrastruktur deutschlandweit ein großer Ausbaubedarf. 
Da bei zunehmender Bautätigkeit auch mit zunehmender Schadenhäufigkeit zu rechnen 
ist, können steigende Schadenzahlen im Grunde nicht überraschen.

2 Vgl. DIW Berlin, 2021, S. 3 – 14

3 VHV Allgemeine Versicherung AG (Hrsg.): VHV-Bauschadenbericht Tiefbau und Infrastruktur 2020/21. Stuttgart: Fraunho-
fer IRB Verlag, 2021

4 VHV Allgemeine Versicherung AG (Hrsg.): VHV-Bauschadenbericht Tiefbau und Infrastruktur 2022/23. Stuttgart: Fraunho-
fer IRB Verlag, 2023
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Abb. 02: Anzahl der gemeldeten Schadenfälle, 2015 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]

Bei der Interpretation der Schadenzahlen ist zu berücksichtigen, dass die derzeit vor-
liegenden bzw. gemeldeten Schadenzahlen aller Wahrscheinlichkeit nach nicht die end-
gültigen Zahlen darstellen. Bei einem relativ kurzen Betrachtungszeitraum von 5 Jahren 
ist auch später noch mit (Nach-)Meldungen weiterer Schadenfälle zu rechnen, beispiels-
weise während der Gewährleistungsphase. Aus diesem Grund ist bei einer Schadenana-
lyse neben dem Meldejahr, also dem Zeitpunkt der Schadenmeldung beim Versicherer, 
auch das Schadenjahr, also der Zeitpunkt des Schadenereignisses, zu beachten.

Die entsprechende Untersuchung der vorliegenden Schadenfälle ergibt, dass rund drei 
Viertel aller Schäden im Jahr des Auftretens gemeldet werden; hier entspricht das Mel-
dejahr dem Schadenjahr. Bei rund einem Fünftel der Schadenfälle liegt zwischen Scha-
denereignis und Schadenmeldung ein Jahr (bzw. 12 bis 23 Monate), während noch 
ungefähr 2 Prozent der Schadenfälle nach rund 2 Jahren (24 bis 35 Monate) gemeldet 
werden. Dass die Schadenmeldung nach fünf oder mehr Jahren erfolgt, kommt dage-
gen sehr selten vor (vgl. Abb. 03).
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Abb. 03: Zeitraum zwischen Schadenereignis und Schadenmeldung, Meldejahre 2019 bis 2023 
[Grafik: IFB, Daten: VHV]

Hieraus ergibt sich, dass die vorliegenden Schadenzahlen nicht nur geschlossene Scha-
denfälle enthalten, sondern auch Schadenfälle, die sich noch in Bearbeitung befinden. 
Unter Berücksichtigung dieser Umstände wird der Zeitraum zwischen dem Schadener-
eignis, also dem Auftreten des Schadens, und der Schadenmeldung, also dem Erken-
nen und Melden beim Versicherer, noch einmal genauer untersucht. Wie der Grafik in 
Abb. 04 zu entnehmen ist, gibt es diesbezüglich zum Teil erhebliche Unterschiede zwi-
schen den geschlossenen und den noch offenen Schadenfällen.

So beträgt bei den im Meldejahr abgeschlossenen Schadenfällen (Meldejahr = Scha-
denjahr) die Dauer zwischen Schadenereignis und Schadenmeldung über den gesam-
ten Betrachtungszeitraum gesehen durchschnittlich rund 4,5 Monate. Die tatsächlichen 
Werte der Jahre 2019 bis 2023 liegen jeweils nur geringfügig darüber oder darunter 
und bleiben damit im Wesentlichen stabil. Ganz anders verhält es sich bei den im jewei-
ligen Meldejahr noch nicht abgeschlossenen Schadenfällen, denn hier liegt zwischen 
Schadenereignis und Schadenmeldung mit durchschnittlich 6,5 Monaten ein wesent-
lich längerer Zeitraum als bei den geschlossenen Schadenfällen. Darüber hinaus ist 
über den gesamten Betrachtungszeitraum ein deutliches Absinken der Dauer zu erken-
nen. Diese beträgt im Meldejahr 2019 durchschnittlich 6,8 Monate, im Meldejahr 2023 
dagegen nur noch durchschnittlich 5,8 Monate (vgl. Abb. 04).
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Aus diesen Daten lässt sich möglicherweise ein Zusammenhang ableiten, der zwischen 
der »Meldedauer« und dem Umfang eines Schadenfalls besteht. So sind Schadenfälle, 
die relativ schnell erkannt werden (zum Beispiel offensichtliche Schäden), offenbar auch 
schnell zu beheben und damit abzuschließen. Schadenfälle, die dagegen erst nach län-
gerer Zeit erkannt werden (zum Beispiel verdeckte Schäden), befinden sich demnach 
auch länger in Bearbeitung. Ein Grund hierfür könnte die Komplexität der Schäden sein, 
die sich über einen längeren Zeitraum entwickeln konnten.

DIE DURCHSCHNITTLICHE ANZAHL DER MONATE ZWISCHEN

SCHADENEREIGNIS UND SCHADENMELDUNG BEI ABGESCHLOSSENEN UND NOCH

OFFENEN SCHADENFÄLLEN, 2019 BIS 2023
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Abb. 04: Durchschnittliche Anzahl der Monate zwischen Schadenereignis und Schadenmeldung 
bei geschlossenen und noch offenen Schadenfällen, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]

Einen Überblick über das Verhältnis von geschlossenen zu noch offenen Schadenfäl-
len zum Stichtag 31. Dezember 2023 (Stand der Datenerhebung) liefert die Grafik in 
Abb. 05. Die Bearbeitungsquote bezieht sich auf die im jeweiligen Jahr gemeldeten 
Schadenfälle.
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Wie der Grafik zu entnehmen ist, ändert sich die Relation von den geschlossenen zu 
den noch offenen Schadenfällen über den Untersuchungszeitraum deutlich. So sind 
von den im Jahr 2019 gemeldeten Schadenfällen zum Stichtag rund 70 Prozent abge-
schlossen bzw. fertig bearbeitet, während die Bearbeitungsquote der in den Folgejahren 
gemeldeten Schadenfälle kontinuierlich absinkt und für die im Jahr 2023 gemeldeten 
Schadenfälle bei rund 58 Prozent liegt. Der Anteil der noch offenen bzw. in Bearbeitung 
befindlichen Schadenfälle steigt dagegen mit zunehmender Aktualität des Meldejahrs 
entsprechend an.
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Abb. 05: Verhältnis von abgeschlossenen zu noch offenen Schadenfällen, 2019 bis 2023 [Gra-
fik: IFB, Daten: VHV]

Zu einer vollständigen Beschreibung der Entwicklung der Schadenfälle gehört neben der 
Betrachtung der Schadenzahlen auch die der anfallenden Aufwendungen (»Schadenkos-
ten«). Wie die Grafik in Abb. 06 zeigt, steigen diese über den gesamten Betrachtungs-
zeitraum kontinuierlich an. Liegt der Gesamtaufwand im Jahr 2019 noch bei 16,5 Mil-
lionen Euro, so beträgt er ein Jahr später schon rund 19 Millionen Euro und steigt bis 
zum Jahr 2023 auf weit über 23 Millionen Euro pro Jahr an. Auf den gesamten Betrach-
tungszeitraum bezogen entspricht das einem Anstieg von mehr als 40 Prozent.
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Abb. 06: Aufwand für die gemeldeten Schadenfälle pro Jahr, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB,  
Daten: VHV]

In diesem Zusammenhang soll kurz auf die Unterschiede eingegangen werden, die 
die Aufwendungen für geschlossene und noch offene Schadenfälle betreffen. Wie in 
Abb. 07 zu erkennen ist, sind bei den im Meldejahr abgeschlossenen Schadenfällen 
(Meldejahr = Schadenjahr) sowohl die Schadenzahlen als auch die Schadenkosten ten-
denziell rückläufig, einzig im Jahr 2023 gibt es hier einen »Ausreißer« nach oben. Über 
den gesamten Betrachtungszeitraum geht die Anzahl der Schadenfälle um rund 18 Pro-
zent zurück, während die anfallenden Aufwendungen für die im Meldejahr abgeschlos-
senen Schadenfälle in ähnlichem Umfang um rund 19 Prozent sinken.
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Abb. 07: Aufwand für abgeschlossene Schadenfälle, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]

Eine entgegengesetzte Entwicklung ist bei den anfallenden Aufwendungen für die Scha-
denfälle in Bearbeitung zu erkennen (vgl. Abb. 08). So zeigt sich über den gesamten 
Betrachtungszeitraum ein im Wesentlichen durchgehender Anstieg von rund 12,9 Mil-
lionen Euro im Jahr 2019 auf rund 20,6 Millionen Euro im Jahr 2023, was einem 
Zuwachs von rund 60 Prozent entspricht. Parallel dazu steigen auch die betreffenden 
Schadenzahlen an, wobei hier der Anstieg um rund 34 Prozent nicht ganz so deutlich 
ausfällt wie bei den Aufwendungen.

Damit zeigt sich, dass Schadenfälle, die erst nach längerer Zeit erkannt werden, im 
Durchschnitt nicht nur länger bearbeitet werden als schnell erkannte Schäden (siehe 
oben), sondern dass auch die Schadenkosten um ein Vielfaches höher liegen.
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Abb. 08: Aufwand für Schadenfälle in Bearbeitung, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]

Eine Betrachtung der aufzuwendenden den Schadenkosten je Schadenfall ermöglicht 
die Grafik in Abb. 09. Hier wird gezeigt, dass – analog zu den Gesamtschadenkosten 
(vgl. Abb. 06) – auch bei den durchschnittlich pro Schadenfall und Jahr anfallenden 
Schadenkosten ein deutlicher Anstieg zu verzeichnen ist. Dieser Anstieg verläuft über 
den gesamten Betrachtungszeitraum nahezu linear, bis auf einen leichten Rückgang im 
Jahr 2023. Insgesamt steigen die durchschnittlichen Aufwendungen von 2.912 Euro auf 
4.242 Euro je Schadenfall und Jahr. Dies entspricht einem Gesamtanstieg von rund 46 
Prozent über den gesamten Betrachtungszeitraum von 5 Jahren.

Diese Entwicklung ist aufgrund der Höhe der Steigerung und der daraus resultieren-
den Kosten für sich genommen schon bemerkenswert. Hier setzt sich allerdings auch 
ein Trend fort, der bereits im vorherigen Tiefbaubericht zu beobachten war.5 Aus diesen 

5 VHV Allgemeine Versicherung AG (Hrsg.): VHV-Bauschadenbericht Tiefbau und Infrastruktur 2022/23. Stuttgart: Fraunho-
fer IRB Verlag, 2023, S. 89
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Ergebnissen lässt sich ableiten, dass die Regulierung eines Tiefbauschadens offenbar 
immer höhere Kosten verursacht. Um diese These zu überprüfen, werden die vorliegen-
den Daten genauer betrachtet.

Wie aus Abb. 09 hervorgeht, sind für das Jahr 2019 rund 5.700 Schadenfälle gemeldet, 
wobei der hierfür anfallende durchschnittliche Aufwand bei rund 2.900 Euro je Fall und 
Jahr liegt; hierbei handelt es sich um die niedrigsten Schadenkosten des Betrachtungs-
zeitraums. Im Folgejahr bleibt die Anzahl der gemeldeten Schadenfälle in etwa stabil, 
während die aufzuwendenden Schadenkosten deutlich ansteigen (plus 14,7 Prozent). Im 
Jahr 2021 dreht sich die Vorjahrestendenz teilweise um und die Anzahl der gemeldeten 
Schadenfälle fällt (minus 9,2 Prozent), während die Schadenkosten weiter steigen (plus 
13,7 Prozent). Für das darauffolgende Jahr ist sowohl bei der Anzahl der gemeldeten 
Schadenfälle als auch bei den Schadenkosten ein Anstieg zu verzeichnen, wenn auch 
unterschiedlich stark. So steigen die Schadenzahlen eher gering an (plus 1,6 Prozent), 
während die Schadenkosten wesentlich stärker zulegen (plus 22,1 Prozent). Auch im 
Jahr 2023 steigen die Schadenzahlen weiter an (plus 5,7 Prozent), während die durch-
schnittlichen Aufwendungen im Vergleich zum Vorjahr abnehmen (minus 8,5 Prozent); 
mit Schadenkosten von rund 4.200 Euro je Fall und Jahr handelt es sich damit aber 
immer noch um die zweithöchsten durchschnittlichen Aufwendungen des Betrachtungs-
zeitraums.

Insgesamt beläuft sich der Anstieg des durchschnittlichen Aufwands je Schadenfall pro Jahr 
über den Betrachtungszeitraum auf rund 46 Prozent, womit sich die Annahme der steigen-
den Aufwendungen für die Regulierung von Tiefbauschäden grundsätzlich bestätigt. Dies ist 
unter anderem auf die Entwicklung der Preise im Bauhauptgewerbe zurückzuführen, die im 
gleichen Zeitraum um rund 38 Prozent gestiegen sind.6 Als Gründe für den starken Anstieg 
sind vor allem die ebenfalls stark gestiegenen Rohstoff- und Energiepreise zu nennen. Wie 
den Untersuchungen des Hauptverbandes der Deutschen Bauindustrie zu entnehmen ist, 
lagen im Jahr 2023 die Preise für Bitumen aus Erdöl im Jahresdurchschnitt um rund 45 
Prozent und für Energie um rund 95 Prozent über dem Niveau von 2019.7 Aber auch Mate-
rialknappheit und logistische Probleme wie unterbrochene Lieferketten, Personalmangel 
und verminderte Transportkapazitäten als direkte Folgen der COVID-19-Pandemie und des 
Ukrainekrieges tragen zu den erheblichen Kostensteigerungen bei. Darüber hinaus ist die 
Entwicklung der Baukosten und der Schadenkosten (Aufwendungen) immer auch in Ver-
bindung mit der Entwicklung der Lohnkosten zu sehen. Wie Untersuchungen des Hauptver-
bands der Deutschen Bauindustrie zeigen8, steigen die Tarifstundenlöhne und Lohnzusatz-
kosten im Bauhauptgewerbe seit dem Jahr 2007 kontinuierlich an, was zusätzlich zu einem 

6 Vgl. https://www.bauindustrie.de/zahlen-fakten/publikationen/bauwirtschaft-im-zahlenbild [abgerufen am: 20.02.2025]

7 Vgl. ebd.

8 Vgl. ebd.

https://www.bauindustrie.de/zahlen-fakten/publikationen/bauwirtschaft-im-zahlenbild
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Anstieg der anfallenden Aufwendungen beiträgt. Die Grafik in Abb. 09 zeigt die Auswir-
kungen der hier beschriebenen Preisentwicklung im Baugewerbe auf die Entwicklung des 
durchschnittlichen Aufwands je Schadenfall pro Jahr sehr anschaulich.

Datenbasis: 27.305 gemeldete Schadenfälle
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Abb. 09: Durchschnittlicher Aufwand je Schadenfall pro Jahr, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]

Im Zusammenhang mit den Aussagen zu Aufwendungen für die Regulierung von Schä-
den soll der Begriff »Aufwand« genauer erläutert werden. Hierbei handelt es sich um die 
Gesamtheit aller Kosten, die mit einer Schadenbeseitigung verbunden sind. Im Einzelnen 
setzen sich diese Kosten zusammen aus der versicherungstechnischen Rückstellung, 
den Regulierungskosten und der eigentlichen Zahlung.

Die versicherungstechnische Rückstellung wird auch Reserve genannt. Hierbei handelt 
es sich um Rückstellungen, die jeweils fallabhängig und als anfängliche Schätzung für 
noch nicht abgeschlossene Schadenfälle gebildet werden. Die Höhe der Summe wird 
spätestens nach sechs Monaten überprüft und gegebenenfalls angepasst.

Bei den Regulierungskosten handelt es sich um Kosten, die mit der eigentlichen Bear-
beitung des Schadenfalls zu tun haben. Hierunter fallen zum Beispiel Kosten für betei-
ligte externe Personen oder Institutionen wie Anwälte oder Gutachter.
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Die Zahlung steht am Ende einer Fallbearbeitung und umfasst die ermittelte Geldleis-
tung, die zu zahlen ist.

Die grafische Darstellung der prozentualen Zusammensetzung der einzelnen Kosten-
komponenten veranschaulicht eindrucksvoll deren Größenverhältnis zueinander und 
mag im ersten Moment überraschen. Wie aus Abb. 10 zu entnehmen ist, liegt der Kos-
tenschwerpunkt eindeutig auf den Rückstellungen bzw. auf dem Anlegen von Reserven. 
Hierzu sind die Versicherer verpflichtet, um bereits eingetretene, aber noch nicht abge-
wickelte Schadenfälle abzudecken. Insgesamt entfallen auf die Rückstellungen jährlich 
durchschnittlich 79 Prozent des Gesamtaufwands, während der Anteil der tatsächlich 
geleisteten Zahlungen mit jährlich durchschnittlich 20 Prozent weitaus geringer aus-
fällt. Die Regulierungskosten schließlich stellen mit jährlich durchschnittlich 1,4 Prozent 
den geringsten Kostenanteil dar. Aus der Grafik geht weiterhin hervor, dass die ermit-
telten Zahlen und deren Größenverhältnis zueinander über den Betrachtungszeitraum 
im Wesentlichen stabil sind. Insgesamt ist aber zu erkennen, dass sich der Umfang der 
Rückstellungen über den Betrachtungszeitraum tendenziell erhöht.

PROZENTUALE ZUSAMMENSETZUNG DER AUFWANDSKOSTEN, 

GEMELDETE SCHADENFÄLLE, 2019 BIS 2023
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Abb. 10: Die prozentuale Zusammensetzung der Aufwandskosten aller gemeldeten Schadenfälle, 
2019 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]

Abschließend soll der Umfang der einzelnen Kostenkomponenten je Schadenfall pro 
Jahr anhand konkreter Summen anschaulich dargestellt werden. Wie aus der Grafik in 
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Abb. 11 hervorgeht, sind die Regulierungskosten über den gesamten Betrachtungszeit-
raum relativ stabil, bis auf einen deutlichen »Ausreißer« nach oben im Jahr 2023. Bei 
den Zahlungen ist dagegen ein moderater Rückgang zu erkennen. Eine ganz andere 
Entwicklung zeigt sich bei den Rückstellungen, die zwischen 2019 und 2023 um fast 
65 Prozent steigen.

Um diesen deutlichen Anstieg zu verstehen, der sich vor allem in den Jahren 2020 bis 
2022 zeigt, wurden die vorliegenden Unterlagen erneut genauer untersucht. Für diese 
Jahre sind (stark) steigende Aufwendungen bei gleichzeitig sinkenden bzw. nur gering 
zunehmenden Schadenfällen dokumentiert worden (vgl. Abb. 09). Aus diesem Grund ist 
zu vermuten, dass die beschriebene Entwicklung bei den Rückstellungen mit der Art der 
Schäden in Verbindung stehen könnte. Entsprechende Untersuchungen und die Ergeb-
nisse werden in Kapitel 4.2 »Entwicklung der Schadenarten« dargestellt.

AUFSCHLÜSSELUNG DER EINZELKOSTEN IM DURCHSCHNITT 
JE SCHADENFALL PRO JAHR, 2019 BIS 2023
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Abb. 11: Die Aufschlüsselung der durchschnittlichen Einzelkosten je Schadenfall pro Jahr, 2019 
bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]
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4.2 Entwicklung der Schadenarten

9 VHV Allgemeine Versicherung AG (Hrsg.): VHV-Bauschadenbericht Tiefbau und Infrastruktur 2022/23. Stuttgart:  
Fraunhofer IRB Verlag, 2023, S. 93

Nachdem bisher die abstrakten Schadenzahlen und die daraus resultierenden Kos-
ten thematisiert worden sind, soll nun ganz konkret auf die tatsächlichen Schäden ein-
gegangen werden. Dazu wurden aus den vorliegenden Datensätzen die wesentlichen 
Schadenarten herausgefiltert.

Schadenarten beschreiben ganz grundsätzlich, um welchen Schaden es sich im betreffen-
den Fall handelt. Aus der Grafik in Abb. 12 geht hervor, dass sich die Schäden im Untersu-
chungszeitraum zwischen 2019 und 2023 auf einige wenige Schadenarten verteilen. Hier 
liegt der Schwerpunkt mit einem Anteil von mehr als 85 Prozent ganz eindeutig bei den 
Leitungsschäden. Weitere rund 12 Prozent entfallen auf nicht näher definierte sonstige 
Schäden. Die »Entschlüsselung« der tatsächlichen Schadenarten, die sich dahinter ver-
bergen, war den Autoren nicht möglich. Andere festgestellte Schadenarten sind Schäden 
an Verkehrswegen und Verkehrsbauwerken, Schäden am Baugrund und Umweltschäden, 
die mit insgesamt rund 3 Prozent (2,77 Prozent) aber nur einen vergleichsweise geringen 
Anteil an den Gesamtschadenarten darstellen. Damit decken sich diese Entwicklungen im 
Wesentlichen mit den Ergebnissen des vorherigen Tiefbauberichts9.
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Abb. 12: Die festgestellten Schadenarten, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]
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Die Entwicklung der Schadenarten über den Betrachtungszeitraum ist der Grafik in 
Abb. 13 zu entnehmen. Hier wird der jeweilige prozentuale Anteil der drei häufigsten 
Schadenarten an der Gesamtschadenzahl dargestellt. Wie die Grafik zeigt, nimmt der 
Anteil der Leitungsschäden über den Betrachtungszeitraum leicht ab, während die sons-
tigen Schäden und die Schäden an Verkehrswegen und Verkehrsbauwerken zum Teil 
deutlich ansteigen.
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Datenbasis: 27.305 gemeldete Schadenfälle

Abb. 13: Die häufigsten festgestellten Schadenarten, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]

Für eine eingehende Schadenanalyse ist neben der Aufschlüsselung in die einzelnen 
Schadenarten insbesondere der damit verbundene finanzielle Aufwand für die jeweilige 
Schadenbeseitigung von Bedeutung. Die prozentualen Anteile der einzelnen Kostenkom-
ponenten an den gesamten Aufwendungen je Schadenart sind in Abb. 14 dargestellt.
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Es ist auffällig, wie sehr sich vor allem die Anteile der versicherungstechnischen Rück-
stellungen und die der Zahlungen je nach Schadenart unterscheiden. So entfallen bei 
Schäden an Verkehrswegen und Verkehrsbauwerken durchschnittlich rund 93 Prozent 
und damit fast die gesamten Aufwendungen auf die Rückstellungen, während der Anteil 
für die Zahlungen vergleichsweise gering ist und durchschnittlich bei rund 6 Prozent 
liegt. Demgegenüber werden beispielsweise bei Leitungsschäden deutlich geringere 
Reserven gebildet und höhere Zahlungen geleistet. Hier beträgt der Anteil der Rückstel-
lungen durchschnittlich rund 70 Prozent, während auf die Zahlungen fast 30 Prozent 
der gesamten Aufwendungen entfallen.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die betreffende Datenbasis 
nicht nur aus abgeschlossenen Schadenfällen besteht. In die Auswertung sind ebenso 
Schadenfälle eingeflossen, die sich noch in Bearbeitung befinden. Dies bedeutet, dass 
die Auswertung eine Momentaufnahme darstellt, da parallel sowohl die Rückstellungen 
für die noch nicht geschlossenen Schadenfälle als auch die Zahlungen für die bereits 
geschlossenen Schadenfälle enthalten sind.

Insofern ist nicht grundsätzlich davon auszugehen, dass das Verhältnis von Rückstellung 
zu Zahlung stets wie in der Grafik in Abb. 14 dargestellt ausfällt. Bei der Höhe der ver-
sicherungstechnischen Rückstellungen handelt es sich um Einzelfallentscheidungen, die 
zu Beginn der Schadenbearbeitung anhand der vorliegenden Informationen vorgenom-
men werden und immer auf Schätzungen zum erwarteten Aufwand beruhen. Dennoch 
ist anzunehmen, dass bei Schadenfällen mit erfahrungsgemäß hohen Schadenbeseiti-
gungskosten tendenziell größere Reserven gebildet werden als bei solchen mit geringe-
ren Schadenbeseitigungskosten.
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Abb. 14: Die prozentuale Zusammensetzung der einzelnen Kostenkomponenten an den gesam-
ten Aufwendungen je Schadenart, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]

Während mit der Grafik in Abb. 14 das relative Verhältnis der einzelnen Kostenkompo-
nenten zueinander dokumentiert wird, sollen im Folgenden diese Daten zusätzlich mit 
absoluten Zahlen – also mit konkreten Summen – hinterlegt werden. Wie die Grafik in 
Abb. 15 zeigt, lässt sich so die Relevanz der einzelnen Schadenarten wesentlich plasti-
scher darstellen. Mit dem Hintergrundwissen, dass die Höhe einer Rückstellung immer 
auf einer Risikoabschätzung beruht, können zumindest vorsichtige Rückschlüsse auf die 
erwarteten Schadenbeseitigungskosten gezogen werden. So wird auch eher nachvoll-
ziehbar, warum die Rückstellungen für Leitungsschäden die beachtliche Höhe von rund 
36 Millionen Euro aufweisen und damit nur um ein Fünftel niedriger ausfallen als die 
Rückstellungen aller weiteren Schadenarten zusammen (Σ = rund 45 Millionen Euro).

Bei Leitungsschäden handelt es sich ganz allgemein um Beschädigungen der Versor-
gungsinfrastruktur, die zu Einschränkungen bis hin zum vollständigen Ausfall der Nut-
zung führen können. Charakteristisch für Schadenbehebungen im Tiefbaubereich ist, 
dass in diesem Rahmen nicht nur der eigentliche Schaden beseitigt wird, sondern meist 
auch noch zusätzliche Maßnahmen erforderlich werden. So wird zum Beispiel bei einer 
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Leckage in einer Wasserleitung nicht nur das beschädigte Rohrstück ersetzt. Kam es 
auch zu Unterspülungen, muss der gesamte betroffene Bereich freigelegt und vor Ein-
sturz gesichert werden. Bei einem unkontrollierten Wasseraustritt können zudem die 
Standsicherheit der Baugrube und der benachbarten Gebäude beeinträchtigt sein. 
Hier wäre unter anderem die Tragfähigkeit des Baugrundes zu prüfen, im schlimms-
ten Fall müsste die Standsicherheit der angrenzenden Gebäude nachgewiesen werden. 
Aufgrund dieser und ähnlich umfangreicher Schadenbehebungsmaßnahmen werden 
gerade bei Leitungsschäden vergleichsweise große Reserven gebildet.
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Stand der Datenerfassung: 31. Dezember 2023

Abb. 15: Rückstellung, Regulierungskosten und Zahlung je Schadenart, 2019 bis 2023  
[Grafik: IFB, Daten: VHV]



Aktuelle Schadenanalyse4

116

Etwas genauer sollen die Regulierungskosten und die Zahlungen betrachtet werden. Von 
den Baubeteiligten wird immer wieder die Vermutung geäußert, dass die Schadenbe-
hebungen von Jahr zu Jahr mehr Kosten verursachen. Um diese Annahme zu überprü-
fen, werden die Entwicklung der Regulierungskosten und die Entwicklung der Zahlungen 
über die letzten fünf Jahre unter die Lupe genommen.

Wie der Grafik in Abb. 16 zu entnehmen ist, gibt es bei den Regulierungskosten keine 
einheitliche Tendenz. So zeigt sich bei Schäden an Verkehrswegen und Verkehrsbau-
werken nach einem anfänglich starken Absinken ab dem Jahr 2020 ein kontinuierli-
cher Anstieg der Kosten, die im Jahr 2023 fast das eineinhalbfache des Ausgangswerts 
betragen. Bei sonstigen Schäden ist eine ähnliche Entwicklung zu erkennen mit erst sin-
kenden und dann über mehrere Jahre steigenden Kosten. Hier fällt allerdings die  extrem 
hohe Summe für das Jahr 2023 auf, die genauer untersucht wurde. Demnach wur-
den in dem Jahr deutlich mehr Fälle der betreffenden Schadenart gemeldet als in den 
vorhergehenden Jahren, und einige dieser Schadenfälle weisen vergleichsweise hohe 
Regulierungskosten auf.

Bei Umweltschäden und Schäden am Baugrund ist eine grundsätzlich steigende Ten-
denz zu erkennen, wobei auch hier einige besonders hohe Werte auffallen. Die Unter-
suchung des »Ausreißers« bei Umweltschäden (Jahr 2022) ergab, dass dieser auf einen 
einzigen Schadenfall mit besonders hohen Regulierungskosten zurückzuführen ist. Die 
Ursache für die beiden auffälligen Werte bei Schäden am Baugrund (Jahre 2021 und 
2022) ist dagegen wesentlich unspektakulärer und beruht auf jeweils besonders vielen 
Schadenmeldungen, die mit der Zahlung von Regulierungskosten verbunden sind.

Demgegenüber kann für die Entwicklung bei Leitungsschäden keine klare Prognose 
gegeben werden. Wie die Grafik in Abb. 16 zeigt, sind hier für die Regulierungskosten 
keine Tendenzen zu erkennen, die Kosten fallen bzw. steigen im Jahresrhythmus. Über 
den gesamten Betrachtungszeitraum sind die Regulierungskosten allerdings leicht rück-
läufig bei ebenfalls leicht sinkenden Schadenmeldungen.
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Abb. 16: Entwicklung der Regulierungskosten je Schadenart, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]
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Auch bei der Entwicklung der Zahlungen, also den ermittelten und ausbezahlten Scha-
denbeträgen, gibt es über den Betrachtungszeitraum keinen einheitlichen Trend. Wie die 
Grafik in Abb. 17 zeigt, sind bei den Schadenarten sowohl steigende als auch sinkende 
Zahlungen zu erkennen.

Den quantitativ höchsten Anstieg gibt es bei Schäden am Baugrund. Hier haben die 
Zahlungen zwischen 2019 und 2023 um mehr als das Achtfache zugenommen, wäh-
rend sich die Anzahl der Schadenfälle nur ungefähr verdoppelt hat. Insgesamt schwan-
ken die Zahlungen über den Betrachtungszeitraum stark, wobei in den Jahren 2020 und 
2023 besonders hohe Werte erreicht werden. Ein ähnliches Bild zeigt sich bei Schäden 
an Verkehrswegen und Verkehrsbauwerken. Auch hier gibt es bei den Zahlungen auffäl-
lige Ausschläge nach oben und nach unten, wenn auch nicht so ausgeprägt wie bei den 
Schäden am Baugrund. Insgesamt ist über den Betrachtungszeitraum eine Zunahme der 
Zahlungen von rund 30 Prozent zu verzeichnen. Auch wenn sich bei beiden Schaden-
arten die Anzahl der gemeldeten Schadenfälle über den Betrachtungszeitraum zum Teil 
stark erhöht hat, ist diese Entwicklung nur zum Teil für den Anstieg der Zahlungen ver-
antwortlich. So zeigt sich bei genauerer Betrachtung der vorliegenden Daten, dass es 
jeweils einige wenige Schadenfälle mit vergleichsweise extrem hohen Schadenbeträgen 
gibt, die für die auffälligen Ausschläge in der grafischen Auswertung sorgen.

Etwas anders ist die Situation bei Leitungsschäden und sonstigen Schäden. Hier ist im 
Wesentlichen ein Rückgang der Zahlungen zu erkennen (minus 13 Prozent und minus 
1 Prozent), wenn auch bei beiden Schadenarten im Jahr 2023 die Zahlungen plötzlich 
(stark) ansteigen. Während hier die Zahlungen also tendenziell rückläufig sind, steigt die 
Anzahl der gemeldeten Schadenfälle (sonstige Schäden) bzw. fällt weniger stark als die 
dazugehörigen Zahlungen (Leitungsschäden). Ausschließlich rückläufig sind dagegen 
die Zahlungen für Umweltschäden. Hier ist über den Betrachtungszeitraum ein kontinu-
ierlicher Rückgang um rund 60 Prozent zu verzeichnen, während die Anzahl der gemel-
deten Schadenfälle in gleichem Maße steigt.

Zusammengefasst lässt sich anhand der vorliegenden Zahlen die Annahme der stei-
genden Aufwendungen für die Behebung von Bauschäden nur zum Teil bestätigen. Wie 
die Auswertungen gezeigt haben, ist vor allem bei den Regulierungskosten ein Anstieg 
zu erkennen, während bei den Zahlungen nicht nur Steigerungen, sondern auch Rück-
gänge zu verzeichnen sind. Allerdings ist anzunehmen, dass die nach der Corona-Pan-
demie wieder stärker werdende Nachfrage bzw. wieder zunehmende Ausführung von 
Infrastrukturprojekten (zum Beispiel Breitbandausbau, Neu- und Ausbau Schienenver-
kehr) auch zu einem Anstieg der anfallenden Aufwendungen für mögliche Schadenbe-
hebungen führen könnte.
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Abb. 17: Entwicklung der Zahlungen je Schadenart, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]
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4.3 Entwicklung der Schadenursachen

Um das Thema Bauschäden vollumfänglich zu untersuchen, müssen neben den Scha-
denarten auch die Schadenursachen – also die Auslöser für das Auftreten eines Bau-
schadens – betrachtet werden. Anderenfalls ist es kaum möglich, die richtigen Schlüsse 
aus den Auswertungen zu ziehen, die im besten Fall zu einem insgesamt geringeren 
Schadenaufkommen führen sollen.

Wie die Grafik in Abb. 18 zeigt, sind die ermittelten Schadenursachen ausgesprochen 
vielfältig. Es ist aber auch deutlich zu erkennen, dass für die Gesamtheit der aufgetre-
tenen Schäden einige wenige Auslöser schadenursächlich sind. So lassen sich rund 
95 Prozent der Schadenfälle auf gerade einmal fünf unterschiedliche Schadenursa-
chen zurückführen. Hierbei handelt es sich mit einem Anteil von mehr als 50 Prozent vor 
allem um die unsachgemäße Bedienung von Arbeitsmaschinen/Kraftfahrzeugen (über-
wiegend Schäden durch mechanische Fremdeinwirkung an Versorgungs- und Telekom-
munikationsleitungen).

Weitere Schadenursachen sind Ausführungs-/Montagefehler (zum Beispiel zu geringe 
Verlegetiefe von Glasfaserkabeln, nicht ordnungsgemäß verbundene Spundwandboh-
len für einen wasserdichten Verbau), sonstige Ursachen (aus dem vorliegenden Daten-
material ergaben sich keine Aufschlüsse über die konkreten Schadenursachen), Schutz-
maßnahmen (zum Beispiel ungenügender Schutz vor mechanischer Belastung von noch 
offenliegenden erdverlegten Leitungen, kein Schutz vor vorzeitiger Austrocknung von 
frisch eingebautem Beton für eine Fahrbahndecke) und Verkehrssicherungspflichten 
(zum Beispiel nicht ausreichende Absturzsicherung einer Baugrube, zu geringe Sicher-
heitsabstände zu bestehenden erdverlegten Ver-/Entsorgungsleitungen). Die weiteren 
Schäden gehen auf zahlreiche andere, eher selten auftretende Ursachen zurück.

Werden die relevanten Schadenursachen themenbezogen zusammengefasst, zeigt sich, 
dass ein Großteil der gemeldeten Schäden auf mangelhafte Arbeitssorgfalt zurückzu-
führen ist. Hierzu zählen »Arbeitsmaschinen/Kraftfahrzeuge«, »Ausführungs-/Montage-
fehler«, »Schweiß-/Schneide-/Bohrarbeiten«, »Ramm-/Verbauarbeiten«, »Abbruch-/Ein-
reißarbeiten«, »Arbeitsmaschinen/Kraftfahrzeuge geliehen/Kraftfahrzeuge gemietet« und 
»Unterfangungs-/Unterfahrungsarbeiten«, die mit einem Anteil von 73 Prozent rund drei 
Viertel aller gemeldeten Schadenursachen ausmachen. Deutlich geringer fällt der Anteil 
der mangelhaften Überwachung vor Ort aus. Unter diesem Oberbegriff werden die Scha-
denursachen »Schutzmaßnahmen«, »Verkehrssicherungspflicht«, »Bauüberwachung« 
und »Absprachen/Einweisung/Erkundung/Koordination« zusammengefasst, die für 11 
Prozent der gemeldeten Schäden verantwortlich sind. Einen weiteren Themenkomplex 
stellt die mangelhafte Planung dar. Hierzu zählen »Ausführungsplanung«, »Grundlagen-
ermittlung«, »Entwurfsplanung«, »statische Berechnung«, »Genehmigungsplanung«, 
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»Mitwirkung bei der Vergabe«, »Vorplanung« und »Vorbereitung der Vergabe«. Der ent-
sprechende Anteil an den gesamten Schadenursachen beträgt allerdings nur rund zwei 
Prozent und hat daher keine große Bedeutung.

In diesem Zusammenhang soll kurz auf die Ergebnisse der Studie »Kabel- und Lei-
tungsschäden«10 aus dem Jahr 1990 bzw. 1995 (Jahr der 2. Auflage, mit unveränderter 
Datenbasis) eingegangen werden. Hier wird für 55 Prozent der gemeldeten Schadenfälle 
eine »mangelnde Arbeitssorgfalt« als Schadenursache angegeben, was im Vergleich mit 
den aktuellen Ergebnissen einen Anstieg um fast 20 Prozentpunkte in rund 30 Jahren 
bedeutet. Da die beiden Studien aber schon aufgrund der sehr unterschiedlichen Daten-
basis nicht vergleichbar sind, soll mit den angeführten Zahlen nur eine grundsätzliche 
Entwicklungstendenz dargestellt werden.

10 Institut für Bauschadensforschung e. V. (Hrsg.): Kabel- und Leitungsschäden. Entstehungsursachen und Möglichkeiten zur 
Schadensprophylaxe. 2. Aufl. Hannover: Selbstverlag, 1995
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Abb. 18: Die festgestellten Schadenursachen, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]

Eine weitere Betrachtung ist der Grafik in Abb. 19 zu entnehmen. Hier wird der jewei-
lige prozentuale Anteil der fünf häufigsten Schadenursachen an der Gesamtschadenzahl 
über den gesamten Untersuchungszeitraum dargestellt. Demnach ist bei Schadenfäl-
len aufgrund verletzter Versicherungspflichten ein Anstieg von 4,7 Prozent im Jahr 2019 
auf 7,7 Prozent im Jahr 2023 festzustellen. In Zahlen ausgedrückt gibt es hier eine 
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Zunahme von 266 auf 427 Schadenfälle, was einem Zuwachs von rund 61 Prozent ent-
spricht. Bei sonstigen Ursachen und Ausführungs-/Montagefehlern fällt der Anstieg im 
Untersuchungszeitraum dagegen sehr viel geringer aus. So steigt der Anteil der Scha-
denfälle durch sonstige Ursachen von 13,2 Prozent bzw. 750 Schadenfällen auf 15,8 
Prozent bzw. 873 Schadenfälle, während sich der Anteil der durch Ausführungs-/Mon-
tagefehler verursachten Schadenfälle von 19,1 Prozent bzw. 1.084 Schadenfällen auf 
22,8 Prozent bzw. 1.262 Schadenfälle erhöht. Dies entspricht jeweils einem Anstieg von 
rund 16 Prozent.
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Abb. 19: Die häufigsten festgestellten Schadenursachen, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]
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Die Grafik zeigt jedoch auch Schadenursachen auf, deren Häufigkeit über den Betrach-
tungszeitraum abgenommen hat. So ist der Anteil der Schadenfälle aufgrund mangel-
hafter Schutzmaßnahmen von 5,3 Prozent im Jahr 2019 auf 4,4 Prozent im Jahr 2023 
gesunken. In Zahlen ausgedrückt gibt es hier einen Rückgang von 300 auf 242 Scha-
denfälle, was einer Abnahme von rund 19 Prozent entspricht. Auch bei der unsachge-
mäßen Bedienung von Arbeitsmaschinen/Kraftfahrzeugen ist ein Rückgang festzustellen. 
Hier sinkt der Anteil von 52,2 Prozent bzw. 2.962 Schadenfällen auf 44,1 Prozent bzw. 
2.446 Schadenfälle, was einem Rückgang von rund 17 Prozent entspricht.

In diesem Zusammenhang soll kurz auf die Ergebnisse der Studie »Analyse von Kabel- 
und Leitungsschäden«11 aus dem Jahr 2014 eingegangen werden. Demnach wurden 
rund 88 Prozent der dort untersuchten Tiefbauschäden durch Arbeitsmaschinen bzw. 
durch deren falsche Bedienung verursacht, wobei Bagger mit rund 80 Prozent als weit-
aus häufigste »schadenverursachende« Baumaschine ermittelt wurden.

Vergleicht man diese Zahlen mit den aktuellen Ergebnissen, so lässt sich eine Halbie-
rung der Schäden von rund 88 Prozent im Jahr 2014 auf rund 44 Prozent im Jahr 2023 
feststellen. Diese grundsätzlich positive Entwicklung ist unter anderem auf mehrere 
Maßnahmen zurückzuführen, die in den letzten Jahren immer häufiger zur Anwendung 
bzw. Ausführung kamen. So führen beispielsweise der Einsatz von digitalen Verfahren 
zur Leitungsortung, die vermehrte Nutzung von Leitungsauskunftsportalen sowie Kom-
petenzschulungen der Fachkräfte zu einer spürbaren Verringerung der Tiefbauschäden 
durch Arbeitsmaschinen.

11 Institut für Bauforschung e. V. (Hrsg.): Analyse von Kabel- und Leitungsschäden. Entstehung, Schadenvolumen, Folgepro-
zesse, Prävention. Hannover: Selbstverlag, 2014
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4.4 Entwicklung der Schadenstellen

Zu einer ganzheitlichen Betrachtung eines Bauschadens gehört neben der Beschäf-
tigung mit der Schadenursache auch die Untersuchung der Schadenstelle, also des 
beschädigten Bauteils. Wie der Grafik in Abb. 20 zu entnehmen ist, konzentrieren sich 
fast 90 Prozent der Schadenfälle auf gerade einmal drei Schadenstellen. Hierbei handelt 
es sich um Kommunikationsleitungen (zum Beispiel Fernmelde- und Glasfaserkabel für 
die Datenübertragung), Starkstromkabel (Mittel- und Hochspannungskabel für die Ener-
gieübertragung) und Gasleitungen (Rohrleitungen für den Transport von Erdgas und wei-
teren brennbaren Gasen). Die übrigen rund 10 Prozent der Schadenfälle finden sich an 
Schadenstellen wie Trinkwasserleitungen (Rohrleitungen für den Transport von Frisch-
wasser) und Abwasserleitungen (Abwasserkanäle für den Transport von Niederschlags- 
und Schmutzwasser) sowie an Verkehrswegen und Verkehrsbauwerken (zum Beispiel 
Straßen, Brücken, Bahnanlagen), am Baugrund (vor Ort anstehender Boden) und in der 
Umwelt (hiermit sind Umweltschäden gemeint, zum Beispiel mit alkalischem Baustellen-
abwasser kontaminiertes Grundwasser, mit Dieselkraftstoff kontaminierter Boden).
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Abb. 20: Die festgestellten Schadenstellen, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]

Eine genauere Betrachtung der Entwicklung der drei häufigsten Schadenstellen zeigt 
die Auswertung der Daten in Abb. 21. Wie der Grafik zu entnehmen ist, nehmen die 
Schadenzahlen von beschädigten Gasleitungen (minus 12,3 Prozent) und Starkstrom-
kabeln (minus 9,3 Prozent) über den Betrachtungszeitraum kontinuierlich ab. Insge-
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samt liegt der Anteil der beschädigten Gasleitungen bei durchschnittlich 7,6 Prozent, bei 
Starkstromkabeln beträgt der Anteil durchschnittlich rund 24 Prozent. Starkstromkabel 
sind damit in rund einem Viertel aller gemeldeten Fälle die von einem Schaden betrof-
fenen Bauteile. Bei beschädigten Kommunikationsleitungen ist ein minimaler Anstieg 
der Schadenzahlen zu erkennen (plus 2,3 Prozent). Im Durchschnitt liegt der Anteil 
der beschädigten Kommunikationsleitungen bei 57,7 Prozent und stellt damit das mit 
Abstand häufigste von Schäden betroffene Bauteil dar.
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Abb. 21: Die häufigsten Schadenstellen, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]

Um darüber hinaus grundsätzliche Aussagen zur Entwicklung der Schadenstellen treffen 
zu können, wird auf die entsprechende Auswertung des ersten VHV-Bauschadenberichts 
zum Thema Tiefbau und Infrastruktur12 (Meldejahre 2015 bis 2019) zurückgegriffen. Da 

12 VHV Allgemeine Versicherung AG (Hrsg.): VHV-Bauschadenbericht Tiefbau und Infrastruktur 2020/21. Stuttgart: Fraunhofer 
IRB Verlag, 2021, S. 79
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zudem Vergleichsdaten aus den bereits erwähnten älteren Studien zu Kabel- und Lei-
tungsschäden13,14 vorliegen, werden auch diese Daten einbezogen. Aus Gründen der 
Übersichtlichkeit beschränkt sich die grafische Darstellung auf die drei häufigsten Scha-
denstellen (vgl. Abb. 22).

Bei der Betrachtung der Auswertung fällt auf, dass sich die jeweils ermittelten Schaden-
häufigkeiten vor allem bei den beiden älteren Studien teils erheblich voneinander unter-
scheiden. So ist zwischen 1990 und 2010 bei den Kommunikationsleitungen fast eine 
Verdoppelung der Schadenhäufigkeit zu verzeichnen, während im gleichen Zeitraum die 
Schadenhäufigkeit bei Starkstromkabeln um rund 70 Prozent und bei Gasleitungen um 
mehr als 40 Prozent sinkt. Wie der Grafik zu entnehmen ist, kommt es zwischen 2015 
und 2023 zu einer Stabilisierung der Zahlen. Demnach gibt es in den beiden aktuellen 
Studien keine wesentlichen Unterschiede bei den jeweils ausgewerteten Schadenstellen. 
Konkret liegt der Anteil der beschädigten Kommunikationsleitungen über den Betrach-
tungszeitraum von neun Jahren (2015 bis 2023) bei durchschnittlich rund 57 Prozent, 
bei Starkstromkabeln beträgt der Anteil durchschnittlich rund 24 Prozent und bei Gaslei-
tungen durchschnittlich rund 8 Prozent.

Über den gesamten Betrachtungszeitraum (1990 bis 2023) ist bei der Entwicklung der 
Schadenstellen ebenfalls keine einheitliche Tendenz zu erkennen. So geht der Anteil der 
beschädigten Starkstromkabel zurück (minus 21 Prozent), während bei Gasleitungen 
(plus 74 Prozent) und Kommunikationsleitungen (plus 44 Prozent) eine Zunahme der 
Schadenhäufigkeit festzustellen ist.

Hier ist zu ergänzen, dass den Autoren die im Grunde schlechte Vergleichbarkeit der 
Zahlen bzw. der Studien bewusst ist. Wie die entsprechenden Angaben in der Grafik 
nahelegen, sind die Datengrundlagen eigentlich zu verschieden. Für diese (nicht wis-
senschaftliche) Herangehensweise spricht allerdings, dass sich so die Entwicklung der 
Schadenstellen über einen Zeitraum von mehr als 30 Jahren zumindest in der Tendenz 
darstellen lässt.

13 Institut für Bauforschung e. V. (Hrsg.): Analyse von Kabel- und Leitungsschäden. Entstehung, Schadenvolumen, Folgepro-
zesse, Prävention. Hannover: Selbstverlag, 2014, S. 43

14 Institut für Bauschadensforschung e. V. (Hrsg.): Kabel- und Leitungsschäden. Entstehungsursachen und Möglichkeiten zur 
Schadensprophylaxe. 2. Aufl. Hannover: Selbstverlag, 1995, S. 3
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Abb. 22: Die Entwicklung der häufigsten Schadenstellen, 1990 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]
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4.5  Entwicklung der Schwerpunktschäden und Perspektiven 

zur Schadenprävention

15 Vgl. Institut für Bauschadensforschung e. V. (Hrsg.): Kabel- und Leitungsschäden. Entstehungsursachen und Möglichkeiten 
zur Schadensprophylaxe. 2. Aufl. Hannover: Selbstverlag, 1995

Die aktuelle Schadenanalyse zeigt, dass wir im Bereich der Tiefbauschäden im Wesent-
lichen wiederkehrende Schadenarten und Schadenursachen auftreten. Wie schon die 
vorhergehenden Bauschadenberichte zu diesem Thema kommt auch die jetzige Unter-
suchung zu dem Ergebnis, dass in diesen Punkten keine wesentlichen Veränderungen 
zu verzeichnen sind. Nachfolgend wird genauer auf die Entwicklung und die Ursachen 
der sogenannten Schwerpunktschäden eingegangen.

Außerdem werden wir Maßnahmen zur Schadenprävention betrachtet. Dabei stehen vor 
allem die Qualität der Bauausführung und der Bauüberwachung im Fokus.

Schwerpunktschäden

Die vorhergehenden Untersuchungen haben gezeigt, dass es sich bei dem im Betrach-
tungszeitraum am häufigsten gemeldeten Tiefbauschaden um einen bekannten Klas-
siker handelt. Häufigste Schadenart sind demnach Leitungsschäden, die mit 85 Pro-
zent den weitaus größten Anteil an den gemeldeten Schadenarten stellen (vgl. Abb. 12). 
Aus der Gesamtbetrachtung der zugrunde liegenden Datenbasis (27.305 Datensätze) 
ist zudem bekannt, dass Leitungsschäden nicht nur in Bezug auf die reine Anzahl und 
die Schadenhöhe, sondern auch hinsichtlich der geleisteten Zahlungen die mit Abstand 
höchsten Anteile verzeichnen (vgl. Abb. 14).

Über die wirtschaftliche Bedeutung von Kabel- und Leitungsschäden wird bereits seit 
Beginn der 1980er-Jahre diskutiert. Die Schadenhäufigkeit an unterirdischen Leitun-
gen und Anlagen stieg stetig an und verursachte erhebliche Schadenbeseitigungskos-
ten. Mit dem Ziel, geeignete Maßnahmen zur Schadenprophylaxe zu erarbeiten, ver-
fasste das Institut für Bauschadensforschung e. V. einen Forschungsbericht, der im Jahr 
1990 fertiggestellt wurde. Als Datenbasis dienten die Angaben zu rund 200 Schadenfäl-
len an unterirdischen Leitungen und Anlagen aus den Jahren 1985 bis 1987. Die Daten 
wurden im Rahmen einer anonymisierten Umfrage bei Baufirmen aus ganz Deutsch-
land erfragt. Aufgrund der großen Nachfrage des Forschungsberichts wurde die Stu-
die im Jahr 1995 aktualisiert und neu aufgelegt.15 Die Datenbasis einer weiteren Studie 
aus dem Jahr 2014 bilden rund 1.200 Schadenfälle an erdverlegten Leitungen aus dem 
Zeitraum 2005 bis 2010, die in einer bundesweit durchgeführten Umfrage unter Tief-
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bauunternehmen ermittelt wurden.16 Die Schadenfälle wurden unter anderem im Hin-
blick auf die Schadenursachen, die Schadenhöhe und die Schadenfolgen analysiert.

Bei dem Vergleich der beiden Studien zeigte sich, dass der weitaus stärkste Anstieg unter 
den beschädigten Objekten bei den Kommunikationsleitungen zu verzeichnen ist. Hier ist 
mit einem Anstieg von 40 Prozent im Jahr 1995 auf 77 Prozent im Jahr 2014 fast eine 
Verdoppelung der entsprechenden Schadenanteile eingetreten. Auch bei der unsachgemä-
ßen Bedienung von Baggermaschinen als »führende« Schadenursache ist eine steigende 
Tendenz zu beobachten. Wurde in der Studie von 1995 bereits in 65 Prozent aller Fälle der 
Bagger als »Schadenfälle verursachende Arbeitsmaschine« genannt, so steigt dieser Anteil 
in der Folgestudie noch einmal an und liegt im Jahr 2014 bei mehr als 78 Prozent. Auch in 
der vorliegenden aktuellen Studie stellt die »nicht sachgemäße Bedienung von Arbeitsma-
schinen« mit 51 Prozent aller angezeigten Fälle weiterhin die häufigste angezeigte Scha-
denursache dar (vgl. Abb. 18). Insofern handelt es sich auch bei den Schadenursachen 
von Leitungsschäden überwiegend um »klassische« Ursachen.

Zusätzlich wurde von den Autoren im Herbst 2020 eine Blitzumfrage17 durchgeführt, 
bei der speziell Mitgliedsunternehmen der Bauwirtschaft zum Thema Kabel- und Lei-
tungsschäden befragt worden sind (Abfragezeitraum: die Jahre 2015 bis 2019). Von 
besonderem Interesse ist die Auswertung zu den (selbst) verursachten Kabel- und 
Leitungsschäden. Demnach hat mehr als die Hälfte der befragten Unternehmen im 
Betrachtungszeitraum bis zu 100 Schadenfälle verschuldet, während rund 28 Prozent 
zwischen 200 und 400 Schadenfälle verursacht haben. Weitere 6 Prozent der Unter-
nehmen gaben eine Anzahl von mehr als 500 verursachten Kabel- und Leitungsschä-
den an. 

Im Rahmen der Bearbeitung der aktuellen Studie wurde zudem festgestellt, dass die 
schwersten Leitungsschäden mit einem erheblichen Schadenbeseitigungsaufwand vor 
allem durch den bereits erwähnten Themenkomplex Arbeitsmaschinen/Kraftfahrzeuge 
verursacht worden sind, gefolgt von Ausführungs-/Montagefehlern (vgl. Abb. 23).

16 Vgl. Institut für Bauforschung e. V. (Hrsg.): Analyse von Kabel- und Leitungsschäden. Entstehung, Schadenvolumen, Folge-
prozesse, Prävention. Hannover: Selbstverlag, 2014

17 Institut für Bauforschung e. V. (Hrsg.): Umfrage zu Kabel- und Leitungsschäden – Schadenstatistik/Kosten. Hannover: 
Selbstverlag, 2020
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Abb. 23: Die häufigsten Schadenursachen bei Leitungsschäden, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB, 
Daten: VHV]

Dabei sind vor allem Kommunikationsleitungen und Starkstromkabel von Beschädigun-
gen betroffen (vgl. Abb. 24). Insgesamt entfallen mehr als drei Viertel aller Leitungs-
schäden auf diese beiden Leitungsarten. 
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Abb. 24: Die von Beschädigungen betroffenen Leitungsarten, 2019 bis 2023 [Grafik: IFB,  
Daten: VHV]

Diese Ergebnisse decken sich mit den Feststellungen der bisherigen Tiefbauberichte, in 
denen entsprechende Schadendaten aus den Jahren 2015 bis 2023 analysiert worden 
sind. Damit stehen vergleichbare Zahlen als Erweiterung der aktuellen Daten (vgl. Kap. 
4.2) zur Verfügung, die in der Grafik in Abb. 25 zusammengeführt werden. Hier zeigt 
sich, dass die Schadenhäufigkeit bei Starkstromkabeln über den gesamten Untersu-
chungszeitraum eine leicht rückläufige Tendenz aufweist (minus 3 Prozent), während bei 
den Kommunikationsleitungen tendenziell ein leichter Anstieg der Zahlen (plus 13 Pro-
zent) zu verzeichnen ist.
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Abb. 25: Die Entwicklung der häufigsten Leitungsschäden, 2015 bis 2023 [Grafik: IFB, Daten: VHV]

Die Häufigkeit von Leitungsschäden lässt sich vor allem mit der stetig steigenden Ver-
dichtung der Leitungsinfrastruktur im Baugrund erklären. In diesem Zusammenhang 
ist zum Beispiel auf den notwendigen Ausbau des Kommunikationsnetzes (»Breitband-
ausbau«) zu verweisen. Diese Entwicklung führt dazu, dass beispielsweise bei Repa-
raturarbeiten an bestehenden Leitungen oder beim Verlegen von neuen Leitungen die 
Wahrscheinlichkeit von Beschädigungen am vorhandenen Leitungsnetz weiter zunimmt. 
Erschwerend kommt hinzu, dass vor den Tiefbaumaßnahmen teilweise keine Leitungs-
auskunft eingeholt wird bzw. dass die eingeholten Auskünfte nicht aussagekräftig sind. 
Wenn aber die genaue Lage von vorhandenen Leitungen nicht bekannt ist, können Tief-
bauarbeiten im betreffenden Gebiet zu folgenschweren (Leitungs-)Schäden führen. Dies 
ist vor allem dann der Fall, wenn beispielsweise Hochspannungskabel für die elektrische 
Energieversorgung oder Kommunikationsleitungen wie Glasfaserkabel für den Daten-
transfer betroffen sind. Aufgrund ihrer vergleichsweise oberflächennahen Verlegetiefe von 
50 bis 80 Zentimetern (zum Teil aber auch nur einige wenige Zentimeter) sind diese Lei-
tungsarten besonders anfällig für mechanische Beschädigungen, wie die vorhergehenden 
Auswertungen bereits gezeigt haben.
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Perspektivisch ist aber auch mit einer starken Zunahme von Schäden an der Verkehrs-
infrastruktur zu rechnen, da eine insgesamt ungenügende Instandhaltung der Bauwerke 
zu einem umfassenden Sanierungsstau geführt hat. Dies äußert sich unter anderem in 
einer Beschädigung der Bausubstanz bis hin zur Einschränkung der Gebrauchstauglich-
keit. Hier sind vor allem Brückenbauwerke und Schienenanlagen zu nennen. Darüber 
hinaus wird es im Zusammenhang mit der angestrebten Energiewende zu massiv ver-
stärkten Tiefbautätigkeiten kommen. So erfordert beispielsweise der Ausbau der Wind-
energie eine erhebliche Erweiterung der Übertragungsnetze. Dazu müssen kurz- und 
mittelfristig mehrere Tausend Kilometer Erdkabel neu verlegt sowie bestehende Leitun-
gen optimiert und verstärkt werden. Auch der Ausbau der kommunalen Wärmenetze für 
die geplante klimaneutrale Wärmeversorgung wird zusätzliche Tiefbautätigkeiten zur 
Folge haben.

Darüber hinaus kann der auf Baustellen vorherrschende Zeitdruck zu einer mangelhaf-
ten Sorgfalt in der Ausführung und der Bauüberwachung führen. Qualitätsverluste bei 
den Bauleistungen sind die direkte Folge dieser Entwicklung. Erschwerend kommt hinzu, 
dass es über viele Jahre immer weniger (geeignete) Bewerber in den klassischen Aus-
bildungsberufen im Bauhandwerk gab und damit auch die Anzahl der sachkundigen 
Personen mit Handwerkskammerabschlüssen sinkt. Gleichzeitig ist eine stetige Weiter-
entwicklung der Bauprodukte zu beobachten, die häufig ein tieferes Verständnis für che-
mische und bauphysikalische Abläufe erfordert. Bei unzureichenden bautechnischen 
Vorkenntnissen besteht die Gefahr, dass diese Prozesse nicht vorhergesehen oder rich-
tig eingeschätzt werden.

Weiterhin sind viele der auftretenden Bauschäden auf eine mangelhafte Schnittstellen-
koordination zurückzuführen. Diese äußert sich häufig darin, dass parallel ablaufende 
Arbeiten unterschiedlicher Gewerke an einem Bauteil zu Unklarheiten über die Zustän-
digkeiten führen. Zusätzlich nachteilig wirkt sich aus, dass die gängige Praxis der Wei-
tergabe von Teilgewerken an verschiedene Subunternehmer und Sub-Subunternehmer 
zu einer mangelnden Transparenz in Bezug auf die tatsächlich am Bau beteiligten Per-
sonen führt. 
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Zusammengefasst handelt es sich bei den wesentlichen erfassten Ursachen für Lei-
tungsschäden um:

 • unsachgemäße Bedienung von Arbeitsmaschinen/Kraftfahrzeugen (vor allem Bagger-
maschinen),

 • Ausführungs-/Montagefehler, häufig aufgrund des mangelnden (bau-)technischen 
Verständnisses der Ausführenden,

 • Flüchtigkeitsfehler aufgrund des hohen Zeitdrucks bei der Fertigstellung von Bauvor-
haben,

 • unzureichende Kenntnis über Art und Lage von erdverlegten Leitungen,
 • fehlende oder unzureichende Kontrollen während und nach der Fertigstellung von 

betreffenden Tiefbauleistungen.

Die genannten Fehlerquellen lassen sich überwiegend unter dem Themenkomplex 
»mangelhafte Arbeitssorgfalt« zusammenfassen. Qualitätsverluste bei den Tiefbauleis-
tungen sind die direkte Folge dieser Entwicklung. Erschwerend kommt der allgegenwär-
tige Fachkräftemangel hinzu. Parallel wird das Bauen im Bereich Tiefbau immer kom-
plexer. Aber auch Mängel in der Ausführungsplanung, der konkreten Grundlage für das 
Bauen vor Ort, sind immer häufiger zu beobachten, ebenso wie unzureichende Kontrol-
len während und nach der Fertigstellung von Bauleistungen.

Abschließend soll der Fokus auf die anfallenden Schadenbeseitigungskosten von Lei-
tungsschäden gelegt werden. Wie der Grafik in Abb. 26 zu entnehmen ist, zeigt sich 
über den Betrachtungszeitraum eine zum Teil deutliche Steigerung der Aufwendungen, 
obwohl sich die Schadenzahlen nicht im gleichen Verhältnis ändern. Diese Erkenntnisse 
decken sich mit den bisherigen Auswertungen, wonach vor allem bei den Leitungsschä-
den weiter steigende Schadenzahlen und damit steigende Schadenbeseitigungskosten 
zu erwarten sind.
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Abb. 26: Die Entwicklung der Schadenbeseitigungskosten von Leitungsschäden, 2015 bis 2023 
[Grafik: IFB, Daten: VHV]

Schadenprävention

Vor allem mit Blick auf die Entwicklung der Bauqualität können die Untersuchungser-
gebnisse nicht zufriedenstellen. Um Tiefbauschäden weitestgehend zu vermeiden oder 
zumindest die Anzahl deutlich zu reduzieren, sind insbesondere bei der Qualität der 
Bauausführung und der Bauüberwachung Veränderungen notwendig.
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So kann gerade eine gute und praxisnahe Qualifikation von Fachkräften maßgeblich zu 
einer fachgerechten und qualitätsvollen Ausführung von Tiefbauleistungen beitragen und 
damit einen entscheidenden Aspekt bei der Prävention von Tiefbauschäden darstellen. 
Fachkräfte, die im Rahmen ihrer Ausbildung umfangreiche entsprechende Kompetenzen 
erlangt haben, können mit den immer komplexer werdenden Bauaufgaben sicher und 
selbstverantwortlich umgehen. Wichtig sind in diesem Zusammenhang moderne und 
bedarfsgerechte Ausbildungen, gute und möglichst bundeslandübergreifend einheitliche 
Ausbildungsstandards sowie gezielte Weiterbildungsmöglichkeiten zur Anpassung und 
Fortentwicklung der erworbenen Kompetenzen.

Ein weiterer wesentlicher Faktor bei der Schadenprävention ist die kontinuierliche Über-
wachung der Tiefbauprojekte nach vorab definierten Qualitätsstandards. Durch eine 
regelmäßige Überprüfung der Einhaltung von technischen Anforderungen, Umwelt-
schutzmaßnahmen und Sicherheits-/Arbeitsschutzvorschriften können die Ausführungs-
qualität von Tiefbauleistungen wie auch die Sicherheit auf Baustellen gewährleistet wer-
den.

Neben der Qualifikation von Fachkräften und der Bauüberwachung stellt die Koordina-
tion der fachlichen und kommunikativen Schnittstellen im Baubetrieb einen weiteren 
relevanten Aspekt im Hinblick auf die Schadenprävention dar. Gerade in diesem Bereich 
kann es aufgrund der Komplexität der Bauaufgaben und der zahlreichen Baubeteiligten 
zum Verlust von Informationen, zu Missverständnissen und Fehlern kommen, was am 
Ende häufig zu Verzögerungen im Bauablauf und zu Qualitätsmängeln führt. Die voraus-
schauende Organisation einer Baustelle und die integrierende Koordination aller am Bau 
Beteiligten stellen aber die Grundlage jedes Bauvorhabens dar. Dazu zählen die Erar-
beitung eindeutiger Leistungsverzeichnisse und Bauzeitenpläne sowie das Durchsetzen 
eines regelmäßigen Dialogs der beteiligten Gewerke mit dem Ziel einer engen Abstim-
mung der jeweiligen Arbeiten.

Insgesamt kann die Anwendung der genannten Maßnahmen dazu beitragen, das jährliche 
Schadenaufkommen und die damit verbundenen Schadenkosten nachhaltig zu senken.
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4.6 Zusammenfassung der Ergebnisse und Fazit

Die Untersuchung zur Entwicklung der Bauschäden im Bereich Tiefbau und Infrastruk-
tur hat im Hinblick auf die Schadenzahlen zu überraschenden Ergebnissen geführt. Wur-
den in den ersten beiden Tiefbauberichten noch in etwa gleichbleibende bzw. sinkende 
Schadenzahlen festgestellt, so zeigt sich in der aktuellen Auswertung in diesem Bereich 
eine grundsätzlich steigende Tendenz (vgl. Kap. 4.1). Bestätigt wurde zudem die von vie-
len Baubeteiligten gefühlte bzw. wahrgenommene kontinuierliche Steigerung der Auf-
wendungen für die Schadenbeseitigung (vgl. Kap. 4.1).

Darüber hinaus hat die Schadenanalyse im Wesentlichen zu Ergebnissen geführt, die in 
dieser oder ähnlicher Form erwartet worden waren. Wie die ersten beiden Tiefbaube-
richte zeigt auch der aktuelle Bericht, dass es sich bei der mit Abstand häufigsten Scha-
denart um Leitungsschäden handelt (vgl. Kap. 4.2) und dass die meisten Tiefbauschä-
den durch eine unsachgemäße Bedienung von Arbeitsmaschinen verursacht werden 
(vgl. Kap. 4.3) – bei diesen Ergebnissen sind über den erweiterten Betrachtungszeit-
raum von 9 Jahren (2015 bis 2023) keine Veränderungen festzustellen. Auch bei den 
Schadenstellen gibt es keine Überraschungen, hier sind Kommunikationsleitungen deut-
lich am häufigsten betroffen (vgl. Kap. 4.4).

Die herausgearbeiteten Schwerpunktschäden lassen sich auf einige wenige grundle-
gende Ursachen zurückführen, die im Wesentlichen durch mangelhafte Arbeitssorg-
falt und fehlende Fachkräfte bei parallel steigenden (technischen) Anforderungen an die 
Tiefbauarbeiten und durch unzureichende Kontrollen während und nach der Fertigstel-
lung von Bauleistungen zu erklären sind (vgl. Kap. 4.5). Diese Umstände führen in ihrer 
Gesamtheit zu einem empfundenen Qualitätsverlust bei den Ausführungen, wobei sich 
diese Wahrnehmung eindeutig mit konkreten Zahlen untermauern lässt.

Werden die Daten aus dem aktuellen Bericht zugrunde gelegt, ergibt sich bei der ver-
wendeten Datenbasis von rund 27.300 Schadenfällen in fünf aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren bei einer etwa gleichbleibenden Anzahl von Versicherungsverträgen ein 
Schadenaufwand von insgesamt rund 100 Millionen Euro. Weiterhin zeigt sich ein kon-
tinuierlicher Anstieg der jährlichen Aufwendungen für die Schadenbeseitigung, der sich 
über den Betrachtungszeitraum um rund 42 Prozent erhöht (vgl. Abb. 06). Noch deutli-
cher fällt der Anstieg der Kosten aus, die im Durchschnitt pro Schadenfall und Jahr auf-
zuwenden sind. Hier ist ein Plus von rund 46 Prozent zu verzeichnen (vgl. Abb. 09).
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Mit den Daten aus den ersten beiden VHV-Bauschadenberichten stehen zudem ver-
gleichbare Zahlen als Erweiterung der aktuellen Betrachtung zur Verfügung, die in der 
Grafik in Abb. 27 zusammengeführt werden. Hier ist die Entwicklung der Schadenauf-
wendungen zwischen 2015 und 2023 dargestellt, wobei ein stetiger Anstieg der Zah-
len zu erkennen ist. Insgesamt ist für die untersuchten neun Jahre eine Steigerung der 
durchschnittlichen Aufwendungen pro Jahr in Höhe von rund 16 Millionen Euro im Jahr 
2015 auf rund 23,5 Millionen Euro im Jahr 2023 zu verzeichnen, was einem Anstieg 
von rund 45 Prozent entspricht. Alles in allem belaufen sich die Schadenaufwendungen 
für die Jahre 2015 bis 2023 auf rund 165 Millionen Euro. Anhand dieser Zahlen lässt 
sich die Annahme der steigenden Aufwendungen für die Abwicklung von Tiefbauschä-
den zweifelsfrei bestätigen.18
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Abb. 27: Der Aufwand für die gemeldeten Schadenfälle pro Jahr, 2015 bis 2023 [Grafik: IFB, 
Daten: VHV]

18 Stand der Datenerhebung: 31.12.2023
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Dabei ist zu berücksichtigen, dass es sich bei der genannten Summe um die Gesamt-
heit aller Kosten handelt, die mit der (versicherungstechnischen) Schadenbeseitigung 
verbunden sind. Im Einzelnen setzen sich diese Kosten zusammen aus den Rückstellun-
gen, den Regulierungskosten und den eigentlichen Zahlungen (vgl. Kap. 4.1).

Bei der Zahlung handelt es sich um die ermittelte Geldleistung, die am Ende einer Fall-
bearbeitung zur Schadenbehebung ausgezahlt wird. Insofern ermöglicht der Blick auf 
die Zahlungssummen einen realistischeren Blick auf die für den Versicherer tatsächlich 
angefallenen Schadenbeseitigungskosten. Einen entsprechenden Überblick gibt die Gra-
fik in Abb. 28, in der die Zahlungen für abgeschlossene Schadenfälle zwischen 2015 
und 2023 dargestellt werden. Im Gegensatz zu den Aufwendungen ist hier ein leichter 
Abwärtstrend zu erkennen, wobei im Jahr 2023 die tatsächlich ausgezahlten Summen 
wieder deutlich ansteigen. Insgesamt sinken die Zahlungen für abgeschlossene Scha-
denfälle von rund 3,5 Millionen Euro im Jahr 2015 auf rund 2,8 Millionen Euro im Jahr 
2023, was einem Rückgang von rund 20 Prozent entspricht.

Zusammengefasst lässt sich anhand der vorliegenden Zahlen die Annahme der stei-
genden Kosten für die Behebung von Bauschäden nur zum Teil bestätigen. Allerdings ist 
anzunehmen, dass mit den wieder deutlich zunehmenden Tiefbautätigkeiten und dem 
wieder einsetzenden Infrastrukturausbau nach der COVID-19-Pandemie auch mit einer 
wieder zunehmenden Schadenhäufigkeit und damit mit wieder ansteigenden Schaden-
beseitigungskosten zu rechnen ist.
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Abb. 28: Die Zahlungen für die abgeschlossenen Schadenfälle pro Jahr, 2015 bis 2023 [Grafik: 
IFB, Daten: VHV]

Bei der Einordnung der genannten Summen ist zu berücksichtigen, dass ausschließlich 
bei der VHV gemeldete Schadenfälle betrachtet werden und sich damit kein repräsen-
tatives Gesamtbild sämtlicher bei allen Versicherungen gemeldeten Schadenfälle dar-
stellt.
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Fazit

Die herausgearbeiteten Schwerpunktschäden beruhen im Wesentlichen auf einigen 
wenigen, aber grundlegenden Schadenursachen, wobei bei der Art der Ursachen seit 
Jahren keine Veränderung festzustellen ist bzw. immer wieder die selben Ursachen 
erkannt werden. Hierbei handelt es sich vor allem um mangelhafte Arbeitssorgfalt bei 
parallel steigenden (technischen) Anforderungen an die Tiefbauarbeiten und unzurei-
chende Kontrollen während und nach der Fertigstellung von Bauleistungen. Diese beleg-
ten Fakten führen bei den Baubeteiligten immer häufiger auch zu einem empfundenen 
umfassenden Qualitätsverlust der ausgeführten Arbeiten. Dies bestätigen zudem die 
Praxiserfahrungen der Autoren.

Der Blick auf den üblichen Handlungs-/Prozessablauf im Tiefbau zeigt, dass bereits die 
Planungsphase entscheidend ist für den erfolgreichen Abschluss einer Bauleistung. Die 
Verantwortung dafür beginnt also schon beim Planer, der mit dem erforderlichen Wissen 
und unter Beachtung der geltenden Regeln und der örtlichen Gegebenheiten (zum Beispiel 
der Kenntnis über die Lage vorhandener Leitungen im Bestand) die Planung erarbeitet. 
Die Verantwortung für die Ausführung liegt dann bei den Fachkräften vor Ort. Um alle Bau-
beteiligten gleichermaßen in die Bauaufgabe einzubinden, ist ein frühzeitiger und umfas-
sender Informationsaustausch sinnvoll und entscheidend. Beispielsweise können vom Pla-
nungsbeginn an stattfindende regelmäßige Baubesprechungen bzw. Meetings und ein 
kontinuierlicher (digitaler) Informations- und Datenaustausch helfen, bestimmte Ausfüh-
rungsschritte – oder deren Änderung – transparent darzustellen. An den Besprechungen 
bzw. Meetings sollten neben den verantwortlichen Planern und den Vertretern des Auftrag-
gebers immer auch die auf der Baustelle aufsichtführenden Personen teilnehmen.

Eine zentrale Voraussetzung für einen erfolgreichen Bauablauf besteht darin, dass alle 
am Bau Beteiligten ihre jeweiligen Verantwortlichkeiten klar definieren und sich dieser 
bewusst sind. Darüber hinaus trägt ein umfassendes Verständnis der Prozessabläufe 
sowie der technischen und logistischen Zusammenhänge wesentlich dazu bei, die Qua-
lität der Bauausführung zu steigern.

Weiterhin kann eine unabhängige Qualitätssicherung wesentlich zur Verbesserung der 
Bauqualität beitragen. Dabei übernehmen externe, qualifizierte Ingenieurbüros ergänzend 
zur regulären Bauüberwachung die Kontrolle der Bauausführung. Durch diese unabhän-
gige Überprüfung wird sichergestellt, dass Mängel und/oder Schäden frühzeitig erkannt 
und sämtliche festgelegten Vorgaben eingehalten werden. Dies führt zu einer Reduktion 
des Schadenrisikos und erhöht die Gesamtsicherheit sowie die Qualität der Bauleistung.

Aus den genannten Punkten lassen sich Maßnahmen ableiten, die sowohl maßgeblich 
zum Rückgang von Schäden im Tiefbau beitragen als auch zu einer deutlichen Reduzie-
rung der tatsächlichen Schadenbeseitigungskosten führen können.
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Zusammenfassung der Ergebnisse und Fazit 

Folgende Maßnahmen zur Schadenverringerung können demnach formuliert werden:

 • fachgerechte Vorbereitung und Planung der Tiefbauarbeiten,
 • Anwendung der Möglichkeiten der Leitungsauskunft und Verfahren zur Leitungsortung,
 • Verfügbarkeit detaillierter Lagepläne,
 • Einsatz genormter Schutz- und Warneinrichtungen (zum Beispiel detektierbare Tras-

senbänder, Kabelabdeckungen) zur besseren Kennzeichnung erdverlegter Kabel und 
Leitungen,

 • sorgfältige Ausführung der Tiefbauarbeiten,
 • Beschäftigung von sachkundigen Fachkräften,
 • frühzeitige und umfassende Kommunikation zwischen allen Baubeteiligten,
 • systematische Qualitätskontrollen durch unabhängige Prüfer.

Wenn die zuvor genannten Aspekte auf ihre grundlegenden Aussagen reduziert werden, 
kristallisieren sich Forderungen heraus, die im Wesentlichen keine neuen Ansprüche 
darstellen. Insbesondere handelt es sich bei der Qualifikationsoffensive zur Bekämpfung 
des Fachkräftemangels sowie bei der Vereinfachung der Bereitstellung aussagekräftiger 
Leitungsauskünfte um bereits seit vielen Jahren geäußerte Forderungen.

Zusätzlich zu diesen bekannten Problemfeldern muss sich die Bauwirtschaft noch 
immer mit den Auswirkungen des Kriegs in der Ukraine befassen. So waren gerade die 
Jahre 2021 und 2022 von erheblichen Preissteigerungen betroffen, wobei insbesondere 
die Preise für Transportbeton, Asphalt und Dieselkraftstoff deutlich angezogen haben. 
Diese Entwicklungen sowie die (nach den gerade überstandenen »Pandemiejahren«) 
teilweise noch bestehenden Lieferengpässe bei Baumaterialien haben zu Bauverzöge-
rungen, Baustopps, Stornierungen von Aufträgen und Umsatzrückgängen geführt und in 
der Folge das Insolvenzrisiko im Baugewerbe erhöht. Trotzdem halten die Tiefbauunter-
nehmen an ihren Fachkräften fest und bilden auch weiter aus.

Die Konjunkturprognose für die Baubranche ist derzeit ambivalent. Während der Umsatz 
im Hochbaubereich immer noch rückläufig ist, wird im Tiefbaubereich für das aktuelle 
Jahr 2025 von einem leichten Wachstum ausgegangen. Noch besser sind die Aussich-
ten für den sogenannten Wirtschaftstiefbau, wo die Aufträge um rund 28 Prozent zuleg-
ten.19 Zurückzuführen sind diese positiven Nachrichten vor allem auf verstärkte Investi-
tionen der Betreiber und Versorger in den Schienen- und Breitbandausbau sowie in den 
Ausbau der Energieinfrastruktur.

19 Zentralverband Deutsches Baugewerbe (ZDB): Bauhauptgewerbe: Aufträge steigen zum Jahresstart deutlich. Pressemel-
dung vom 25.03.2025. https://www.zdb.de/meldungen/bauhauptgewerbe-auftraege-steigen-zum-jahresstart-deutlich 
[abgerufen am: 31.03.2025]
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5 SCHADENBEISPIELE

5.1 FALLBEISPIEL  

MANGELHAFTER SCHICHTENVERBUND IN DER 
 ASPHALTDECKE EINER SANIERTEN AUTOBAHN

Im Rahmen einer Autobahnsanierung wurde eine Asphaltdecke mangelhaft verdichtet, 
was zu einem gestörten Schichtenverbund innerhalb der Asphaltschicht führte. Scha-
denursächlich war der Einsatz einer für die Vorverdichtung nicht geeigneten Walze.

SCHADENQUELLE

Vom Suchen und Finden der Ursache
Die Fahrbahndecke einer vierspurigen Autobahn musste saniert werden. Eine immer 
stärkere Verkehrsbelastung hatte bei dem nicht darauf ausgelegten Straßenaufbau zu 
Rissbildungen und weiteren Schad- und Fehlstellen auf der Betonoberfläche geführt. 
Mit den Sanierungsarbeiten des rund 10 Kilometer langen Streckenabschnitts wurde ein 
Tiefbauunternehmen beauftragt, das sich auf Straßenbauarbeiten spezialisiert hat. Die 
Arbeiten sollten in zwei Bauabschnitten erfolgen (je Fahrtrichtung ein Bauabschnitt).

Das Sanierungsziel war die Herstellung eines belastbareren Oberbaus, um damit auf das 
gestiegene Verkehrsaufkommen zu reagieren. Bei dem Oberbau handelt es sich um den 
oberen Teil des Straßenaufbaus, dessen Gesamtdicke in Abhängigkeit von der erwar-

Was ist passiert? 

Wie kam es dazu? 
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teten Verkehrsbelastung gewählt wird. Im vorliegenden Fall lag diese ursprünglich bei 
85 Zentimetern und setzte sich aus einer 27 Zentimeter dicken Betondecke (ursprüng-
liche Fahrbahndecke), einer 15 Zentimeter dicken (hydraulisch gebundenen) Tragschicht 
und einer 43 Zentimeter dicken Frostschutzschicht zusammen. 

Der vorgesehene neue Aufbau sah eine zusätzliche 12 Zentimeter dicke Asphaltschicht 
vor, die auf die bestehende Betondecke aufgebracht werden sollte. Dazu wurde der 
Beton gründlich gereinigt und mit einem Haftkleber bzw. einer wasserfreien Bitumen-
emulsion behandelt, bevor die neue Asphaltdecke aufgebracht wurde. Eingebaut wur-
den eine 8 Zentimeter dicke Asphaltbinderschicht und eine darüber liegende 4 Zenti-
meter dicke Asphaltdeckschicht (Fahrbahndecke = Nutzschicht); diese beiden Schichten 
werden gemäß RStO 12/241 zur Asphaltdecke zusammengefasst. Das Verdichten des 
Asphaltmischguts erfolgte durch mehrere Walzeinsätze mit einer Tandemvibrations-
walze. Aufgrund der während des Einbaus günstigen Witterungsbedingungen (Lufttem-
peratur immer über 10° C, keine Niederschläge) konnte die Sanierung des Streckenab-
schnitts innerhalb des vorgegebenen Zeitplans fertiggestellt werden.

Im Rahmen der üblichen Prüfungen zur Qualitätssicherung des eingebauten Asphalts 
wurden nach Fertigstellung des sanierten Streckenabschnitts Kontrollprüfungen gemäß 
den anzuwendenden Richtlinien der ZTV Asphalt-StB 07/132 durchgeführt. Dabei wur-
den eine bestimmte Anzahl Bohrkerne aus dem Straßenoberbau gezogen und unter 
anderem hinsichtlich Schichtdicke, Verdichtungsgrad und Schichtenverbund untersucht. 

Das beauftragte Prüfinstitut testete die Bohrkerne überwiegend ohne Beanstandungen. 
Bei der Bestimmung der Wirksamkeit des Schichtenverbundes kam es jedoch bei zahl-
reichen Bohrkernen zu Abrissen innerhalb der neuen Asphaltdecke, genauer gesagt 
innerhalb der Asphaltbinderschicht (vgl. Abb. 01).

1 Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen FGSV (Hrsg.): Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus 
von Verkehrsflächen. Köln: FGSV Verlag, 2024

2 Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen FGSV (Hrsg.): Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und 
Richtlinien für den Bau von Verkehrsflächenbefestigungen aus Asphalt. Köln: FGSV Verlag, 2013
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Mangelhafter Schichtenverbund in der Asphaltdecke einer sanierten Autobahn 

Abb. 01: Geprüfter Bohrkern, Abriss innerhalb der neuen Asphaltdecke

Der Schichtenverbund beschreibt die Verbindung zwischen den Einzelschichten des 
Asphaltoberbaus, der – verkürzt dargestellt – durch Verzahnung und Verklebung des 
Mischguts beim Einbau entsteht. Entscheidend sind dabei unter anderem die Einbau-
temperatur und die Einbautechnik sowie die Zusammensetzung des jeweiligen Misch-
guts und dessen Verdichtung.

Als Ursache für den im vorliegenden Fall unwirksamen Schichtenverbund wurde ein 
mangelhafter Einbau des eigentlich einwandfreien Asphaltmischguts festgestellt. Wie 
sich herausstellte, wurde für den ersten Walzgang eine sogenannte Tandemvibrations-
walze eingesetzt, wie sie üblicherweise für die Endbearbeitung von Asphalt eingesetzt 
wird. Hier erfolgte eine »Überverdichtung« des Mischguts, sodass eine zuverlässige Ver-
bindung innerhalb der Asphaltschicht nicht hergestellt werden konnte. 
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SCHADENBEHEBUNG

Der Weg zur geeigneten Sanierung
Der unwirksame Schichtenverbund betraf den gesamten sanierten ersten Streckenab-
schnitt. Für die Schadenbehebung kam daher nur ein vollständiger Ersatz der neu erstell-
ten Asphaltdecke infrage. Dazu wurden die einzelnen Asphaltschichten (4 Zentime-
ter Deckschicht, 8 Zentimeter Binderschicht) bis auf die Betondecke abgefräst und im 
Anschluss die neue Asphaltdecke fachgerecht unter Einhaltung der geltenden technischen 
Vorgaben wiederhergestellt.

SCHADENREGULIERUNG

Klärung der Verantwortlichkeiten
Für die abschließende Regulierung eines Schadens müssen die Verantwortlichkeiten 
der einzelnen Beteiligten geklärt werden. Im konkreten Fall lagen diese bei dem Tief-
bauunternehmen, das für die Sanierung des betreffenden Streckenabschnitts bzw. für 
die mangelhafte Ausführung der Asphaltdecke verantwortlich war, sowie bei dem für die 
Bauüberwachung der Asphaltierungsarbeiten zuständigen Ingenieurbüro. Die (techni-
schen) Verantwortlichkeiten wurden folgendermaßen quotiert:

 • Tiefbauunternehmen (Ausführung) – 50 Prozent
 • Ingenieurbüro (Bauüberwachung) – 50 Prozent

Die schadenbedingten Gesamtkosten wurden mit rund 3,6 Millionen Euro (netto) veran-
schlagt. Diese Summe setzt sich vor allem zusammen aus den Kosten für den Rückbau 
(einschließlich Entsorgung) und das Wiederherstellen der Asphaltdecke sowie die Mitar-
beiterstunden (Normalstunden, Überstunden und Wochenendstunden).

Bei den Rückbau- und Wiederherstellungsarbeiten handelt es sich um eine Schadenbe-
seitigung an der eigenen Leistung des Tiefbauunternehmens; diese wurden vom Haft-
pflichtversicherer nicht übernommen.

SCHADENVERMEIDUNG

Sinnvolle Lösungsansätze
Bei der Herstellung einer neuen Straßenbefestigung wurde das Asphaltmischgut mangel-
haft verdichtet, sodass kein ausreichender Schichtenverbund in der Asphaltschicht entste-
hen konnte.

Was wurde  

unternommen?

Wer ist wofür  

verantwortlich?

Wie geht  

es richtig?
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Mangelhafter Schichtenverbund in der Asphaltdecke einer sanierten Autobahn 

Die Relevanz eines vollflächigen und zuverlässigen Schichtenverbunds ergibt sich daraus, 
dass die dauerhaften Beanspruchungen aus der Verkehrslast und der Bewitterung vom 
Asphaltoberbau schadlos aufgenommen und in den Unterbau abgetragen werden müs-
sen. Der Zustand des Schichtenverbunds ist somit entscheidend für die Dauerhaftigkeit 
bzw. die Nutzungsdauer einer Straße.

In diesem Zusammenhang sind für den Asphalteinbau zahlreiche Regeln zu berücksichti-
gen. Diese betreffen unter anderem die Einbautemperatur, die je nach Beschaffenheit des 
Asphaltmischguts 140 bis 180 °C beträgt; zu kaltes oder hitzegeschädigtes Mischgut darf 
nicht eingebaut werden. Weiterhin ist die Einbaugeschwindigkeit zu beachten, die über die 
gesamte Einbauzeit möglichst gleichmäßig sein sollte. Von besonderer Bedeutung sind die 
Witterungsverhältnisse, denn der Einbau von Asphalt erfordert, je nach Art des Asphalt-
mischguts, bestimmte Umgebungslufttemperaturen; bei Regen und nassen oder gefrore-
nen Unterlagen dürfen die Arbeiten nicht durchgeführt werden. Nach dem Einbau werden 
die einzelnen Asphaltschichten durch mehrmaliges Walzen verdichtet. Dabei ist die Art der 
eingesetzten Walze unter anderem in Abhängigkeit von der Art des Asphaltmischguts und 
der Einbaudicke der einzelnen Schichten zu wählen. 
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5.2 FALLBEISPIEL  

BESCHÄDIGUNG EINES ERDKABELS BEI EINER 
 GEHWEGSANIERUNG

Bei einer Gehwegsanierung wurde ein erdverlegtes Mittelspannungskabel beim Freilegen 
beschädigt. Es kam zu einem elektrischen Kurzschluss, was in der Folge zu zahlreichen 
Schäden im Verteilnetz führte. Gemäß dem vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Lei-
tungsplan sollte das Kabel an anderer Stelle verlegt sein, als es tatsächlich der Fall war.

SCHADENQUELLE

Vom Suchen und Finden der Ursache
Im Rahmen der Vorbereitungsarbeiten für die Grundsanierung eines innerstädtischen 
Gehwegs sollte das bestehende Pflaster einschließlich des Pflasterbetts und der Trag-
schicht bis auf den Unterbau entfernt und erneuert werden (vgl. Abb. 01). Die Arbeiten 
wurden von einem Tiefbauunternehmen im Auftrag der Stadt durchgeführt, die auch den 
Leitungsplan mit der vorhandenen Leitungsinfrastruktur im betreffenden Gebiet zur Ver-
fügung gestellt hatte. Der Auftragnehmer führte keine weiteren Prüfungen hinsichtlich 
der Richtigkeit der Planunterlagen durch.

Aus dem vorliegenden Leitungsplan ging hervor, dass der Boden im Bereich des betref-
fenden Gehwegs leitungsfrei sein sollte; in einem parallel dazu verlaufenden begrün-
ten Seitenstreifen, der von den Sanierungsarbeiten ausgenommen war, sollte ein Mit-
telspannungskabel (Betriebsspannung 10 kV) in 1,50 Metern Tiefe verlegt sein. Für die 
Arbeiten zum Aufnehmen der Pflastersteine und der weiteren auszutauschenden Mate-
rialien war die Verwendung von Baumaschinen zugelassen, zum Einsatz kam ein Bagger 
mit Zweischalengreifer.

Was ist passiert? 

Wie kam es dazu? 
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Beschädigung eines Erdkabels bei einer Gehwegsanierung 

Abb. 01: Blick auf den Gehweg; die Pflastersteine sind bereits entfernt

In einer Tiefe von rund 40 Zentimetern stießen die Beschäftigten des Tiefbauunterneh-
mens unvermutet auf ein Erdkabel, das dabei stark beschädigt wurde (vgl. Abb. 02). Da 
das zugehörige Verteilnetz nicht freigeschaltet war und daher unter Spannung stand, 
verursachte der Kontakt des metallischen (und damit elektrisch leitfähigen) Greifwerk-
zeugs mit dem spannungsführenden Kabel einen elektrischen Kurzschluss. Als Folge 
kam es zu einem Stromausfall, von dem zwei angrenzende Stadtteile mit etwa 21.000 
privaten Haushalten betroffen waren.
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Abb. 02: Beschädigtes Erdkabel

Wie sich herausstellte, waren die Angaben im Leitungsplan nicht korrekt. So unterschie-
den sich der eingezeichnete und der tatsächliche Verlauf des Erdkabels erheblich.

SCHADENBEHEBUNG

Der Weg zur geeigneten Sanierung
Aus Sicherheitsgründen wurden die laufenden Arbeiten sofort eingestellt und die betref-
fende Schadenstelle gesichert. Der benachrichtigte Netzbetreiber schickte umgehend 
ein Service-Team zum Schadenort, um das Ausmaß des Schadens festzustellen. 

Im nächsten Schritt erfolgte die Reparatur des defekten Erdkabels. Dafür wurde das 
Netz abgeschaltet und das Kabel großräumig freigelegt. Die Reparatur selbst erfolgte 
durch das Herausschneiden des beschädigten Abschnitts und das Einsetzen eines 
neuen Teilstücks (vgl. Abb. 03). Die Verbindungsstellen wurden mit sogenannten 
Schrumpfmuffen gesichert. Zum Abschluss der Reparaturarbeiten erfolgte das Messen 
des Isolationswiderstands in der Kabelstrecke. Diese Überprüfung muss grundsätzlich 
vor Wieder inbetriebnahme durchgeführt werden und dient der Sicherstellung der vollen 
Funktionsfähigkeit einer elektrischen Anlage. Nach erfolgreicher Messung erfolgte das 
erneute Zuschalten in das Verteilnetz. Nach rund 11 Stunden war der Schaden behoben 
und die Versorgungsunterbrechung beendet.

Darüber hinaus kündigte der Netzbetreiber an, das Erdkabel im Rahmen der sowieso 
stattfindenden Tiefbauarbeiten auf die ursprünglich vorgesehene Verlegetiefe umlegen 
zu lassen.

Was wurde  

unternommen?
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Beschädigung eines Erdkabels bei einer Gehwegsanierung 

Abb. 03: Für die Reparatur vorbereitetes Erdkabel

SCHADENREGULIERUNG

Klärung der Verantwortlichkeiten
Für die abschließende Regulierung eines Schadens müssen die Verantwortlichkeiten 
der einzelnen Beteiligten geklärt werden. Im konkreten Fall lag die Verantwortlichkeit für 
die Beschädigung eines Erdkabels bei dem Tiefbauunternehmen, das im Auftrag einer 
Gemeinde Erdarbeiten durchgeführt hatte, ohne vorher die vom Auftraggeber erhaltenen 
Leitungsauskünfte auf Vollständigkeit zu kontrollieren.

Da der Schadenfall noch nicht abgeschlossen ist, kann zu den Gesamtkosten noch 
keine endgültige Aussage getroffen werden. Derzeit werden die Schadenbeseitigungs-
kosten auf rund 15.000 Euro (netto) geschätzt. Diese Summe setzt sich zusammen aus 
den Kosten für die Notfallreparaturarbeiten, die Mitarbeiterstunden (Normal-, Über- und 
Nachtstunden) und das eingesetzte Material. Strittig ist noch, wer gegenüber den Kun-
den des Netzbetreibers schadenersatzpflichtig ist und für die Schäden durch den halb-
tägigen Stromausfall aufzukommen hat.

SCHADENVERMEIDUNG

Sinnvolle Lösungsansätze
Im Rahmen von Erdarbeiten wurde ein Erdkabel beschädigt, sodass es zu einem umfas-
senden Stromausfall kam. In dem vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Leitungs-
plan war der Verlauf des Erdkabels an anderer Stelle verzeichnet.

Wer ist wofür  

verantwortlich?

Wie geht  

es richtig?
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Alle im Baugrund stattfindenden Arbeiten setzen eine umfassende Leitungsauskunft für 
das betreffende Gebiet voraus. Nur mit detailliertem Wissen über die vorhandene Lei-
tungsinfrastruktur können Schäden verhindert werden. Grundsätzlich ist bei Tiefbauar-
beiten im innerstädtischen Bereich von dem Vorhandensein der unterschiedlichsten Ver-
sorgungsleitungen auszugehen. Daher muss vor jeder Tiefbaumaßnahme verpflichtend 
eine Leitungsauskunft aller involvierten Netzbetreiber mit Angaben zu Lage und Ver-
lauf der erdverlegten Leitungen eingeholt werden (sogenannte Erkundungspflicht). Es ist 
nicht ausreichend, sich lediglich auf (mündliche) Auskünfte und/oder auf die Vollständig-
keit der vom Auftraggeber übergebenen Planunterlagen zu verlassen.

Weiterhin ist es unzulässig, ohne genaue Kenntnis der Lage (Verlauf und Tiefe) von erd-
verlegten Kabeln und Rohrleitungen Gegenstände in das Erdreich zu treiben.3 Insbe-
sondere der Bereich der Energieversorgung zählt zu den sogenannten kritischen Infra-
strukturen und hat damit eine besondere Relevanz für die Gesellschaft. Ausfälle oder 
Behinderungen können im Notfall existenzielle Bedrohungen darstellen.

Daher müssen bei Tiefbauarbeiten in der Nähe von erdverlegten Leitungen grundsätz-
lich Schutz- und Sicherungsmaßnahmen eingehalten werden, wie sie unter anderem 
den einschlägigen DGUV-Informationen zu entnehmen sind. Dazu gehört vor allem das 
Freischalten von elektrischen Leitungen vor Beginn der Arbeiten, um elektrische Gefähr-
dungen der Beschäftigten zu vermeiden. Elektrische Leitungen gelten solange als unter 
Spannung stehend, bis der Netzbetreiber explizit deren Spannungsfreiheit bestätigt hat.

Kommt es bei Tiefbauarbeiten im Zusammenhang mit elektrischen Leitungen zum Scha-
denfall, gilt stets, dass die Arbeiten sofort zu unterbrechen und der Aufsichtführende des 
ausführenden Unternehmens sowie der Netzbetreiber bzw. die Netzleitstelle zu informie-
ren sind. Die Beschäftigten auf der Baustelle müssen sich umgehend aus der Gefahren-
zone begeben und einen bestimmten, von der Spannungshöhe abhängigen Sicherheits-
abstand einhalten. Zusätzlich ist die Baugrube entsprechend zu sichern. Grundsätzlich 
gilt, dass alle Sicherungs- und Schutzmaßnahmen mit den Leitungsbetreibern abzustim-
men sind.

3 Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e. V. (DGUV) (Hrsg.): DGUV Information 203-017 – Schutzmaßnahmen bei Erd-
arbeiten in der Nähe erdverlegter Kabel und Rohrleitungen. Berlin, 2019
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5.3 FALLBEISPIEL  

BESCHÄDIGTE ABDICHTUNG EINER TIEFGARAGENRAMPE 
DURCH EINE MANGELHAFT AUSGEFÜHRTE ELEKTRO-
INSTALLATION

Beim nicht fachgerechten Verlegen von Leerrohren für die Stromversorgung einer 
Schrankenanlage und einer Freiflächenheizung in einer Tiefgarage wurde die Rampen-
abdichtung erheblich beschädigt. Dadurch war die Abdichtung nicht mehr voll funktions-
fähig.

SCHADENQUELLE

Vom Suchen und Finden der Ursache
Für eine neu gebaute Gewerbeimmobilie sollten die Zu- und die Ausfahrtsrampe der 
Tiefgarage mit Freiflächenheizungen ausgestattet werden. Mithilfe dieser Heizsysteme 
können Freiflächen in den Wintermonaten schnee- und eisfrei und damit unabhängig 
von der Witterung ganzjährig begeh- und befahrbar gehalten werden. Bei den Rampen 
handelt es sich um Bauteile aus Stahlbeton mit einer Nutzschicht aus Gussasphalt. 

Der geplante Aufbau des Rampenbelags sah eine Versiegelung der (gesäuberten) Beton-
flächen mit Epoxidharz vor, worauf eine zweilagige Abdichtung aus einer Lage Poly-
merbitumen-Schweißbahnen und einer 2,5 Zentimeter dicken Gussasphaltschicht als 
Schutzschicht aufgebracht werden sollte. Auf dem abgekühlten Gussasphalt sollten die 
Freiflächenheizmatten für die Rampenheizung verlegt und darauf eine 2 Zentimeter 
dicke Gussasphaltschicht als Zwischenschicht aufgebracht werden. Als abschließende 
Deck- bzw. Nutzschicht war eine weitere 3 Zentimeter dicke Gussasphaltschicht vorge-
sehen.

Am Rampenfuß war eine für Parkhäuser und Tiefgaragen übliche automatische Schran-
kenanlage für die Zufahrtskontrolle geplant, die auf einer später zu betonierenden Mit-
telinsel errichtet werden sollte.

Was ist passiert? 

Wie kam es dazu? 
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Zu Beginn der Baumaßnahme wurden die Tiefgaragenrampen hergestellt und von 
den Bauwerksabdichtern die erste Abdichtungsebene aus Polymerbitumen-Schweiß-
bahnen aufgebracht. Im Anschluss sollten die Leerrohre für die später zu installieren-
den elektrischen Leitungen für die Schrankenanlage und die Rampenheizung montiert 
werden; der Verlauf der Leerrohre war parallel zur Fahrtrichtung zwischen den Ram-
pen geplant. Dafür bohrten die beauftragten Elektroinstallateure oberhalb der (spä-
ter auszuführenden) Mittelinsel mehrere Löcher in die Rampe, um die Leerrohre aus 
dem Untergeschoss ins Erdgeschoss zu verziehen (vgl. Abb. 01). Das Bohren erfolgte 
als »Nassbohren«, wobei das verwendete Wasser den entstehenden Staub bindet. Das 
dementsprechend verunreinigte Wasser trat an den Bohrlöchern aus und verteilte sich 
auf einem Teil der abgedichteten Fläche.

Abb. 01: Blick auf die Zu- und die Ausfahrtsrampe mit den mittig zwischen  
den Fahrbahnen verlegten Leerrohren

Da die Durchdringung für die Leerrohre durch die abgedichtete Rampenfläche ohne die 
üblicherweise zu verwendenden Dichtmanschetten ausgeführt wurde, war die Abdich-
tung nicht mehr voll funktionsfähig. Weiterhin wurden die Leerrohre mit Schellen auf 
dem Untergrund verschraubt, wodurch die Abdichtung zusätzlich perforiert worden ist 
(vgl. Abb. 02).
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Abb. 02: Durch Verschraubungen perforierte erste Abdichtungsebene; die weiße  
Färbung wurde von der beim Bohren anfallenden Betonschlämme verursacht

Verwendet wurden Leerrohre mit einem Außendurchmesser von 3,2 Zentimetern. Bei 
einem Gesamtaufbau der Rampe von rund 7,5 Zentimetern (Schutzschicht, Zwischen-
schicht und Deckschicht) hätte das Verziehen der Leerrohre vom Unter- in das Erdge-
schoss nur mit einem sehr engen Biegeradius ausgeführt werden können.

SCHADENBEHEBUNG

Der Weg zur geeigneten Sanierung
Um die vorhandene und intakte Lage aus Polymerbitumen-Schweißbahnen auf den 
Rampen vor mechanischen Beschädigungen während der Sanierungsarbeiten an den 
beschädigten Abdichtungsbahnen im Bereich der späteren Mittelinsel zu schützen, 
wurde dort schon die Gussasphaltschutzschicht eingebaut. Dazu wurde der zu sanie-
rende Bereich mit Metallschienen abgetrennt und gesichert, während auf die restliche 
Rampenfläche der Gussasphalt aufgebracht wurde (vgl. Abb. 03 und Abb. 04).

Was wurde  

unternommen?
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Abb. 03: Mit Metallschienen abgetrennter und gesicherter Sanierungsbereich

Für die eigentlichen Sanierungsarbeiten wurden zuerst die Leerrohre rückgebaut, die 
mit Betonschlämme verschmutzten Abdichtungsbahnen gereinigt und die neu verzoge-
nen Leerrohre im Bereich der Durchdringungen mit Flüssigkunststoff eingedichtet. Um 
für die Leerrohre einen größeren Biegeradius zu ermöglichen, wurde die Planung für die 
Ausführung der Mittelinsel geändert und diese um 3 Meter über den Punkt der Rohr-
durchdringung hinaus verlängert. Durch diese Maßnahme wurde der Aufbau in diesem 
Bereich um etwa 12 Zentimeter erhöht. 

Im Anschluss wurden auch in dem für die Sanierung ausgesparten Bereich die noch 
fehlende Schutzschicht aus Gussasphalt eingebaut und später auf der gesamten Ram-
penfläche die 2 Zentimeter dicke Zwischenschicht aus Gussasphalt wie geplant aufge-
bracht.
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Abb. 04: Blick auf die noch zu sanierende erste Abdichtungsebene und die  
umgebende, bereits ausgeführte Schutzschicht aus Gussasphalt

Nach dem Erkalten wurde die Einfassung der Mittelinsel gesetzt und die Leerrohre 
auf der Gussasphaltschicht bis zum späteren Standort der Schrankenanlage verlegt. 
Abschließend erfolgte das Verfüllen der Einfassung mit Beton und auf der Rampenfläche 
der Einbau der 3 Zentimeter dicken Nutzschicht aus Gussasphalt. 

Durch das Verlegen der Leerrohre im Bereich der Mittelinsel ergab sich aufgrund des 
nun höheren Aufbaus im Bereich der Durchdringungen die Möglichkeit eines größeren 
Biegeradius, wodurch sich auch das Einziehen der Kabel erleichterte.

SCHADENREGULIERUNG

Klärung der Verantwortlichkeiten
Für die abschließende Regulierung eines Schadens müssen die Verantwortlichkeiten 
der einzelnen Beteiligten geklärt werden. Im konkreten Fall lagen diese bei dem Elektro-

Wer ist wofür  

verantwortlich?



Schadenbeispiele5

160

Schadenbeispiele5

160

installationsunternehmen, das für den mangelhaften Einbau der Leerrohre bzw. für die 
Beschädigung der ersten Abdichtungsebene verantwortlich war.

Die schadenbedingten Gesamtkosten wurden mit rund 12.000 Euro (netto) veran-
schlagt. Diese Summe setzt sich vor allem zusammen aus den Kosten für die partielle 
Reinigung der ersten Abdichtungsebene (Polymerbitumen-Schweißbahn) und die Pla-
nung und Ausführung der Verlängerung der Mittelinsel. Beim Rückbau und fachgerech-
ten Neuverziehen der Leerrohre handelte es sich um eine Schadenbeseitigung an der 
eigenen Leistung des Elektroinstallationsunternehmens. Die hierfür anfallenden Kosten 
wurden insofern nicht berücksichtigt.

4 DIN 1961 VOB/B Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen - Teil B: Allgemeine Vertragsbedingungen für die Aus-
führung von Bauleistungen

5 Vgl. VOB/B § 4 Abs. 5

SCHADENVERMEIDUNG

Sinnvolle Lösungsansätze
Im Rahmen von Elektroinstallationsarbeiten wurde die von den Bauwerksabdichtern her-
gestellte Bahnenabdichtung einer Tiefgaragenrampe durchbohrt. Als Folge der Beschä-
digung war die Abdichtung nicht mehr voll funktionsfähig. 

Bei der Erstellung von Bauwerken sind üblicherweise mehrere Gewerke parallel und 
nacheinander auf der Baustelle beschäftigt. Insofern kann es vorkommen, dass die fer-
tige Leistung eines Gewerks durch die Arbeiten eines Folgegewerks beschädigt wird. 
Zwar ist ein Auftragnehmer gemäß VOB/B4 dazu verpflichtet, die von ihm ausgeführte 
Leistung bis zur Abnahme vor Beschädigungen zu schützen.5 Wird aber diese Leistung 
fahrlässig oder vorsätzlich von einem anderen Auftragnehmer beschädigt, so kann der 
Geschädigte den an seiner Leistung verursachten Schaden gegenüber dem Verursacher 
geltend machen.

Sorgfalt und Aufmerksamkeit sind nicht nur bei der Herstellung der eigenen Leistung 
wichtig. Für einen möglichst ungestörten Bauablauf ist auch entscheidend, dass jedes 
nachfolgende Gewerk die (fertigen) Leistungen der vorhergehenden Gewerke weder 
beschädigt noch zerstört.

Wie geht  

es richtig?
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5.4 FALLBEISPIEL  

ABSACKEN EINER FAHRBAHNDECKE DURCH  UNTERSPÜLUNG 
EINER ENTWÄSSERUNGSLEITUNG

Durch eine nicht entdeckte Leckage einer Entwässerungsleitung wurden die Rohre über 
einen längeren Zeitraum unterspült. Als Folge kam es zu einem Absacken der Fahrbahn-
decke.

SCHADENQUELLE

Vom Suchen und Finden der Ursache
Im Rahmen von regelmäßig stattfindenden Überprüfungen wurde von der verantwort-
lichen Straßenmeisterei die teilweise abgesackte Fahrbahndecke einer vor zwei Jahren 
sanierten Landstraße entdeckt. Eine offensichtliche Ursache für das Absacken war nicht 
zu erkennen. Allerdings gab es die Vermutung, dass eine unter der Straße verlaufende 
Entwässerungsleitung beschädigt und es so zu einer Unterspülung gekommen sein 
könnte. Über diese Entwässerungsleitung wird vor allem das auf der Straßenoberfläche 
anfallende Wasser aufgenommen und abgeleitet. 

Nachdem der betroffene Streckenabschnitt gesperrt worden war, sollte die Ursachenfor-
schung beginnen. Dazu wurde der Fahrbahnbelag großflächig abgefräst, bis das durch 
die Absackung entstandene Loch gut einsehbar war (vgl. Abb. 01 und Abb. 02). Die Ein-
bruchstelle war rund 40 Zentimeter lang und rund 25 Zentimeter breit. Weiterhin wurde 
festgestellt, dass die Fahrbahndecke im angrenzenden Bereich mehrere Hohllagen auf-
wies. 

Wie sich nach dem Entfernen der hohlliegenden Fahrbahndecke herausstellte, war eine 
Doppelsteckmuffe nicht fachgerecht montiert und verrutscht, was dazu führte, dass die 
Rohrleitung insgesamt nicht mehr wasserdicht war. Durch die so entstandene Undicht-
heit konnte über einen längeren Zeitraum unentdeckt Wasser austreten und die betrof-
fene Leitungszone teilweise ausspülen. Bei der Leitungszone handelt es sich um den 
Bereich, der eine Leitung direkt umgibt. Dabei wird zwischen der unteren und der obe-

Was ist passiert? 

Wie kam es dazu? 
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ren Bettungsschicht sowie zwischen der Seitenverfüllung und der Abdeckung unter-
schieden. Entscheidend für den korrekten Einbau der Rohre ist die schadenfreie Einbet-
tung in der Leitungszone. Hierfür sind nichtbindige oder schwachbindige, steinfreie und 
verdichtungsfähige Baustoffe zu verwenden.

Im vorliegenden Fall wurden die Leitungsrohre auf einem Sandbett verlegt. Durch den 
ungeplanten Wasseraustritt aufgrund der Leckage wurde das feine Verfüllmaterial teil-
weise weggespült, bis es zu größeren Hohllagen in der Leitungszone kam. Diese Hohl-
lagen sowie die Belastungen durch den Fahrzeugverkehr führten schließlich zum Absa-
cken der Fahrbahndecke. 

Abb. 01: Abgesackter Bereich der Fahrbahndecke Abb. 02: Wie Abb. 01
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SCHADENBEHEBUNG

Der Weg zur geeigneten Sanierung
Der erste Schritt zur Schadenbehebung bestand darin, das Ausmaß der Hohlräume 
unter der Fahrbahndecke zu ermitteln. Dazu wurde der betreffende Streckenabschnitt 
gesperrt und überprüft. Nach Feststellung der hohlliegenden Flächen wurde der ent-
sprechende Fahrbahnbereich komplett entfernt. Die Hohllagen waren ausschließlich im 
Bereich der Absackung bzw. der mangelhaften Leitungsverbindung festzustellen.

Im nächsten Schritt wurde die im unterspülten Bereich liegende Rohrleitung entfernt, die 
untere Bettungsschicht erneuert und die Rohrleitung fachgerecht neu verlegt. Als letzter 
Schritt erfolgten die Verfüllung der Leitungszone und die Wiederherstellung der Straßen-
befestigung (sogenannter Oberbau) einschließlich der Fahrbahndecke.

SCHADENREGULIERUNG

Klärung der Verantwortlichkeiten
Für die abschließende Regulierung eines Schadens müssen die Verantwortlichkeiten der 
einzelnen Beteiligten geklärt werden. Im konkreten Fall lagen diese bei dem Tiefbauun-
ternehmen, das für das Verlegen der Entwässerungsleitungen verantwortlich war, sowie 
bei dem für die Bauüberwachung zuständigen Ingenieurbüro. Die (technischen) Verant-
wortlichkeiten wurden folgendermaßen quotiert:

 • Tiefbauunternehmen (Ausführung) – 60 Prozent
 • Ingenieurbüro (Bauüberwachung) – 40 Prozent

Das Tiefbauunternehmen bzw. die Rohrleitungsbauer vor Ort haben eine Rohrverbin-
dung (Doppelsteckmuffe) nicht fachgerecht montiert. Hier war die wasserdichte Verbin-
dung der Rohrleitung nicht gegeben.

Das Ingenieurbüro war unter anderem für die Bauüberwachung der Ausführungsarbei-
ten für die Straßensanierung verantwortlich und damit auch für die Überwachung der 
fachgerechten Ausführung der Entwässerungsleitung.

Die schadenbedingten Gesamtkosten wurden mit rund 28.000 Euro (netto) veran-
schlagt. Diese Summe setzt sich vor allem zusammen aus den Kosten für die Über-
prüfung des beschädigten Streckenabschnitts hinsichtlich weiterer Hohlstellen, das 
(teilweise) Neuverlegen der Entwässerungsleitung und das Wiederherstellen des Stra-
ßenoberbaus.

Was wurde  

unternommen?

Wer ist wofür  

verantwortlich?
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SCHADENVERMEIDUNG

Sinnvolle Lösungsansätze
Durch eine nicht fachgerecht montierte Rohrverbindung einer Entwässerungsleitung im 
Bereich einer Landstraße kam es zu einem ungeplanten Wasseraustritt, der zu einer teil-
weisen Unterspülung der Leitung führte. In der Folge gab die Fahrbahndecke nach und 
sackte an einer Stelle ab.

Sorgfalt und Aufmerksamkeit sind bei der Herstellung von Anlagen zur Straßenentwäs-
serung von großer Bedeutung. Mithilfe einer funktionsfähigen Entwässerung werden 
Regen- und Oberflächenwasser sicher abgeleitet und gewährleisten so den dauerhaften 
Bestand und die Verkehrssicherheit von Straßen und Fahrbahnen.

In diesem Zusammenhang ist auch die mit der Bauüberwachung bevollmächtigte Per-
son in der Pflicht. Als verantwortliche Person für die ordnungsgemäße Ausführung der 
Arbeiten hat die Bauüberwachung darauf zu achten, dass alle Arbeiten in Übereinstim-
mung mit der (Ausführungs-)Planung, den anerkannten Regeln der Technik und den gel-
tenden Vorschriften ausgeführt werden.

Wie geht  

es richtig?
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5.5 FALLBEISPIEL  

BLASENBILDUNG IM GUSSASPHALTBELAG  
EINER NEU GEBAUTEN AUTOBAHNBRÜCKE

Bei der Ausführung des Fahrbahnbelags auf einer neu gebauten Autobahnbrücke wurde 
vor dem Einbau des Gussasphalts die Unterlage nicht ausreichend getrocknet. Als Folge 
des mangelhaften Einbaus kam es zu Wassereinschlüssen im Asphaltbelag und später 
zu umfangreichen Blasenbildungen.

SCHADENQUELLE

Vom Suchen und Finden der Ursache
Eine mehrere Jahrzehnte alte Autobahnbrücke wurde wegen stark beeinträchtigter 
Standsicherheit abgerissen und durch einen Neubau ersetzt. Die Fahrbahnbeläge auf 
der neuen Stahlbetonkonstruktion wurden mit einem temperaturabgesenkten Guss-
asphalt (TA-Asphalt) ausgeführt. Hierbei handelt es sich um Asphaltmischgut, das bei 
Temperaturen zwischen 200 und 230 °C – und damit bei niedrigeren Temperaturen als 
noch bis vor einigen Jahren üblich – hergestellt und verarbeitet wird. Der Einsatz von 
TA-Asphalt ist seit dem Jahr 2008 die Regel. Mit dieser Bauweise soll unter anderem 
eine Reduzierung der beim Verarbeiten frei werdenden Dämpfe und Aerosole sowie eine 
Reduzierung des Energieverbrauchs erzielt werden. Anders als bei »konventionellem« 
Walzasphalt erfolgt der Einbau von Gussasphalt aufgrund der fließfähigen Beschaffen-
heit ohne den Einsatz von Walzen und muss nicht verdichtet werden.

Der Aufbau des Brückenbelags erfolgte in Abhängigkeit von der erwarteten Verkehrs-
belastung und sah eine Gesamtdicke von rund 7,5 Zentimetern vor. Ausgeführt wurde 
eine Epoxidharzversiegelung der Stahlbeton-Fahrbahnplatte, auf die eine Dichtungs-
schicht aus einer Polymerbitumen-Schweißbahn und eine 3,5 Zentimeter dicke Gussas-
phaltschicht als Schutzschicht aufgebracht wurden. Als Deckschicht (Nutzschicht) wurde 

Was ist passiert? 

Wie kam es dazu? 
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abschließend eine weitere 3,5 Zentimeter dicke Gussasphaltschicht eingebaut.6 Die 
Ausführung des insgesamt rund 2 Kilometer langen zu erneuernden Streckenabschnitts, 
einschließlich der rund 150 Meter langen Fahrbahn auf der Brücke, erfolgte durch ein 
Tiefbauunternehmen für Verkehrswegebau.

Ein halbes Jahr nach der Fertigstellung wurden im Frühsommer zahlreiche Blasenbil-
dungen im Asphaltbelag festgestellt. Dieses Phänomen beschränkte sich auf den Stre-
ckenabschnitt der Autobahnbrücke und war dort vor allem im Randbereich der Fahr-
bahnen zu erkennen. Der Auftraggeber wollte diesen Zustand nicht hinnehmen und 
verlangte vom Auftragnehmer geeignete Nacharbeiten, um diesen Mangel zu beheben. 
Beide Parteien einigten sich darauf, den Belag des gesamten Brückenabschnitts durch 
Rück- und Neubau zu sanieren (vgl. Abb. 01). 

Abb. 01: Blick auf den teilweise abgefrästen Asphaltbelag

6 Vgl. Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen FGSV (Hrsg.): Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 
und Richtlinien für den Bau von Verkehrsflächenbefestigungen aus Asphalt. Köln: FGSV Verlag, 2013
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Im Rahmen der Sanierungsarbeiten wurden beim Abfräsen des Asphaltbelags zahlreiche 
Hohlräume entdeckt (vgl. Abb. 02 bis Abb. 04). Die Größe der Hohlräume variierte zwi-
schen 3 und 10 Zentimetern Durchmesser.

Abb. 02: Hohlräume im Asphaltbelag

Abb. 03: Wie Abb. 02
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Abb. 04: Hohlräume im Asphaltbelag nach dem Abfräsen der Blasen 

Wie dem Bautagebuch der Baustelle zu entnehmen ist, herrschte während der Aus-
führung des Fahrbahnbelags leicht regnerisches Wetter. Vor dem Einbau des Gussas-
phalts wurde das angefallene Niederschlagswasser nur unzureichend entfernt, sodass 
der Einbau auf einer nassen Unterlage erfolgte. Als Folge wurde das Wasser zwischen 
den nach unten (Polymerbitumen-Schweißbahn) und nach oben (Gussasphalt) was-
serundurchlässigen Schichten eingeschlossen. Als im Frühsommer die Temperaturen 
anstiegen und sich der Fahrbahnbelag deutlich erwärmte, verdampfte das eingeschlos-
sene Wasser teilweise. Da der Wasserdampf aber nicht entweichen konnte, erhöhte sich 
der Dampfdruck im Inneren des Asphalts stetig und führte so zu den an der Oberfläche 
sichtbaren Ausbeulungen bzw. Blasen.

Dass die sichtbaren Blasen ausschließlich in den Randbereichen der Fahrbahnen auf-
traten, hängt mit der unterschiedlichen Verkehrsbelastung der Flächen zusammen. So 
wurde in den stark belasteten Bereichen in Fahrbahnmitte das eingeschlossene Was-
ser innerhalb des Asphaltbelags »weggedrückt«, während sich in den wenig belasteten 
Randbereichen die beschriebenen wasser-/gasgefüllten Blasen bilden konnten.
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SCHADENBEHEBUNG

Der Weg zur geeigneten Sanierung
Bei vereinzelten Blasen im Asphaltbelag besteht die Möglichkeit, die Hohlräume auf-
zustechen und wieder plan anzudrücken. Im vorliegenden Fall war jedoch der gesamte 
Streckenabschnitt auf der Autobahnbrücke betroffen. Für die Schadenbehebung kam 
daher nur ein vollständiger Ersatz des betreffenden Brückenbelags infrage. Dazu wurde 
der gesamte Gussasphaltbelag bis auf die Stahlbeton-Fahrbahnplatte abgefräst und im 
Anschluss ein neuer Gussasphalt fachgerecht unter Einhaltung der geltenden techni-
schen Vorgaben eingebaut.

SCHADENREGULIERUNG

Klärung der Verantwortlichkeiten
Für die abschließende Regulierung eines Schadens müssen die Verantwortlichkeiten der 
einzelnen Beteiligten geklärt werden. Im konkreten Fall lagen diese bei dem Tiefbau-
unternehmen, das für die Ausführung des betreffenden Streckenabschnitts bzw. für den 
mangelhaften Einbau des Gussasphaltbelags auf der Autobahnbrücke verantwortlich 
war, sowie bei dem für die Bauüberwachung der Asphaltierungsarbeiten zuständigen 
Ingenieurbüro. Die (technischen) Verantwortlichkeiten wurden folgendermaßen quotiert:

 • Tiefbauunternehmen (Ausführung) – 60 Prozent
 • Ingenieurbüro (Bauüberwachung) – 40 Prozent

Die schadenbedingten Gesamtkosten wurden mit rund 500.000 Euro (netto) veran-
schlagt. Diese Summe setzt sich vor allem zusammen aus den Kosten für den Rückbau 
(einschließlich Entsorgung) und das Wiederherstellen des Asphaltbelags sowie die Mit-
arbeiterstunden (Normalstunden und Überstunden). 

Bei den Rückbau- und Wiederherstellungsarbeiten handelt es sich um eine Schadenbe-
seitigung an der eigenen Leistung des Tiefbauunternehmens; diese wurden vom Haft-
pflichtversicherer nicht übernommen.

Was wurde  

unternommen?

Wer ist wofür  

verantwortlich?
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SCHADENVERMEIDUNG

Sinnvolle Lösungsansätze

7 Vgl. Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen FGSV (Hrsg.): Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen 
und Richtlinien für Ingenieurbauten, Teil 6: Bauwerksausstattung, Abschnitt 1: Brückenbeläge auf Beton mit einer Dich-
tungsschicht aus einer Polymerbitumen-Schweißbahn (ZTV-Ing 6-1). Köln: FGSV Verlag, 2021

Bei der Herstellung des Fahrbahnbelags auf einer Autobahnbrücke wurde der verwen-
dete (temperaturabgesenkte) Gussasphalt auf nasser Unterlage eingebaut. Wasserein-
schlüsse führten später zu zahlreichen Blasenbildungen.

Um Blasenbildungen in Gussasphaltbelägen zu vermeiden, ist vor allem darauf zu ach-
ten, dass das Material auf einer grundsätzlich trockenen Unterlage eingebaut wird. In 
der Baustellenpraxis bedeutet diese Voraussetzung, dass auf der Unterlage mindestens 
kein geschlossener Wasserfilm vorhanden sein darf. Um aufsteigende Feuchtigkeit aus 
der Unterkonstruktion zu verhindern, ist bei Betonbrücken auf der Stahlbeton-Fahrbahn-
platte ein Abdichtungssystem aus einer Polymerbitumen-Schweißbahn und einer Guss-
asphaltschicht anzuordnen. Der Gussasphalt schützt dabei die Dichtungsschicht gegen 
mechanische Einwirkungen und hat eine zusätzlich abdichtende Funktion.7

Bei sorgfältigem Einbau ist Gussasphalt als Deck- und Schutzschicht für hoch belastete 
Fahrbahnbeläge auf (Autobahn-)Brücken ein besonders gut geeigneter Baustoff, da er 
verformungsbeständig, abriebfest und dauerhaft griffig ist. Da Gussasphalt zudem was-
serdicht ist, schützt er die Brückenkonstruktion vor dem Eindringen von Feuchtigkeit und 
in der Folge vor Korrosion. Alternativ zu Gussasphalt kann Splittmastixasphalt, eine stark 
belastbare Asphaltsorte mit einem hohen Anteil an Splitt und Bitumen, als Deckschicht 
für Brücken verwendet werden.

Wie geht  

es richtig?
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5.6 FALLBEISPIEL  

BESCHÄDIGTER ABWASSERKANAL DURCH FALSCH 
 GERAMMTE SCHUTZPLANKENPFOSTEN

Bei Reparaturarbeiten an einer seitlichen Schutzeinrichtung an einer Autobahnstrecke 
kam es beim Einrammen mehrerer Schutzplankenpfosten zu einer Beschädigung eines 
Abwasserkanals. In dem vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Leitungsplan war 
der Verlauf des Kanals an anderer Stelle verzeichnet.

SCHADENQUELLE

Vom Suchen und Finden der Ursache
Bei einem Abwasserkanal zur Fahrbahnentwässerung einer Autobahn wurde ein vermin-
derter Durchfluss festgestellt. Als Ursache wurde eine Verstopfung vermutet, die durch 
eine Kanaluntersuchung des betreffenden Leitungsabschnitts mit einer Kamerabefah-
rung genau lokalisiert werden sollte. Wie sich herausstellte, gab es einen erheblichen 
Wurzeleinwuchs in den Kanal, der über einen Riss im Betonrohr erfolgt war. Darüber 
hinaus wurde bei der Untersuchung festgestellt, dass neben dem eingewachsenen Wur-
zelwerk weitere Hindernisse im Kanal vorhanden waren, die von oben durch die Rohr-
wand ragten. Erkennbar war zunächst ein Metallprofil, das im Scheitelpunkt des Beton-
rohres steckte (vgl. Abb. 01). Bei genauerer Untersuchung ergab sich, dass es sich bei 
dem Objekt um das Pfostenende einer Schutzplanke handelte.

Was ist passiert? 

Wie kam es dazu? 
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Abb. 01: Metallprofil in der Rohrwand des Abwasserkanals

Schutzplanken dienen im Straßenverkehr unter anderem als Straßenbegrenzung und 
als passive Schutzeinrichtung, die das Abkommen von Fahrzeugen von der Straße ver-
hindern sollen. Damit tragen sie maßgeblich zur Verkehrssicherheit bei. Die Pfosten, an 
denen die Schutzplanken befestigt werden, werden durch Einrammen im Boden ver-
ankert. Im vorliegenden Fall handelte es sich bei dem Pfosten um ein sogenanntes 
Sigma-Profil mit den Abmessungen 100 Millimeter × 55 Millimeter. Wie sich nach einer 
weiteren Kamerabefahrung des Abwasserkanals herausstellte, ragten insgesamt acht 
Schutzplankenpfosten in einem Abstand von jeweils rund 2 Metern in das Kanalrohr (vgl. 
Abb. 02 und Abb. 03) und hatten dieses teilweise erheblich beschädigt (vgl. Abb. 04).

Abb. 02: Eingerammter Schutzplankenpfosten im Abwasserkanal



 Beschädigter Abwasserkanal durch falsch gerammte Schutzplankenpfosten 5

173

Beschädigter Abwasserkanal durch falsch gerammte Schutzplankenpfosten 5

173

Abb. 03: Blick auf weitere eingerammte Schutzplankenpfosten

Abb. 04: Durch das Einrammen beschädigtes Kanalrohr

Als schadenursächlich wurde eine vor mehreren Monaten durchgeführte Reparatur 
an den betreffenden Schutzplanken ermittelt, die durch einen Verkehrsunfall schwer 
beschädigt worden waren. Hier war die seitliche Schutzeinrichtung, das sogenannte 
Fahrzeug-Rückhaltesystem, auf einer Länge von rund 20 Metern betroffen, weshalb die-
ser Abschnitt komplett erneuert werden musste. Im Rahmen dieser Reparaturarbeiten 
wurden unter anderem acht beschädigte Schutzplankenpfosten entfernt und acht neue 
Schutzplankenpfosten eingebaut. Diese 1,7 Meter langen Pfosten wurden in einem 
Abstand von 2 Metern mit einer Einbindetiefe von rund 1 Meter in den Boden gerammt.
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Die Arbeiten wurden von einem Tiefbauunternehmen im Auftrag des betreffenden Lan-
desbetriebs für Straßenbau durchgeführt, das auch den Leitungsplan mit der vorhan-
denen Leitungsinfrastruktur im betreffenden Gebiet zur Verfügung gestellt hatte. Der 
Auftragnehmer führte keine weiteren Prüfungen hinsichtlich der Richtigkeit der Planun-
terlagen durch.

Laut Leitungsplan sollte der (später beschädigte) Abwasserkanal in 2 Metern Tiefe und 
mit einem Abstand von 1 Meter vom Fahrbahnrand verlegt sein. Die neuen Schutz-
plankenpfosten wurden mittig in diesen 1 Meter breiten Streifen eingebaut, sodass laut 
vorliegendem Plan ein ausreichender Sicherheitsabstand bis zum Abwasserkanal ver-
blieben wäre. Nach Aussage der ausführenden Schutzplankenmonteure war beim Ein-
rammen der neuen Pfosten kein wesentlicher Widerstand festgestellt worden, weshalb 
die Angaben im vorliegenden Leitungsplan nicht angezweifelt worden sind.

Wie sich später herausstellte, waren die Angaben im Leitungsplan jedoch nicht korrekt, 
denn der Abwasserkanal war nur in rund einem 1 Meter Tiefe und mit etwa 0,5 Meter 
Abstand zum Fahrbahnrand verlegt. Hier unterschieden sich der eingezeichnete und der 
tatsächliche Verlauf des Kanals sowohl in der Tiefe als auch im Abstand zum Fahrbahn-
rand. 

SCHADENBEHEBUNG

Der Weg zur geeigneten Sanierung
Die Schadenbehebung bestand darin, den beschädigten Teil des Abwasserkanals rück-
zubauen und mit neuen Betonrohren wiederherzustellen. Im Zuge der Sanierungsar-
beiten wurde der Abwasserkanal zudem tiefer gelegt, um die Kanalrohre zukünftig vor 
weiteren Beschädigungen zu schützen. Weiterhin wurde das für die Arbeiten am Abwas-
serkanal rückgebaute Fahrzeug-Rückhaltesystem neu montiert.

SCHADENREGULIERUNG

Klärung der Verantwortlichkeiten
Für die abschließende Regulierung eines Schadens müssen die Verantwortlichkeiten der 
einzelnen Beteiligten geklärt werden. Im konkreten Fall lagen diese bei dem Tiefbauun-
ternehmen, das das Fahrzeug-Rückhaltesystem erneuert und die Schutzplankenpfosten 
in den Boden eingerammt hatte, ohne vorher die vom Auftraggeber erhaltenen Leitungs-
auskünfte zu kontrollieren.

Was wurde  

unternommen?

Wer ist wofür  

verantwortlich?
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Die schadenbedingten Gesamtkosten wurden mit rund 18.000 Euro (netto) veran-
schlagt. Diese Summe setzt sich vor allem zusammen aus den Kosten für den Aus-
tausch der beschädigten Kanalrohre und die Erneuerung des für die Tiefbauarbeiten 
rückgebauten Fahrzeug-Rückhaltesystems.

8 DGUV Information 203-017 »Schutzmaßnahmen bei Erdarbeiten in der Nähe erdverlegter Kabel und Rohrleitungen«;  
Ausgabe Februar 2019

SCHADENVERMEIDUNG

Sinnvolle Lösungsansätze
Im Rahmen von Reparaturarbeiten an einem Fahrzeug-Rückhaltesystem an einer Auto-
bahn wurden mehrere Schutzplankenpfosten in einen Abwasserkanal gerammt, sodass 
dieser erheblich beschädigt wurde. In dem vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten 
Leitungsplan war der Verlauf des Abwasserkanals an anderer Stelle verzeichnet.

Alle im Baugrund stattfindenden Arbeiten setzen eine umfassende Leitungsauskunft für 
das betreffende Gebiet voraus. Nur mit detailliertem Wissen über die vorhandene Lei-
tungsinfrastruktur können Schäden verhindert werden. Als vorbereitende Maßnahme 
der Rammarbeiten für das Aufstellen der Schutzplankenpfosten hätte der Verlauf des 
Abwasserkanals trotz Übergabe der Leitungsauskunft durch den Auftraggeber überprüft 
werden müssen. Ohne genaue Kenntnis der Lage (Verlauf und Tiefe) von erdverlegten 
Ver- und Entsorgungsleitungen ist es unzulässig, Gegenstände in das Erdreich zu trei-
ben.8

Wie geht  

es richtig?
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6 TRANSFORMATION DER 
INFRASTRUKTUR

Im folgenden Kapitel steht mit der Transformation der Infrastrukturen ein Thema im 
Fokus, das die Branche aktuell besonders beschäftigt. Forschungsinstitute, Unterneh-
men, Verbände und weitere (Bau-)Beteiligte thematisieren konkrete Problemfelder und 
zeigen zahlreiche Lösungsmöglichkeiten auf, die den Schutz und die Weiterentwicklung 
der technischen Infrastrukturen sowie die Gestaltung zukunftsfähiger Städte und Quar-
tiere betreffen.

6.1 Boden, Material und sicherer Leitungstiefbau

Kontinuierliche Baumaßnahmen im Tiefbau sind entscheidend für die Weiterentwick-
lung der technischen Versorgungsnetze von Städten und Gemeinden. Die betreffenden 
Arbeiten werden überwiegend unterhalb der Erdoberfläche durchgeführt und nehmen 
direkten Einfluss auf den Baugrund. Die folgenden Beiträge geben unter anderem einen 
aktuellen Überblick über nachhaltige Maßnahmen zum Schutz der Ressource Boden, 
innovative Lösungen zur Ressourcenschonung bei Infrastrukturprojekten und neue Ideen 
für den verbesserten Schutz von bestehenden technischen Infrastrukturen.
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6.1.1 Prognose und Bewertung von durch Tiefbauarbeiten  
verursachten Bauwerkserschütterungen

1 Achmus, M.; Kaiser, J.; tom Wörden, F.: Bauwerkserschütterungen durch Tiefbauarbeiten. Grundlagen – Messergebnisse 
– Prognosen. Hannover: Institut für Bauforschung, 2005 (Informationsreihe des Instituts für Bauforschung e. V.; 20)

Bautätigkeiten gehen grundsätzlich mit Erschütterungen 
und Lärmentwicklung einher, die das Umfeld einer Bau-
maßnahme unterschiedlich stark beeinträchtigen können. 
Besonders im Tiefbau wird häufig gezielt dynamisch auf den 
Baugrund eingewirkt, um beispielsweise Bodenwiderstände 
beim Einbringen von Pfählen oder Spundbohlen zu über-
winden (Pfahl- oder Spundwandrammung) oder nichtbin-
dige Böden effizient zu verdichten (Vibrationsverdichtung). 
Bei diesen Verfahren übertragen sich Erschütterungen über 
den Baugrund auf nahegelegene Bauwerke, was potenziell 
Schäden verursachen kann. Die möglichen Schäden reichen 
von oberflächlichen, nur die Ästhetik beeinträchtigenden 
Rissen bis hin zu ernsthaften strukturellen Schäden, welche 
die Stabilität eines Bauwerks gefährden können.

Im 20. Bericht des Instituts für Bauforschung (IFB)1 wur-
den bereits die Grundlagen der Beschreibung und Übertra-
gung von Erschütterungen im Baugrund behandelt. Dabei 
wurden bodendynamische Grundlagen und die Grundlagen 
der Erschütterungsausbreitung im Baugrund und der Über-
tragung auf und in Gebäuden behandelt. Anhand der Aus-
wertung von Erschütterungsmessungen bei Vibrations- und 

Schlagrammarbeiten und bei Vibrationsverdichtungsarbeiten wurden einfache Progno-
segleichungen für die Schwinggeschwindigkeit von Bauwerksfundamenten abgeleitet. 
Darauf aufbauend wurden Empfehlungen zur Prognose und zur Bewertung von Bau-
werkserschütterungen gegeben.

In einem voraussichtlich im Herbst 2025 erscheinenden IFB-Bericht soll der 20. Bericht 
fortgeschrieben werden. Prognosegleichungen für Boden- und Fundamenterschütterun-
gen werden neu zusammengestellt und insofern diskutiert, als sie mit anderen Progno-
segleichungen aus der Literatur verglichen werden. Zusätzlich werden auch Prognose-
gleichungen für Tiefenrüttelarbeiten sowie für fallende Massen mitgeteilt. Ansätze zur 
Abschätzung der Erschütterungsübertragung in Gebäuden, das heißt vom Fundament 
auf Stockwerksdecken oder auf Bauteile im Obergeschoss, werden ebenfalls angege-

Prof. Dr. Martin Achmus 

Paul Hönnecke
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ben. Abschließend soll die Anwendung des Prognose- und Bewertungskonzepts an Bei-
spielen erläutert werden.

Im Vorgriff auf den kommenden IFB-Bericht sollen hier Prognosegleichungen für Funda-
menterschütterungen infolge Vibrationsverdichtung angegeben und deren Anwendung 
an einem Beispiel erläutert werden.

Beispiel
In direkter Nähe zu einem in Massivbauweise errichteten Einfamilienhaus wurde ein 
Supermarkt mit angrenzenden Parkplatzflächen errichtet. Die Parkplatzflächen wurden 
mit einer Vibrationswalze BOMAG BW 213 D4 verdichtet, wobei der minimale Abstand 
der Verdichtungsarbeiten zum Einfamilienhaus etwa 10 Meter betrug (Abb. 01). Das 
Gewicht der Vibrationswalze beträgt 15,75 Tonnen und die Arbeitsfrequenz 30 Hertz. Im 
Zuge dieser Arbeiten kam es nach Angaben der Bewohner zu heftigen Schwingungen 
in ihrem Gebäude und zur Entstehung diverser Risse. Es soll überprüft werden, ob der 
Walzeneinsatz als Ursache für die Rissbildungen infrage kommt.

Abb. 01: Beispielskizze der Situation mit dem Abstand zwischen dem Einfamilienhaus und den 
Parkplätzen [Quelle: Prof. M. Achmus]
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Prognosegleichungen für Fundamentschwinggeschwindigkeiten

2 Bundesanstalt für Wasserbau (Hrsg.): Statistische Auswertung von Erschütterungsemissionen. FUE-Abschlussbericht 
A395 205 70002 (Korrigierte Fassung 2020), Karlsruhe, 2020. https://hdl.handle.net/20.500.11970/105093

Als Bezugswert für die Beurteilung der möglichen Schädigung eines Gebäudes oder 
Bauteils infolge Erschütterung hat sich aufgrund von Erfahrungen die maximale Ampli-
tude der Schwinggeschwindigkeit  bewährt. In der einschlägigen Norm DIN 4150-3 
»Erschütterungen im Bauwesen – Teil 3: Einwirkungen auf bauliche Anlagen« werden 
Anhaltswerte für maximale Schwinggeschwindigkeitsamplituden am Fundament, im 
Obergeschoss eines Gebäudes und von Stockwerksdecken angegeben, bei deren Unter-
schreitung nicht mit Bauwerksschäden zu rechnen ist (unter Voraussetzung eines ord-
nungsgemäßen Unterhaltungszustands des Bauwerks).

Prognosegleichungen für  stammen aus der Auswertung von Schwingungsmessun-
gen. Im 20. Bericht des IFB wurden insgesamt 86 Datensätze von Fundamentschwing-
geschwindigkeiten für Vibrationswalzen ausgewertet. Die damit kalibrierten Prognose-
formeln wurden unmittelbar als Funktion des Betriebsgewichts G der Walzen und des 
Abstands des Einsatzorts vom Gebäude r formuliert. Die erhaltenen Prognosegleichun-
gen sind in Gleichung (1) und (2) dargestellt und geben die maximale Komponente der 
Fundamentschwinggeschwindigkeit  an.

 (1)

 (2)

Es werden Prognosewerte für 50-prozentige und für 2,25-prozentige Überschreitungs-
wahrscheinlichkeiten angegeben. Dies ist erforderlich, um die starke Streuung der 
Messwerte in der Prognose abzubilden. Die Streuung wird ganz wesentlich durch die 
Nichtberücksichtigung des Baugrundaufbaus in den einfachen Prognoseansätzen ver-
ursacht. Der zu einer 2,25-prozentigen Überschreitungswahrscheinlichkeit gehörige 
Worst-Case-Wert ist rund 2,5-mal größer als der mittlere Erwartungswert, was die rela-
tiv starke Streuung verdeutlicht.

Die Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) hat Erschütterungsmessungen infolge Verdich-
tung mit Vibrationswalzen mit einem Gewicht von bis zu 13 Tonnen ausgewertet.2 Die 
von der BAW ermittelten Prognosegleichungen für die maximale Komponente der Fun-
damentschwinggeschwindigkeit sind in den Gleichungen (3) und (4) jeweils für eine 
Überschreitungswahrscheinlichkeit von P = 50 Prozent bzw. P = 5 Prozent dargestellt.

 (3)

 (4)

https://hdl.handle.net/20.500.11970/105093
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In diesem Ansatz wird der Worst-Case-Wert (P = 5 Prozent) sogar 10-mal höher ange-
setzt als der mittlere Erwartungswert.

Abb. 02 zeigt einen Vergleich der Prognosegleichungen für die Fundamentschwing-
geschwindigkeit. Gewählt wurde für die Prognosegleichungen des 20. IFB-Berichts 
(Gl. 1und 2) ein Gerätegewicht von 13 Tonnen. Es ist zu erkennen, dass die Prog-
nosegleichungen im meist relevanten Abstandbereich zwischen rund 5 Metern und 
30 Metern in etwa die gleichen mittleren Erwartungswerte (P = 50 Prozent) prognosti-
zieren. Aus der Gleichung der BAW ergeben sich jedoch deutlich größere Extremwerte 
(P = 5 Prozent bzw. 2,25 Prozent) als aus der entsprechenden Gleichung des 20. IFB-
Berichts. Es ist nicht ganz klar, auf welcher Datenbasis der sehr ungünstige BAW-Ansatz 
beruht. Eine gewisse Unschärfe weist der Ansatz auch auf, weil er generell für alle 
 Vibrationswalzen mit Gewichten bis 13 Tonnen gilt. Es ist aber festzuhalten, dass offen-
bar zumindest in Sonderfällen auch noch größere Schwinggeschwindigkeiten auftreten 
können als nach Gleichung (2) ermittelt.

Abb. 02: Prognosegleichungen des 20. IFB-Berichts und der BAW für die maximale Komponente 
der Fundamentschwinggeschwindigkeit infolge Verdichtung mit Vibrationswalzen [Quelle: Prof. 
Dr.-Ing. M. Achmus]

Für das hier betrachtete Beispiel ( G = 15,75 t, r = 10 m) ergibt sich aus Gleichung (1) 
ein mittlerer Erwartungswert der Fundamentschwinggeschwindigkeit von 1,71 mm/s 
und ein Worst-Case-Wert aus Gleichung (2) von 4,31 mm/s. Aus den BAW-Gleichun-
gen (3) und (4) erhält man einen mittleren Erwartungswert von 1,60 mm/s und einen 
Worst-Case-Wert von 16,0 mm/s.
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Übertragung im Gebäude und Bewertung
Bei Erschütterungen infolge Vibrationsverdichtung handelt es sich im Sinne der 
DIN 4150-3 um Dauererschütterungen. Für solche Dauererschütterungen werden in 
der DIN 4150-3 Anhaltswerte für die horizontale Schwinggeschwindigkeit von Bauteilen 
im Obergeschoss ( ) und für die vertikale Schwinggeschwindigkeit von Decken ( ) 
angegeben. Für Wohngebäude gelten folgende Werte:

 • Bauteile im Obergeschoss:  < 5 mm/s,
 • Stockwerksdecken:  < 10 mm/s.

Die Veränderung der Erschütterungsintensität bei der Übertragung der Schwingungen 
im Gebäude, das heißt vom Fundament auf Bauteile bzw. Stockwerksdecken, ist durch 
Übertragungsfaktoren zu berücksichtigen, die von den Eigenschaften des Gebäudes – 
konkret den Eigenfrequenzen der Bauteile – abhängen.

Eigenfrequenzen für horizontale Schwingungen von Wohngebäuden sind üblicherweise 
klein (< 10 Hertz). Resonanz kann deshalb vorliegend ausgeschlossen werden, weil 
die Betriebsfrequenz der Vibrationswalze 30 Hertz beträgt und damit deutlich höher 
liegt. Der Übertragungsfaktor vom Fundament auf die oberste Deckenebene kann dann 
zu  = 1 abgeschätzt werden. Setzt man den Worst-Case-Wert der Fundament-
schwinggeschwindigkeit nach Gleichung (2) an, so ergibt sich damit ein Prognosewert 
für  von 4,31 mm/s, der unterhalb des Anhaltswerts der DIN 4150-3 liegt. Legt man 
allerdings den BAW-Ansatz nach Gleichung (4) zugrunde, so ergibt sich ein Progno-
sewert von  = 16,0 mm/s, der deutlich über dem Anhaltswert liegt. Die mittleren 
Erwartungswerte (1,71 mm/s bzw. 1,60 mm/s) liegen allerdings in beiden Fällen unter 
dem Anhaltswert der DIN 4150-3.

Stahlbetondecken im Wohnungsbau weisen normalerweise Eigenfrequenzen zwischen 
15 und 35 Hertz auf. Da die Betriebsfrequenz der Vibrationswalze innerhalb dieses 
Bereichs liegt, ist vorliegend mit Resonanzerregung zumindest von Stockwerksdecken 
mit kleineren Stützweiten zu rechnen. Im Resonanzfall kann der Übertragungsfak-
tor vom Fundament auf die Deckenmitte von Stahlbetondecken zu  = 10 abge-
schätzt werden. Die Schwinggeschwindigkeit in Deckenmitte ergibt sich somit zu maxi-
mal  = 17,1 bis 40,31 mm/s (mittlerer Erwartungswert – Worst-Case-Wert) bzw. bei 
Berücksichtigung der BAW-Gleichungen sogar zu  = 16,0 bis 160,0 mm/s. Selbst die 
mittleren Erwartungswerte überschreiten somit den Anhaltswert der DIN 4150-3 erheb-
lich.
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Für das Beispiel kann somit festgestellt werden, dass der Betrieb der Vibrationswalze 
mit hoher Wahrscheinlichkeit zu Erschütterungen geführt hat, die potenziell Bauwerks-
schäden verursachen können. Die Entstehung von Rissen kann somit als plausibel 
bewertet werden.

Abschließend ist festzuhalten, dass die Ergebnisse von Prognoseberechnungen nicht 
immer so eindeutig sind wie im vorgestellten Beispiel. In manchen Fällen kann eine 
Schadenursächlichkeit mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden, wenn 
nämlich auch obere Erwartungswerte von Schwinggeschwindigkeiten deutlich unter-
halb der Anhaltswerte der DIN 4150-3 liegen. Selbst wenn Bauwerksrisse nachweislich 
entstanden wären, wäre dann davon auszugehen, dass deren Hauptursache Bauwerks- 
bzw. Bauteilmängel waren. In anderen Fällen kann – wie im dargestellten Beispiel – 
eine Schadenursächlichkeit als wahrscheinlich beurteilt werden, wenn bereits mittlere 
Erwartungswerte oberhalb der DIN-Anhaltswerte liegen. Zwischen diesen beiden Fällen 
liegt allerdings eine »Grauzone«, in der keine zuverlässige Aussage zu einer Schadenur-
sächlichkeit möglich ist, weil zum Beispiel einzelne obere Erwartungswerte oberhalb der 
DIN-Anhaltswerte liegen, mittlere Erwartungswerte aber unterhalb.

Entsprechend können die vorgestellten Prognosegleichungen sehr hilfreich sein, um 
die Wahrscheinlichkeit der Entstehung von Schäden zu beurteilen oder um Mindestab-
stände für bestimmte Baugeräte von vorhandenen Gebäuden abzuschätzen. Wenn aller-
dings eine hohe Genauigkeit der Prognose gefordert ist, sind bauvorbereitende oder 
baubegleitende Schwingungsmessungen unverzichtbar.

Prof. Dr.-Ing. Martin Achmus ist Professor für Geotechnik an der Leibniz Univer-
sität Hannover. Er ist außerdem Gesellschafter eines Ingenieurbüros für Grund-
bauplanung und öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger für Bau-
grunduntersuchungen, Erd- und Grundbau. Als solcher ist er als von Gerichten 
beauftragter Gutachter häufig mit Schadenfällen infolge von durch Baugeräte ver-
ursachten Bauwerkserschütterungen befasst.

M.Sc. Paul Ole Hönnecke ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Geo-
technik der Leibniz Universität Hannover. Im Zuge seiner Forschungstätigkeit hat 
er sich intensiv mit der Prognose von Schäden an Gebäuden durch Erschütte-
rungseinwirkungen befasst.
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6.1.2 Ressourcenschutz und Nachhaltigkeit durch  
Bodenmanagement und Flüssigbodeneinsatz

Nicht erst seit dem ausgerufenen Green Deal der euro-
päischen Kommission stehen die Bauschaffenden in der 
Verantwortung für Boden- und Gewässerschutz, Ressour-
censchutz, CO2-Einsparungsverantwortung, Nachhaltig-
keit und Deponieverantwortung. Die ordnungsgemäße und 
oder schadlose Verwertung von Bodenabfällen wird seit 
Jahrzenten im Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG), im Bun-
des-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und im Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) geregelt. Neu hinzugekommen ist die 
sogenannte Mantelschutzverordnung/Ersatzbaustoffver-
ordnung (EBV), die seit dem 1. August 2023 die in Teilen 
noch heute angewendete LaGa 20 ablöst. Die Verantwor-

tung gegenüber der Umwelt und die Einhaltung gesetzlicher Vorschriften erfordern Ideen 
und Lösungen in der Bauwirtschaft.

Diese Aufgabenstellungen mit größtem Stellenwert für Umwelt und Bauwesen waren 
Anlass, ein Bodenmanagement zu entwickeln, das es ermöglicht, Erdaushub jeglicher 
Baumaßnahmen aufzubereiten und wiederzuverwerten anstatt diesen zu entsorgen bzw. 
zu deponieren.

Der Umweltschutz fordert über seine bestehenden Gesetze – zu Recht – den kontrol-
lierten Umgang mit sogenanntem Bodenabfall. Die Annahme, Analyse und Sortierung/
Siebung von Bodenmengen ist in urbanen Gebieten, das heißt insbesondere auf inner-
städtischen Baustellen, nicht umzusetzen, weshalb eine stadtnahe »Verwertungsstelle« 
entwickelt wurde. Die Vorteile:

 • Boden, der in entfernte Deponien gebracht werden musste, wird in kurzer Entfernung 
verwertet (CO2-Einsparung),

 • Boden ohne Analytik wird auf Schadstoffgehalt geprüft, eine mögliche Zwischenlage-
rung erfolgt nach niedersächsischem Erlass (Kleinmengen),

 • Kleinmengen aus Hausanschlüssen, Kabelverlegungen, kleinen Baumaßnahmen etc. 
können so überwacht und wirtschaftlich wiederverwertet werden,

 • Aussiebung/Wiederverwertung bis Materialklasse BM-F1, eingeschränkt BM-F2 
sowie Sonderlösungen sind in Absprache mit der Umweltbehörde möglich,

Christian Staub
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 • Ressourcenschutz, da »Frischboden« aus Sandgruben nicht mehr abgebaut werden muss,
 • Deponien werden geringfügiger belastet,
 • die Herstellung von Flüssigboden aus Aushubböden wird als zusätzliche Möglichkeit 

und Innovation im Kabel- und Rohrleitungsbau eingesetzt.

Die Firma Clausing hat in Zusammenarbeit mit dem Versorgungsunternehmen Stadt-
werke Osnabrück ein entsprechendes Konzept zur vertraglichen Abwicklung des vorge-
nannten Bodenmanagements entwickelt. Die Anlage wird seit 2021 entsprechend der 
erhaltenen BImSchG-Genehmigung betrieben. Beispielhaft könnte sie anderen Kommu-
nen oder Unternehmen zum Aufbau eines Bodenmanagements dienen.

In Abstimmung mit der regionalen Aufsichtsbehörde, dem Auftraggeber und dem Betrei-
ber des Bodenmanagements kann ein größerer Bereich einer Kommune als Strecke 
definiert werden, der den Transport von der Baustelle ohne Analyse und Begleitschein-
verfahren zulässt, die Forderung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und das Verbot 
des Abfalltransports also begrenzt bzw. einschränkt. Im beschriebenen Fall wird nach 
Sammlung und Bodenanalyse der Haufwerke gemäß niedersächsischem Erlass der 
Boden – sofern geeignet – in unterschiedliche Korngruppen gesiebt und in entspre-
chenden Baustellen des Auftraggebers wieder eingebaut. Im Mittel konnte durch das 
Bodenmanagement in den vergangenen Jahren eine Wiederverwertung von ca. 80 Pro-
zent der angelieferten Aushubböden erreicht werden. Neben der Deponieverantwortung 
und der Ressourcenschonung wurde zudem die CO2-Belastung aufgrund kürzerer Trans-
portwege verringert.

Die Hochschule Osnabrück hat insbesondere zum Thema CO2-Einsparung im Forschungs-
projekt ReBoK (Ressourcenschutz durch intelligentes Bodenmanagement urbaner Kleinbau-
stellen)1 bemerkenswerte Ergebnisse ermittelt.

Aufgrund der großen Nachfrage an Boden- und Recyclingmaterialien wurde die 
BImSchG-Genehmigung der Aufbereitungsanlage auf eine Durchsatzleistung von 1.500 
Tonnen/Tag erweitert, die Gesamtlagerkapazitäten auf 6.750 Tonnen. Die gefährlichen 
Abfälle, für die eine Wiederverwertung ausgeschlossen ist, werden in einer gesonderten 
Halle gesammelt und kurzfristig einer Deponie zugeführt, laut Gewerbeaufsicht ist diese 
Zwischenlagerung auf maximal 200 Tonnen begrenzt.

Für den urbanen Bereich empfiehlt es sich für den Einbau wiedereinbaufähiger Boden-
materialien ein Flächenkataster über die entsprechenden Gebiete zu legen, um Parame-
ter über Grundwasserstände und sonstige Anforderungen an den Wiedereinbau gemäß 
Ersatzbaustoffverordnung übersichtlich darzulegen.

1 Hochschule Osnabrück: Ressourcenschutz durch intelligentes Bodenmanagement urbaner Kleinbaustellen.  
Vgl. www.hs-osnabrueck.de/rebok [abgerufen am: 17.04.2025]

http://www.hs-osnabrueck.de/rebok
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Anders als die hier aufgezeigte Lösung für den urbanen Bereich sind Abläufe des 
Bodenmanagements unter Einhaltung der Vorgaben der Mantelschutzverordnung für 
zusammenhängende große Baustellen individuell zu planen und zu genehmigen. Eine 
für 2025 vorgesehene Evaluierung der Mantelverordnung muss aber für Vereinfachun-
gen und eine praktikablere Anwendung sorgen. Die aktuelle Preisentwicklung von Natur-
sanden und sonstigen mineralischen Schuttgütern sowie Deponie-/Einlagerungskosten 
sind neben der Verantwortung für die Umwelt auch wirtschaftlich das eindeutige Argu-
ment für den Einsatz von Recyclingbaustoffen und Bodenmanagement.

Abb. 01: Aufbereitungsplatz für Bodenmanagement, Mischanlage für Compound, Zement und 
Steuerungstechnik [Foto: Clausing GmbH Tiefbauunternehmen]

Flüssigboden
Neben der wirtschaftlichen Anwendung des Bodenmanagements in Baumaßnahmen des 
Straßen- und Leitungsbaus ist der Einsatz von Flüssigboden eine weitere Entwicklung 
zur Optimierung von Bauabläufen. Flüssigboden ist ein weiteres Multitalent für die Bau-
wirtschaft. Er findet Einsatz in schwer zugänglichen oder schwer verdichtbaren Gräben, 
bei Leitungskreuzungen und für die Verfüllung von Baugruben und Arbeitsräumen, ins-
besondere im Kanal- und Rohrleitungsbau. Aufgrund der Erfüllung der Anforderungen 
an die thermische Leitfähigkeit des Bettungsmaterials ist er auch zur Ummantelung von 
Strom-/Transportleitungen geeignet. Eine weitere Einsatzmöglichkeit ist die Herstellung 
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von Schlitzwänden. Diese Vielseitigkeit macht Flüssigboden zur idealen Wahl für ver-
schiedenste Herausforderungen im Tiefbau. Durch den Einsatz von Flüssigboden werden 
Bauarbeiten verkürzt, während Lärm, Erschütterungen und Staubbelastung auf ein Mini-
mum reduziert werden – ein klarer Vorteil für Umwelt, Beschäftigte und Anwohner.

Durch die engmaschige Überwachung des gesiebten Bodenaushubmaterials werden die 
Böden aus dem Bodenmanagement auch für die Flüssigbodenproduktion eingesetzt. 
Das überwachte Verfahren entspricht den Richtlinien des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
und fördert so eine zusätzliche nachhaltige Bauweise. Die Produktion des Flüssigbodens 
wird durch die Bundesqualitätsgemeinschaft Flüssigboden e. V. zertifiziert und in der 
Verbindung fremdüberwacht. Der fließfähige und selbstverdichtende Einbau von Flüssig-
boden gewährleistet einen erschütterungsfreien Einbau, da mechanische Verdichtungen 
nicht erforderlich sind; dabei ist eine hohlraumfreie Verfüllung garantiert und das Ergeb-
nis bereits nach wenigen Stunden belastbar bzw. überbaubar. Die sogenannte Spaten-
lösbarkeit ist dauerhaft gewährleistet.

Die für den Gasversorgungsleitungsbau erforderliche Detektierbarkeit zur Feststellung 
von Leckgas wurde durch einen Feldversuch nachgewiesen, sodass von einer uneinge-
schränkten Einsatzmöglichkeit gesprochen werden kann. Gleiches gilt für die Porosität 
zur Wasserdurchlässigkeit.

Neben der Fähigkeit des Abbindens des Flüssigbodens unter Grundwasser wird für die 
Arbeitsvorbereitungen auch die Möglichkeit einer geringeren Grabenbreite untersucht. 
Betretbare Arbeitsräume im Rohrleitungsbau und Kanalbau können weitgehend reduziert 
werden, Aushub und Abtransporte, Bodendeponierung – sofern nicht wieder einbaufähig 
– optimieren die Wirtschaftlichkeit einer Maßnahme.

Die entwickelte und überwachte »Rezeptentwicklung« berücksichtigt alle entsprechen-
den Regelwerke und DIN-Vorgaben wie:

 • Abwasser – DIN EN 1610 Arbeitsblatt DWA – A 139,
 • Trinkwasser – DVGW Arbeitsblatt W 400-2,
 • Erdgas – DVGW Arbeitsblatt G 459, G 462, G 463 bezgl. Bettungsbedingung DVGW 

GW 310,
 • Elektrizität – DIN VDE 0276 – 603,
 • Telekommunikationskabel – ZDV-TK Netz 10,
 • Fernwärme Regelwerk – AGFW Arbeitsblätter FW 401, FW 410 und FW 420.

Darüber hinaus wird der Verfestigungsverlauf über Rückstellprobekörper ständig über-
wacht.
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Abb. 02: Schematische Darstellung des Verfestigungsverlaufs2 [ZFSV]

Im Merkblatt der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) für die 
Herstellung und Verwendung von zeitweise fließfähigen, selbstverdichtenden Verfüllbau-
stoffen (ZFSV) im Erdbau werden sämtliche Aussagen über Anforderungen Eigen- und 
Fremdüberwachungsintervalle geregelt, was einen optimalen Einsatz von Flüssigboden 
gewährleistet. Die Kombination des Bodenmanagements und die mögliche Anwendung 
von Flüssigboden erfüllen berechtigte Anforderungen aus Nachhaltigkeit, Umweltschutz 
und Wirtschaftlichkeit.

Dipl.-Ing. (SFI) Christian Staub ist Präsidiumsmitglied im Zentralverband des Deut-
schen Baugewerbes. Seit 1986 führt er als geschäftsführender Gesellschafter das 
Tiefbauunternehmen Clausing GmbH und das Hochbauunternehmen Chr. Staub 
Baugesellschaft mbH in Osnabrück. Im Jahr 2021 gründete er die Firma BMFO 
Bodenmanagement Flüssigboden GmbH. 
 
Nach seinem Engagement als Obermeister der Bau-Innung Osnabrück, Vorstands-
mitglied und Präsident des Baugewerbeverbandes Niedersachsen setzt er sich 
darüber hinaus in verschiedenen Gremien für innovative Entwicklungen im Bau-
hauptgewerbe beratend ein.

2 M ZFSV Merkblatt für die Herstellung und Verwendung von zeitweise fließfähigen, selbstverdichtenden Verfüllbaustoffen 
(ZFSV) im Erdbau, Ausgabe 2025 (FGSV-Nr.: 563)
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6.1.3 Nachhaltig, widerstandsfähig, ressourcenschonend:  
So wird Infrastruktur zukunftsfähig

Infrastrukturbau im Wandel: Herausforderungen  
und Chancen
Brücken, Straßen, Schienenwege – sie sind das Rückgrat 
unserer modernen Gesellschaft. Doch viele dieser Bau-
werke haben ihre besten Jahre hinter sich. Sanierungsstau, 
steigende Anforderungen an Klimaschutz und Ressourcen-
schonung sowie wachsende Verkehrsbelastung fordern eine 
Bauwirtschaft, die nicht nur eine leistungsfähige, sondern 
auch eine nachhaltige und widerstandsfähige Infrastruktur 
schafft.

Dabei ist klar: Ohne eine echte Kreislaufwirtschaft bleibt die Bauwirtschaft in den alten 
Mustern – die auf endlichem Rohstoffabbau basieren – gefangen. Eine zukunftsfähige 
Infrastruktur muss ressourceneffizient sein. Das bedeutet, hochwertige Recyclingbau-
stoffe gezielt zu nutzen, anstatt sie zu deponieren. Technisch ist das längst machbar – 
doch in der Praxis gibt es Hürden, die eine nachhaltige Infrastruktur unnötig ausbrem-
sen.

Recyclingbaustoffe: Die Lösung liegt bereit – wir müssen sie nur nutzen

Die Idee ist simpel: Was beim Rückbau von Bauwerken im Hoch-, Tief- und Straßenbau 
anfällt, sollte sinnvoll wiederverwendet werden, anstatt als Abfall entsorgt zu werden. 
Ein Material, das gestern noch eine Straße war, kann morgen wieder eine Straße sein. 
Oder ein Bahntrassenbett. Oder ein Fundament.

Mit der Ersatzbaustoffverordnung (EBV) wollte der Gesetzgeber genau diese Kreisläufe 
fördern. Doch in der Praxis sehen wir oft das Gegenteil: Bürokratie, Unsicherheit und ein 
hoher Dokumentationsaufwand schrecken ab. Besonders hinderlich ist der rechtliche 
Status vieler Recyclingbaustoffe – denn solange sie formal als Abfall gelten, sind sie mit 
strengen Auflagen und komplizierten Ausschreibungsbedingungen belastet.

Ergebnis? Die Infrastrukturprojekte von heute werden noch immer mit Primärbaustoffen 
realisiert, während hochwertige Recyclingmaterialien auf Halde liegen oder deponiert 
werden. Dabei wäre der Nutzen enorm: Weniger Rohstoffverbrauch, weniger CO2-Emis-
sionen und eine stabilere Versorgung mit Baustoffen für die dringend benötigte Moder-
nisierung unserer Infrastruktur.

Katrin Mees
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Abfall oder Produkt?

Der wichtigste Hebel für eine zukunftsfähige Infrastruktur ist also nicht technischer, sondern 
rechtlicher Natur: Recyclingbaustoffe müssen als gleichwertige Bauprodukte anerkannt wer-
den. Die Bauwirtschaft fordert daher eine klare Regelung für das Abfallende, die sicherstellt, 
dass güteüberwachte Ersatzbaustoffe nicht als Abfall, sondern als vollwertige Baustoffe gel-
ten. Das würde nicht nur den Einsatz von Recyclingmaterial erleichtern, sondern auch die 
Akzeptanz in öffentlichen Ausschreibungen erhöhen. Denn bisher greifen viele Auftraggeber 
lieber auf klassische Primärbaustoffe zurück – nicht, weil sie besser wären, sondern weil 
sie einfacher zu beschaffen sind. Und das ist genau das Problem: Wir haben die Baustoffe 
für eine ressourcenschonende Infrastruktur – wir dürfen sie nur nicht effizient nutzen.

Politische Widersprüche: Erst fordern, dann verhindern?

Während die Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie (NKWS) eine stärkere Nutzung von 
Recyclingmaterial fordert, setzt die Politik gleichzeitig auf Bestandserhalt statt Neubau, 
um Ressourcen zu sparen. Das klingt gut, ist aber ein klassisches Dilemma: Ohne Abriss 
gibt es kein Material für Recycling. Ohne Recyclingmaterial kann es aber keine echte 
Kreislaufwirtschaft geben. Eine Strategie, die beides will – weniger Neubau und mehr 
Sekundärbaustoffe – läuft Gefahr, sich selbst auszubremsen.

Hier braucht es mehr Realismus: Nachhaltige Infrastruktur erfordert nicht weniger 
Bauen, sondern intelligenteres Bauen. Dazu gehört ein konsequenter Einsatz von Recy-
clingbaustoffen und eine Regulierung, die sie nicht als Ausnahme, sondern als Normal-
fall betrachtet.

Klare Weichenstellungen für eine zukunftsfähige Infrastruktur

Damit der Infrastrukturbau wirklich nachhaltig, widerstandsfähig und ressourcenscho-
nend wird, braucht es keine komplizierten Theorien, sondern pragmatische Entscheidun-
gen. Die Bauwirtschaft weiß, wie Kreislaufwirtschaft funktionieren kann – sie braucht 
nur endlich die richtigen Rahmenbedingungen. An erster Stelle steht die rechtliche 
Anerkennung von güteüberwachten Ersatzbaustoffen als reguläre Bauprodukte. Wenn 
ein Material alle technischen und umweltrelevanten Prüfungen besteht, gibt es keinen 
sachlichen Grund, es weiterhin als Abfall einzustufen. Erst wenn dieser unnötige Makel 
verschwindet, kann Recyclingmaterial seine volle Marktfähigkeit entfalten.

Mindestens genauso wichtig ist der Abbau bürokratischer Hürden. Der derzeitige Doku-
mentationsaufwand schreckt viele Bauherren und Auftraggeber ab – nicht, weil sie Recy-
clingbaustoffen misstrauen, sondern weil der Nachweis ihres Einsatzes oft unverhältnis-
mäßig kompliziert ist. Eine bundesweit einheitliche digitale Lösung könnte hier Abhilfe 
schaffen, den Materialeinsatz vereinfachen und die Marktakzeptanz nachhaltig erhöhen. 
Zudem braucht es endlich eine konsequente Berücksichtigung von Recyclingbaustoffen 
in öffentlichen Ausschreibungen. Wo immer es technisch möglich und wirtschaftlich sinn-
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